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1 Einleitung 

1.1 Einführung 

Mit dem IFRS for SMEs steht seit 2009 auch kleinen und mittelgroßen Unternehmen 

(KMU) ein internationaler Rechnungslegungsstandard zur Verfügung, welcher speziell 

zur Anwendung durch diese Unternehmen veröffentlicht wurde. Bei dem IFRS for 

SMEs handelt es sich um ein speziell für SMEs entwickeltes, eigenständiges, an die 

International Financial Reporting Standards (IFRS) angelehntes Regelwerk, welches 

in erster Linie von Kosten-Nutzen-Abwägungen geprägt ist.1 Während die full IFRS zur 

Anwendung von börsennotierten Unternehmen bestimmt sind, zielt der IFRS for SMEs 

auf die Anwendung durch Unternehmen ab, deren Eigenkapitalinstrumente nicht öf-

fentlich gehandelt werden. Um dem Anspruch der weltweiten Akzeptanz gerecht zu 

werden, geht das International Accounting Standards Board (IASB) bei der Entwick-

lung auf die Bedürfnisse dieser Unternehmen ein. Im Vergleich zu den full IFRS ist der 

IFRS for SMEs beispielsweise kompakter. Im Wesentlichen wurden Bestimmungen 

der full IFRS zweckdienlich eingearbeitet und auf SMEs zugeschnitten, Wahlrechte 

und Bewertungsprinzipien vereinfacht, der Umfang von Pflichtangaben reduziert und 

insbesondere Wert auf eine klare Sprache und leicht übersetzbare Texte gelegt. 

Der IFRS for SMEs ist in der EU nicht verpflichtend anzuwenden. Das IASB beabsich-

tigte bereits bei dessen Veröffentlichung, den Standard in regelmäßigen Abständen zu 

überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. Schon zu diesem Zeitpunkt stand also 

fest, dass bereits nach wenigen Jahren Anwendungspraxis eine Überprüfung erfolgen 

wird.2 Den Hauptzweck der Überprüfung sieht das IASB in Anpassungen, die als Folge 

von Änderungen der full IFRS oder der Entwicklung neuer Standards notwendig wer-

den. Im Rahmen der ersten Überprüfung beabsichtigt das IASB also neben Änderun-

gen bestehender IFRS auch von Anwendern eingebrachte Informationen einzuarbei-

ten, sodass Schwachstellen identifiziert werden und in weiterer Folge Verbesserungs-

potential ausgeschöpft werden kann.3 

Das IASB veröffentlichte am 26. Juni 2012 eine Bitte um Einreichung von Informatio-

nen (Request for Information). Zweck des RFI war es Rückmeldungen von einem mög-

lichst breiten Spektrum von Anwendern zu erhalten. Von Parteien die den Standard 

theoretisch studieren, in der Praxis anwenden, die Anwendung beabsichtigen oder von 

                                                            
1 Vgl. IDW: Kommentare zur Stellungnahme auf den RFI. 
2 Vgl. Deloitte, IASPlus: IFRS für KMU – umfassende Überprüfung 2012-2014, Projektübersicht. 
3 Vgl. Deloitte, IASPlus: Entstehungsgeschichte des IFRS für KMU. 
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anderen interessierten Parteien. Mit Hilfe der Rückmeldungen sollten Mehrheiten für 

Entscheidungen von offensichtlichen Fragen und anderen änderungswürdigen Sach-

verhalten identifiziert werden.4 Im Mittelpunkt standen bereits vor dem RFI aufge-

flammte Diskussionen und eingebrachte Vorschläge, aber auch die Umsetzung von 

Änderungen nach dem Vorbild der full IFRS, die nach dem Inkrafttreten des IFRS for 

SMEs im Jahre 2009 entstanden waren. Der RFI wurde in einen spezifischen Teil und 

in einen allgemeinen Teil gegliedert. Der spezifische Teil thematisiert konkrete Fragen 

zum IFRS for SMEs, während der allgemeine Teil Fragen zu Anwendungsbedingun-

gen und Hilfestellungen beinhaltet. Die Rückmeldungen sollten in Form eines beant-

worteten Fragebogens eingereicht werden, der aus internen Überlegungen des IASB 

hervorging.5 

International agierende Investoren nehmen eine immer wichtiger werdende Rolle bei 

der Unternehmensfinanzierung ein. Jedoch profitierten davon bis zur Veröffentlichung 

des IFRS for SMEs hauptsächlich börsennotierte Unternehmen. Kleinen und mittelgro-

ßen Unternehmen war es aufgrund von unterschiedlichen regionalen Rechnungsle-

gungsvorschriften und angesichts von Kosten-Nutzen-Abwägungen oft nicht oder nur 

unter großen Anstrengungen möglich, ausländische Geldgeber zu einem Investment 

in ihr Unternehmen zu überzeugen. Vor diesem Hintergrund und angesichts der Tat-

sache, dass der RFI die erste offizielle Möglichkeit für Anwender bot, ihre Meinungen 

über den Standard darzulegen, ist von einer Präzedenzwirkung des Projekts auszuge-

hen. Diese wird wahrscheinlich Auswirkungen auf die folgenden Überprüfungen haben 

sowie auf das Image des IFRS for SMEs. Bereits während der Diskussionen der ersten 

Überprüfung wurden Themen identifiziert, deren Klärung das IASB auf den Zeitpunkt 

der zweiten Überprüfung vertagte.6 Im Jahr 2016 beriet das IASB über den Zeitraum 

für die zweite Überprüfung und plante den Projektstart für das Frühjahr 2019.7 

 

1.2 Problemstellung und Ziel der Arbeit 

In dieser Abhandlung wird das Projekt der ersten Überprüfung des IFRS for SMEs der 

Jahre 2012 bis 2015 bearbeitet. Dabei wird der Projektfortschritt chronologisch darge-

legt und die Rollen der wichtigsten Akteure erläutert. Im Mittelpunkt steht die Analyse 

                                                            
4 Vgl. Business World Online: IFRS for SMEs. 
5 Vgl. IFRS Foundation: Board discussion and Papers, Stage 2. 
6 Vgl. IASB Paper 8C, S, 4. 
7 Vgl. IFRS Foundation: IFRS for SMEs Update Issue October 2016. 
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des ersten Meilensteins, die eingelangten Rückmeldungen auf den Request for Infor-

mation (RFI). Ziel der Analyse ist die Auswertung der Stellungnahmen. Hierzu werden 

die Autoren nach Interessengruppen kategorisiert (z.B. Standardsetter, Wirtschafts-

prüfer, etc.) und die Meinungen quantitativ erfasst, um das Verhältnis zwischen Zu-

stimmung, Ablehnung, alternativen bzw. neutralen Antworten und Enthaltungen sicht-

bar zu machen. Zusätzlich werden häufig genannte Argumente innerhalb der Interes-

sengruppen zusammengefasst, was Rückschlüsse auf mögliche Gründe für die Äuße-

rungen zulässt. Auch die regionale Zugehörigkeit wird berücksichtigt. So wird nicht nur 

die Positionierung einzelner Interessengruppen aufgezeigt, sondern diese auch einem 

möglichen regionalen Trend zugeordnet. 

 

1.3 Aufbau der Arbeit 

Nach dem einleitenden Kapitel 1 erhält der Leser im Kapitel 2 einen Überblick über 

den Projektablauf und detaillierte Informationen über die Stellungnahmen. Des Weite-

ren wird neben den Rollen des IASB und der SMEIG auf die Meilensteine des Projekts 

und die Analysen der Stellungnahmen zum RFI/2012/06 und zum ED/2013/09 einge-

gangen. Die folgenden Kapitel 4 bis 23 bilden den Hauptteil der Arbeit und beinhalten 

die Analyse der Rückmeldungen auf den spezifischen Teil des RFI. In Kapitel 24 wer-

den die Antworten auf die allgemeinen Fragen des Fragebogens analysiert. Zunächst 

wird jede Fragestellung erläutert und werden die gegebenen Vorschläge des IASB und 

vorläufige Meinungen dargelegt. Der Darstellung der Analysen der Stellungnahmen 

nach Interessengruppen folgt je eine Zusammenfassung mit grafischer Übersicht die 

Trends innerhalb der Interessengruppen überblicksartig ermöglicht. Den Abschluss 

der Arbeit bildet Kapitel 25 mit einem Fazit. 
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2 Die Überprüfung des IFRS for SMEs – der Projektablauf 

2.1 Der Projektablauf – Überblick 

Wie angekündigt leitete das IASB im Juni 2012, nach zwei Berichtsperioden zur Auf-

stellung von Jahresabschlüssen nach dem IFRS for SMEs, die erste Überprüfung des 

Standards ein.  

 

 

Tabelle 1: Vorläufiger Zeitplan der ersten umfassenden Überprüfung des IFRS for SMEs8 

 

Die Tabelle zeigt den vom IASB im Rahmen der Veröffentlichung des RFI vorgestellten 

vorläufigen Zeitplan für den Projektablauf. Die Veröffentlichung enthält außerdem den 

zweiteiligen Fragebogen, der in Form von Staff Papers während der Projektsitzung im 

Juni 2012 zur Genehmigung vorgelegt wurde. Das in enger Zusammenarbeit von 

                                                            
8 Vgl. RFI, S. 9. 
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SMEIG und IASB entstandene Agenda Paper 9 wurde ohne Änderungen übernom-

men.9 

 

2.2 Die Rolle des IASB 

Das IASB ist ein unabhängiger Standardsetter mit Sitz in London. Eingebettet in eine 

Privatstiftung entwickelt es in Zusammenarbeit mit diversen Gremien und unterstüt-

zenden Abteilungen zur weltweiten Anwendung bestimmte Rechnungslegungsstan-

dards. Das IASB hat derzeit 14 Mitglieder, kann aber auf bis zu 16 Mitglieder erweitert 

werden.10 Der übergeordnete Leitgedanke besteht in der Harmonisierung der weltwei-

ten Rechnungslegung. Um eine internationale Aufstellung des IASB zu gewährleisten, 

sind per Satzung der IFRS Foundation Mitglieder aus verschiedenen Kontinenten 

durch Treuhänder (Trustees) der IFRS Foundation zu bestellen.11 Den Trustees ob-

liegt die oberste Kontrollfunktion innerhalb der Stiftung. Die Amtszeit eines IASB-Mit-

glieds dauert fünf Jahre und kann einmal verlängert werden. In den folgenden Sätzen 

wird die notwendige Qualifikation für eine Benennung erläutert. Für die Bestellung sind 

die Fachkompetenz und berufspraktische Erfahrungen zu berücksichtigen. Des Wei-

teren müssen die Mitglieder mit einschlägiger Erfahrung und in angemessenem Ver-

hältnis aus Personen vertreten sein, welche als Wirtschaftsprüfer, Bilanzersteller, Jah-

resabschlussadressaten sowie im akademischen Bereich tätig waren. Darüber hinaus 

besagt die Satzung, dass eines der hauptamtlichen Mitglieder des IASB von den Trus-

tees gleichzeitig als Vorsitzender des IASB und als Chief Executive der IFRS-Stiftung 

und ein weiteres Mitglied als Vize-Vorsitzender bestellt werden muss.12 IASB-Sitzun-

gen finden grundsätzlich öffentlich statt, jedoch können einzelne Tagesordnungs-

punkte hiervon ausgenommen werden und unter Ausschluss der Öffentlichkeit abge-

halten werden.13 

 

Die Rolle des IASB kennzeichnen folgende Kernbereiche: 

 Als oberes Organ des Standardisierungsgremiums hat das IASB eine leitende 

Position innerhalb der IFRS Foundation inne. Es trägt die Verantwortung für alle 

fachlichen Aufgaben, vor allem die Erstellung und die Herausgabe von IAS, 

                                                            
9 Vgl. IFRS Foundation: IASB invites comments on review of the IFRS for SMEs. 
10 Vgl. IFRS Foundation Constitution, S. 11. 
11 Vgl. Deloitte, IASPlus: Mitgliedschaft im Board des IASB. 
12 Vgl. IFRS Foundation Constitution, S. 12. 
13 Vgl. Deloitte, IASPlus: IASB Sitzung – 18. Januar 2017. 



 

6 
 

IFRS und Exposure Drafts (EDs) sowie die endgültige Verabschiedung von In-

terpretationen des IFRSIC.14 

 Es bestimmt das Arbeitsprogramm, initiiert die Bearbeitung der Projekte und 

kann Forschungsprojekte sowie andere Aufgaben an nationale standardset-

zende Institutionen und andere Organisationen übertragen.15 

 Zudem obliegt es dem IASB dafür Sorge zu tragen, dass eingereichte Stellung-

nahmen, welche innerhalb angemessener Zeit zu vom IASB veröffentlichten 

Papieren eingegangen sind, sach- und fachgerecht berücksichtigt werden. Das 

IASB setzt bei umfangreicheren Projekten regelmäßig Arbeits- oder Experten-

gruppen ein, die das IASB beratend unterstützen. Auch konsultiert das IASB in 

solchen Fällen das IFRS Advisory Council (IFRSAC) als empfehlenden Beirat.16 

In finalen Projektphasen veröffentlicht das IASB regelmäßig sogenannte Basis 

for Conclusions, welche die Gründe für im Zuge der Ausarbeitung getroffene 

Entscheidungen liefern.17 

 Das IASB veranstaltet bedarfsweise öffentliche Anhörungen, sie müssen aber 

nicht notwendigerweise zu jedem Projekt des IASB stattfinden.18 

 Das IASB entscheidet über die dem theoretischen Teil eines Projektes folgende 

Durchführung von Field Tests. Deren Ziel ist die Überprüfung der Anwendbar-

keit der vorgeschlagenen Standards.19 

 In außergewöhnlichen Situationen kann das IASB die Frist für Rückmeldungen 

auf ein Exposure Draf, unter Voraussetzung der Zustimmung der Dreiviertel-

mehrheit der Trustees, unter die im Prozesshandbuch vorgegebene Zeitspanne 

verkürzen.20 

 

Das IASB trägt die uneingeschränkte Verantwortung für alle Vorschläge zur Erweite-

rung bzw. Änderung des IFRS for SMEs, sowie die Verantwortung für alle finalen Be-

schlüsse.21 

 

                                                            
14 Vgl. IFRS Foundation Constitution, S. 13. 
15 Ebenda. 
16 Vgl. IFRS Foundation Constitution, S. 14. 
17 Vgl. Basis for Conclusions, S. 4. 
18 Vgl. IFRS Foundation Constitution, S. 14. 
19 Ebenda. 
20 Vgl. IFRS Foundation Constitution, S. 13. 
21 Vgl. RFI, S. 7. 



 

7 
 

2.3 Die Rolle der SMEIG 

Die SMEIG ist die KMU Implementierungsgruppe, also ein Beratungsgremium des 

IASB. Sie wurde kurz nach der Verabschiedung des IFRS for SMEs durch die IFRS 

Foundation gegründet. Die erfahrene internationale Expertengruppe spricht Empfeh-

lungen gegenüber dem IASB aus und unterstützt das IASB bei der Weiterentwicklung 

des Standards. Die Mitglieder wurden im September 2010 durch die Trustees der IFRS 

Foundation im Rahmen einer öffentlichen Ausschreibung bestellt. Nach der Auswei-

tung der Arbeitsgruppe besteht die SMEIG aus 12 bis höchstens 30 Mitgliedern, die 

regelmäßig von den Trustees ernannt werden.22 2016 wurden 11 Mitglieder für ihre 

ersten drei Amtsjahre berufen und erst am 28. Juli 2017 wurden 15 der 26 Mitglieder 

wiederberufen.23 Die Aufgaben- und Prozessbeschreibung der SMEIG wurde zuletzt 

im Februar 2014 aktualisiert. Auch sie wird regelmäßig durch die Trustees überarbei-

tet.  

 

Der Arbeitsgruppe obliegen im Wesentlichen folgende Aufgaben:  

 Die Entwicklung von Richtlinien zur Einführung des IFRS for SMEs und 

die Überarbeitung von Empfehlungen an das IASB bezüglich etwaiger 

Änderungen des Standards.24 Beispielsweise im Rahmen der Überprü-

fung der IFRS for SMEs. 

 Das übergeordnete Ziel des Wirkens der SMEIG besteht also in der Un-

terstützung und Überwachung der internationalen Einführung des IFRS 

for SMEs. So finden auch die von Anwendern des Standards eingebrach-

ten Umsetzungsfragen Berücksichtigung.25 

 

2.4 Der RFI/2012/06 

2.4.1 Überblick und Ziel des RFI 

Der RFI bildet den ersten Meilenstein auf dem Weg zu den finalisierten Änderungen 

der ersten Überprüfung des IFRS for SMEs. In seiner ersten Projektsitzung im Juni 

2012 entwickelte das IASB in enger Zusammenarbeit mit der SMEIG ein dreiteiliges 

Agenda Paper (Agenda Paper 9, 9A und 9B). Das Cover Paper fasst zunächst den 

                                                            
22 Vgl. Deloitte, IASPlus: Bericht des Ausschusses zur Beaufsichtigung des Konsultationsprozesses. 
23 Vgl. Deloitte, IASPlus: SMEIG-Mitglieder wiederberufen. 
24 Vgl. Deloitte, IASPlus: SME Implementation Group (SMEIG). 
25 Vgl. RFI, S. 6. 
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Inhalt der Papers zusammen, umreißt seinen Zweck, gibt eine Übersicht über die Ent-

wicklung des Standards und die Rolle der SMEIG sowie die Ziele des Invitation to 

Comment (ITC) wieder. Auch wird der Projektablauf chronologisch wiedergeben. 

 

 

Abbildung 1: Development of the Invitation to Comment26 

 

                                                            
26 IASB Paper 9, S. 3. 
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Am 26. Juni 2012 wurde der RFI in Form eines 47-seitigen PDF-Dokuments durch die 

IFRS Foundation veröffentlicht.27 Der RFI wurde auf der Internetseite des IASB zum 

Download bereitgestellt. Das Ziel hinter diesem Fragenkatalog war zunächst heraus-

zufinden, ob Bedarf an einer umfassenden Überprüfung des Standards vorhanden ist 

und falls ja, welche Änderungen die Öffentlichkeit anstrebt.28 Zu diesem Zweck werden 

vor allem die Sichtweisen jener Anwender gesucht, welche bereits Praxiserfahrung mit 

dem Standard gesammelt haben. 

Die auf den RFI eingehenden Antworten unterstützen die SMEIG dabei an den IASB 

gerichtete Empfehlungen in Form von Änderungsvorschlägen zu erarbeiten. Damit un-

terstützt der RFI auch den IASB wesentlich in seiner Tätigkeit der Weiterentwicklung 

des Regelwerks. Dem RFI sind keinerlei subjektive Meinungen oder meinungsbildende 

Formulierungen beigefügt. Er ist frei von Versuchen der Einflussnahme seitens SMEIG 

oder IASB und somit neutral verfasst.29 Wie bereits früher in dieser Arbeit erläutert ruht 

die reguläre Weiterentwicklung des IFRS for SMEs auf zwei Pfeilern. Zwar ist es das 

erklärte Ziel der umfassenden Überprüfung Mehrheiten für den Änderungsbedarf be-

stimmter Sachverhalte zu identifizieren, jedoch bedeutet dies in weiterer Folge nicht, 

dass die Antworten auf den RFI zwangsläufig auch eine Änderung des Regelwerks zur 

Folge haben werden.30 Auch ist es nicht beabsichtigt alle Änderungen der full IFRS 

pauschal für den IFRS for SMEs zu übernehmen.31  

 

2.4.2 Form und Inhalt des Fragebogens 

Der RFI ist modular aufgebaut.32 Wie in der Einführung erwähnt beinhaltet Teil A spe-

zifische Fragen zum Standard (Sektionen 1 bis 35). Teil B behandelt allgemeine Fra-

gen. Teil A greift mit seinen 20 Fragen konkrete Probleme auf, konzentriert sich dabei 

auf bereits eingebrachte Anregungen von Anwendern, standardsetzenden Institutio-

nen, Interessierten usw. und gibt dem Beantwortenden mit der Frage S20 die Möglich-

keit eigene Themen einzubringen. Außerdem fordert das IASB dazu auf eigene Punkte 

einzubringen und entsprechend den Sektionen des Standards zu identifizieren und der 

                                                            
27 Ebenda. 
28 Vgl. SMEIG Paper 1, S. 2. Die Bezeichnung SMEIG Paper steht für Working Paper und bezeichnet 

Dokumente die während des Projektablaufes von Mitgliedern der IFRS Foundation in Vorarbeit für 
die Sitzungen der SMEIG erarbeitet wurden. 

29 Vgl. RFI, S. 7. 
30 Vgl. RFI, S. 7. 
31 Ebenda. 
32 Siehe 1.1. 



 

10 
 

Antwort eine ausführliche Begründung beizufügen.33 In diesem Teil des RFI wird eben-

falls der Bedarf einer Anpassung aufgrund neuer oder überarbeiteter full IFRS über-

prüft, welche nach dem Juli 2009 herausgegeben wurden. Bis zum Erscheinen des 

RFI am waren das im Einzelnen: IFRS 10 Consolidated Financial Statements, IFRS 

11 Joint Arrangements, IFRS 13 Fair Value Measurement und IAS 19 Employee Be-

nefits. Lediglich der IAS 19 wurde überarbeitet, die anderen Standards entstanden zur 

Gänze neu.34 

Vor der Genehmigung wurde das dreiteilige Working Paper (Agenda Paper 9, 9A und 

9B), welches den wesentlichen Teil des finalen RFI bildet, im Juni-Meeting zwei signi-

fikanten Änderungen. Zum einen wurde der Name von ITC zu RFI geändert. Zum an-

deren wurde dem allgemeinen Fragenteil eine sechste Frage hinzugefügt. Die Frage 

G6 besteht aus vier Teilfragen und fragt neben der geographischen Zugehörigkeit 

nach Problemen und Vorteilen, die sich mit der Erstanwendung ergeben. Für die Be-

antwortung des RFI wurden dem Fragebogen vorangestellte Bearbeitungsregeln ver-

öffentlicht. Entsprechend der allgemeinen Auffassung von solchen Benimmregeln sol-

len diese helfen das Ergebnis der Befragung unverfälscht darzustellen und besser ver-

gleichbar zu machen. Denn schon die Reihenfolge in welcher die Antworten von den 

Befragten abgearbeitet werden kann erheblichen Einfluss auf das Ergebnis der Befra-

gung nehmen.35 

 

Zur Beantwortung des Fragebogens wird folgendes Vorgehen gefordert: 

 dass die Befragten alle Fragen der Reihe nach beantworten. 

 dass die Befragten bei jeder Frage die Ihrer Meinung nach jeweils zutreffendste 

Antwortmöglichkeit auswählen. Dies entspricht der gängigen Auffassung von 

Single-Choice-Fragen.36 

 dass jeder beantworteten Frage auch eine Begründung beigefügt wird. 

 

2.4.3 Ereignisse nach der Veröffentlichung des RFI 

Bis zum 30. November 2012 gingen 89 Stellungnahmen ein. Im Anschluss an die fünf-

monatige Kommentierungsperiode veranlasste das IASB die Konsultation der SMEIG. 

                                                            
33 Vgl. RFI, S. 12. 
34 Ebenda. 
35 Vgl. Bogner, Kathrin und Landrock, Uta (2015), S. 7 f. 
36 Vgl. Universität Wien: Self-Assessment-Test Mathematik an der Fakultät für Physik, Fragentypen. 
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Am 4. Februar 2013, hielt die SMEIG in London das erste Meeting ihrer Geschichte 

ab, um über die eingereichten Antworten zu diskutieren. Als erklärtes Ziel des Treffens 

stand die Ausarbeitung eines Reports über die Ergebnisse der Diskussionen im Mittel-

punkt.37 

Consultation and board deliberations 

Grundlage für die Diskussion bildeten die SMEIG Agenda Papers, bestehend aus 

Agenda Paper 1, 2 und 3.  

 

 

Abbildung 2: The process for developing the report of the SMEIG38 

 

                                                            
37 Vgl. SMEIG Paper 1, S. 1. 
38 SMEIG Paper 4, S. 2 f. 
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Das Cover Paper (Agenda Paper 1) verschafft den teilnehmenden Mitgliedern einen 

Überblick über die damalige Situation und die Ziele des Meetings und den Inhalt der 

Agenda Paper 2 und 3 sowie über das bevorstehende Projekt selbst. Das Agenda 

Paper 2 befasst sich mit identifizierten Problemen. Das Agenda Paper 3 behandelt die 

von den Stellungnehmenden selbst eingebrachten Themen.39  

Der 29-seitige Report des zweitägigen SMEIG Meetings vom Februar 2013 wurde mit 

dem SMEIG Paper 4 im März 2013 veröffentlicht. Das Paper ist in fünf Teile unterglie-

dert. Wie alle bisherigen Working Papers des Projekts hat es eine Einleitung und um-

reißt den Entwicklungsprozess. Der Hauptteil ist in drei Bereiche unterteilt. Im ersten 

Bereich gibt die SMEIG Empfehlungen zu einzelnen Themen, welche zunächst als 

Proxy dienen und im Fragebogen gezielten Fragen weichen. Im zweiten Teil spricht 

die SMEIG Empfehlungen zu den anderen eingebrachten Themen aus. Im dritten Teil 

führt die SMEIG weitere Punkte an, die aus Sicht einzelner Mitglieder der Experten-

gruppe diskussionswürdig erscheinen. In Teil 1 des Reports werden von der SMEIG 

12 Themen, im zweiten Teil 13 spezifische und 3 allgemeine Themen und in Teil 3 

ebenfalls 3 zumindest überprüfenswerte Punkte identifiziert. Der Prozess, welcher zur 

Identifikation problematischer Themen führt ist im Folgenden schrittweise dargestellt. 

Die Entscheidung darüber, ob eine Empfehlung der SMEIG ausgesprochen wird, wird 

stets mit Hilfe von drei Grundprinzipien gefällt. Eine Empfehlung wird nur dann ausge-

sprochen, wenn die Mehrheit der SMEIG-Mitglieder diese Meinung vertritt. Jede dieser 

Empfehlungen wird ausgiebig begründet. Zudem werden strittige Punkte in der allen 

Problemfeldern vorangestellten Übersicht im Bericht direkt als solche gekennzeichnet. 

Außerdem enthalten einige Empfehlungen des Berichts vertiefende Zusatzinformatio-

nen zum Diskussionsverlauf, um der Diskussionstiefe auf dem Weg hin zur Entschei-

dungsfindung Rechnung zu tragen.40 

Board deliberations 

In seinem März-Meeting 2013 begann das IASB unter Einbeziehung der SMEIG Emp-

fehlungen die während des RFI aufgedeckten Probleme zu diskutieren und eigene 

Überlegungen darüber anzustellen, welche Bereiche des Standards ergänzt werden 

sollten und welche nicht.41 Bereits die Anzahl und der Umfang der veröffentlichten Pa-

pers machen deutlich, dass dieser Prozess gründlicher umgesetzt wurde als jener der 

                                                            
39 Vgl. SMEIG Paper 1, S. 1 f. 
40 Vgl. Report of the SMEIG meeting, S. 3. 
41 Vgl. IASB Paper 6, S. 1. 
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Diskussion durch die SMEIG. Für die Entwicklung des ED hielt das IASB insgesamt 

fünf Sitzungsrunden ab, von März bis Juli 2013 monatlich je eine. 

In der ersten dieser Sitzungen beschäftigt sich das IASB mit den Agenda Papers 6, 6A 

und 6B. Das Agenda Paper 6 dient hierbei wieder als Cover Paper. Die Papers 6A und 

6B fassen die Analyse der Stellungnahmen zusammen. Diese Zusammenfassung lag 

auch bereits der SMEIG für ihre Sitzung im Februar 2013 vor.42 Das Paper 6A bein-

haltet Themen die sich direkt auf den Geltungsbereich des IFRS for SMEs beziehen, 

das Paper 6B thematisiert jene, die sich mit möglichen Folgeänderungen aufgrund 

neuer oder überarbeiteter full IFRS in der Zeit seit der Veröffentlichung des IFRS for 

SMEs befassen.43 Neben den Analysen der Antworten sind auch Empfehlungen der 

SMEIG enthalten, die den Überlegungen des IASB gegenübergestellt und an strittigen 

Stellen mit direkt an den IASB adressierten Passagen erweitert werden.44 Die auf den 

Antworten basierenden Diskussionsrunden beginnend ab März 2013 bilden den 

Grundstein der Überprüfung. Hier standen sich erstmals wesentliche Meinungen von 

IASB und SMEIG sowie Meinungen potentieller Anwender zur Diskussion gegenüber. 

Die Transformation von Themen vom bloßen Redebedarf in konkrete Vorschläge ge-

staltete sich mitunter schwierig. So gelang es von insgesamt 12 Themen des RFI den 

Issue 3 bereits in der Märzsitzung abzuschließen und sich auf eine finale Formulierung 

für den Draft zu einigen.45 Während der Aprilsitzung wurden die Diskussionen zum 

Issue 1 und 2 vom März fortgesetzt. Auch der Issue 4 wurde wieder aufgegriffen, in-

dem die Frage weiterverfolgt wurde, wie mit den seit Juli 2009 neu veröffentlichten 

bzw. geänderten full IFRS umgegangen werden soll. Diese Diskussionen erstreckten 

sich bis Mai. Diskussionen die auf Unterschieden zwischen den full IFRS und des IFRS 

for SMEs basierten sogar bis in den Juni hinein.46 Die Agenda Papers 8B bis 8G the-

matisieren alle übrigen spezifischen Fragen des RFI.47 Üblicherweise wurden die Pa-

pers im Vorfeld ausgearbeitet und vom IASB unterstützte Vorschläge von jenen sepa-

riert, die es ablehnte. Das wird durch das Hintenanstellen der nicht favorisierten Ände-

rungsvorschläge und der Bezeichnung des Agenda Papers 8C deutlich.  

   

                                                            
42 Ebenda, S. 4. 
43 Vgl. IASB Paper 6, S. 2. 
44 Ebenda. 
45 Vgl. IASB Paper 8, S. 1. 
46 Vgl. IASB Paper 8A, S. 5. 
47 Vgl. IASB Paper 8, S. 3. 
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Nr. Geltungsbereich Diskussionsthemen (Nummer der Frage) 

1 IFRS for SMEs Use by publicly traded entities (S1) 

2 IFRS for SMEs Use by financial institutions and similar entities (S2) 

3 IFRS for SMEs Clarification of use by not-for-profit entities (S3) 

4 New and revised IFRSs IFRS 10 Consolidated Financial Statements (S4) 

4 New and revised IFRSs IFRS 13 Fair Value Measurement (S6) 

4 New and revised IFRSs IFRS 11 Joint Arrangements (S8) 

4 New and revised IFRSs IFRS 3 (amended 2008) Business Combinations (S12) 

4 New and revised IFRSs IAS 19 (amended 2011) Employee Benefits (S15) 

4 New and revised IFRSs IAS 12 (amended 2010) Deferred Tax: Recovery of Underlying 

Assets (S18) 

5 Account. policy option Revaluation of property, plant and equipment (S9) 

6 Account. policy option Capitalisation of development costs (S10) 

6 Account. policy option Capitalisation of borrowing costs on qualifying assets (S14) 

7 Account. policy option Use of recognition and measurement provisions in full IFRSs for 

financial instruments (S5) 

8 Income tax Approach for accounting for deferred income taxes (S16)  

8 Income tax Consideration of IAS 12 exemptions from recognising deferred 

taxes and other differences under IAS 12 (S17) 

8 Income tax Rebuttable presumption that investment property at fair value is 

recovered through sale (S18) 

9 Specific paragraphs Amortisation period for goodwill and other intangible assets 

(S11) 

10 Specific paragraphs Presentation of share subscriptions receivable (S13) 

11 Additional topics Inclusion of additional topics in the IFRS for SMEs (S19) 

12 SMEIG Q&As Further need for Q&As (G2) 

12 SMEIG Q&As Treatment of existing Q&As (G3) 

Tabelle 2: Geltungsbereich und Thematik der identifizierten Probleme48 

 

                                                            
48 Eigene Darstellung. 
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Im Juli 2013 kam das IASB schließlich zur abschließenden Sitzung der Diskussions-

runden zusammen, um darüber zu entscheiden, ob seine vorläufigen Änderungsvor-

schläge für die Abstimmung zur Aufnahme in den ED freigegeben werden. Zu diesem 

Zweck wurde vorab abermals ein Paper erarbeitet, welches alle Entscheidungen und 

die erwarteten Einflüsse aufzeigt.49  

In der Tabelle 2 sind die mit dem RFI angesprochenen Themengebiete dargestellt und 

mit der vom IASB verwendeten Nummerierung, dem Geltungsbereich sowie den Fra-

gen des Fragebogens zugeordnet. Die Nummerierung der ersten Spalte entspricht der 

Nummerierung der Bereiche in den Working Papers. 

 

Additional Issues identified outside the RFI process 

In den Diskussionsrunden wurden auch Themen für Debatten eingebracht, die nicht 

vom RFI abgedeckt wurden. Das 20 Seiten starke Agenda Paper 8B vom Juni 2013 

widmet sich diesen „additional issues identified by the staff outside the RFI process“50. 

 

Die folgenden sieben Themen kamen im Zuge der Beantwortung des RFI auf.51 

 Offsetting deferred tax assets and liabilities (Section 29) 

 Subsidiaries acquired with an intention to sell (Section 9) 

 Leases with an interest rate variation clause linked to market interest rates (Sec-

tion 12 & 20) 

 Accounting for the liability element of a compound financial instrument (Section 

22) 

 Group share-based payments (Section 26) 

 Transactions in which the entity cannot identify specifically some or all of the 

goods or services (Section 26) 

 Measurement of employee share options (Section 19 & 26) 

 

Zu jedem dieser Themen wurde bereits im Vorfeld der Junisitzung 2013 eine Analyse 

mit entsprechender Empfehlung erarbeitet, sodass über diese im nächsten Schritt dis-

kutiert und abgestimmt werden kann.  

                                                            
49 Vgl. IASB Paper 8A, S. 2. 
50 IASB Paper 8, S. 1. 
51 IASB Paper 8B, S. 1 f. 
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Zusammenfassung 

Innerhalb eines Jahres nach der Aufnahme in sein Arbeitsprogramm, hat das IASB in 

Zusammenarbeit mit der SMEIG das Projekt der ersten Überprüfung des IFRS for 

SMEs zur Abstimmungsreife über die in das ED aufzunehmenden Bestimmungen ge-

bracht und lag damit im Zeitplan.52 Zur der Bitte um Einreichung von Informationen 

kann gesagt werden, dass mit 89 Antworten verhältnismäßig wenige Rückmeldungen 

eingegangen sind. Immerhin wurde im Jahr 2015 bei einer vom IASB initiierten Um-

frage ermittelt, dass 63 Länder den IFRS for SMEs zumindest auf freiwilliger Basis zur 

Anwendung zulassen. 16 weitere Länder arbeiteten zu diesem Zeitpunkt an der Ein-

führung.53 Neben den zwölf erwarteten Themen kamen noch sieben zuvor nicht ab-

sehbare Diskussionspunkte hinzu, die außerhalb der Bitte um Einreichung von Infor-

mationen von IASB Mitgliedern identifiziert wurden. In der IASB Sitzung vom Juli 2013, 

dreizehn Monate nach der Aufnahme in das Arbeitsprogramm, wurden die Vorschläge 

zur Änderung des IFRS for SMEs schließlich zur Abstimmung zwecks Aufnahme in ein 

ED genehmigt.54 

 

2.5 Der ED/2013/09 

Überblick und Ziel des Exposure Draft 2013/09 

Am 3. Oktober 2013 wurde vom IASB ein Entwurf mit Vorschlägen für Änderungen 

bzw. Ergänzungen am International Financial Reporting Standard für kleine und mit-

telgroße Unternehmen herausgegeben. Mit diesem 71 Seiten starken Dokument 

schlug das IASB die Änderung von 21 der insgesamt 35 Abschnitte des Standards 

vor.55 Mit Ausnahme der Änderungen betreffend Abschnitt 29 Ertragsteuern und IAS 

12 latente Steuern bezogen sich alle Änderungen nur auf einzelne Paragraphen. In 

einigen Fällen beabsichtigte man sogar nur wenige Worte zu modifizieren.56 Um den 

Lesern des EDs einen vereinfachten Vergleich des Abschnitts 29 zu ermöglichen 

wurde vom IASB eine entsprechende Rohfassung der beabsichtigten Änderungen als 

Anhang beigefügt.57 Die Struktur des Papers ist zweckmäßig aufgebaut. So hat das 

IASB meist jene Abschnitte der Sektionen beigefügt, die geändert werden sollten. An 

                                                            
52 Siehe 2.1. 
53 Vgl. Springer Professional: Der IFRS-SMEs stellt die Vergleichbarkeit mittelständischer Unterneh-

men her. 
54 IFRS Foundation: IFRS for SMEs Update Issue July/August 2013. 
55 Vgl. Deloitte, IASPlus: IASB gibt Entwurf vorgeschlagener Änderungen am IFRS für KMU heraus. 
56 Vgl. ED, S. 4. Die Bezeichnung ED steht fortan für den ED/2013/09. 
57 Siehe Anhang A. 



 

17 
 

mehreren Stellen wurden jedoch zur Übersichtlichkeit und Einordnung in den Gesamt-

kontext auch Abschnitte eingefügt, welche keiner Änderung durch den ED/2013/09 

unterliegen.58 Wie bisher üblich hatte das IASB auch zum ED eine Übersicht mit allen 

angedachten Änderungen im Internet auf der Webseite der IFRS Foundation veröf-

fentlicht. Diese elektronische Verfügbarmachung sollte es den Befragten so einfach 

wie möglich machen die vorgeschlagenen Änderungen mit dem Ist-Zustand zu verglei-

chen.59 Eine nicht unwesentliche Rolle spielten sogenannte „editorial amendments“, 

welche sukzessive abgearbeitet wurden. Diese kleineren Änderungen, beispielsweise 

Anpassungen von Definitionen, dienten vornehmlich der Vereinheitlichung der Termi-

nologie. Da sie keinen Einfluss auf wesentliche Belange hatten, wurde ihnen eine un-

tergeordnete Bedeutung beigemessen, weshalb Abschnitte die nur solchen Änderun-

gen unterlagen, auch nicht diskutiert wurden.60 Da diese keiner formalen Genehmi-

gung durch das IASB bedurften, wurden keine Änderungsvorschläge von untergeord-

neter Bedeutung beigefügt. Gleichzeitig stellt das IASB klar, dass Stellung nehmende 

im Rahmen ihrer Antwort auf den RDI dazu eingeladen wurden, weitere „editorial 

amendments“ anzuregen, oder bereits aufgenommene Vorschläge zu kommentie-

ren.61 Das stellt ein Teilziel des Exposure Drafts dar. 

Der Meilenstein der Veröffentlichung stellt mit der nachgelagerten Analyse der auf den 

ED eingegangenen Stellungnahmen den zentralen Entwicklungsschritt der ersten um-

fassenden Überprüfung des IFRS for SMEs dar. Mit dem Entwurf wurden erstmals alle 

während der fünf Diskussionsrunden behandelten Änderungen in einem Paper zusam-

mengefasst und selbiges der Öffentlichkeit vorgestellt. Ähnlich wie beim RFI wurde 

auch um Rückmeldungen für das ED gebeten und zu diesem Zweck ein ITC veröffent-

licht. Somit ist auch das Ziel der Veröffentlichung des ED klar zu erkennen. Die Befra-

gung der Öffentlichkeit sollte die Ausgangsbasis für weitere Analysen liefern, sodass 

die SMEIG in ihrer Tätigkeit der beratenden Unterstützung des IASB neue verwertbare 

Erkenntnisse durch die Enthüllung noch verbleibender Probleme erlangen konnte. 

Form und Inhalt des Fragebogens 

Das Ziel die Öffentlichkeit zu konsultieren wurde mit dem ED auf eine andere Weise 

umgesetzt als mit dem RFI. Während mit dem RFI die Bearbeitung eines in sich ge-

schlossenen Fragebogens per Single-Choice-Antworten mit der Möglichkeit eigene 

                                                            
58 Vgl. ED, S. 4. 
59 Ebenda. 
60 Ebenda. 
61 Ebenda, S. 5. 
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Ansichten zusätzlich zu kommentieren an die Öffentlichkeit adressiert wurde, fordert 

der Fragebogen des ITC zum ED dazu auf, acht offen gestellte Fragen erschöpfend 

zu beantworten. Es stehen Fragen zu Themen im Mittelpunkt, die während der Dis-

kussionssitzungen des IASB nicht innerhalb des geplanten Zeitraums umfassend oder 

einstimmig geklärt werden konnten. Hierzu zählt beispielsweise der Abschnitt 29 in 

Verbindung mit dem IAS 12, wo über mehrere Sitzungen hin debattiert wurde.62 Dabei 

ersucht das IASB auch hier alle Parteien sich bei der Ausarbeitung ihrer Antworten an 

bestimmte Grundregeln zu halten. So wird im ED formuliert, dass Antworten am hilf-

reichsten sind, wenn:63 

 

 sich eine Antwort direkt auf die gestellte Frage bezieht 

 der Stellungnehmende in seiner Antwort direkt aufzeigt, auf welchen Abschnitt 

bzw. auf welche Gruppe von Abschnitten er sich bezieht 

 die Antwort klar und rational verfasst wurde 

 die Antwort einen alternativen Vorschlag zur Lösung der Problematik enthält, 

welchen das IASB – wenn anwendbar – bei seinen Überlegungen in Erwägung 

ziehen soll 

 

Weiter macht das IASB in seinen Formulierungen deutlich, dass die Stellungnahmen 

nicht auf jede Frage des ITC antworten müssen. Denn man ziele ohnehin auf Qualität 

statt Quantität ab und wolle Vorzüge einiger weniger Argumente nicht aufgrund man-

gelnder Häufigkeit der Antworten bereits im Vorfeld ausschlagen.64 Das Ende des Zeit-

raumes zur Einreichung von Stellungnahmen wurde für den 03. März 2014 angekün-

digt. 

Ereignisse nach der Veröffentlichung des ED/2013/09 

Die Analyse wurde vom IFRS Staff verfasst und als 40 Seiten starkes Dokument, wel-

ches noch im Vorfeld der SMEIG-Konsultation bereitgestellt wurde, während einer 

IASB Sitzung vorgestellt und dort bereits teilweise diskutiert. Anhand der zeitlichen 

Einordnung dieser Sitzung wird deutlich, dass die Analyse als Grundlage für die initiale 

Diskussion der SMEIG dient. Darüber hinaus wird auch im Rahmen der Eröffnungs-

rede dieser Sitzung unmissverständlich aufgezeigt, dass die Analyse als Quelle für die 

                                                            
62 Siehe 2.4. 
63 Vgl. ED, S. 5.13. 
64 Ebenda. 
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wichtigsten Entscheidungen der Folgetreffen im Oktober und November 2014 sowie 

der Treffen im Januar und Februar 2015 dient.65  

Im Zuge der Analyse wurde ersichtlich, dass manche Interessengruppen nur mit we-

nigen Stellungnahmen vertreten sind.66 Zwar war eine begrenzte Anzahl an Rückmel-

dungen bestimmter Interessengruppen erwartet worden, denn es ist einleuchtend, 

dass die Anzahl von externen Abschlussnutzern von Abschlüssen von nicht öffentlich 

rechnungslegungspflichtigen Unternehmen deutlich unter jener Anzahl von externen 

Abschlussnutzern von öffentlich rechnungslegungspflichtigen Unternehmen liegt, je-

doch gingen auf das ED/2013/09 weder Stellungnahmen von Investoren noch von Kre-

ditgebern, Analysten oder sonstigen externen Abschlussnutzern ein. Auch konnte das 

IASB nur zwei Rückmeldungen solcher Institutionen auf den RFI verzeichnen.67 Diese 

Tatsache macht zusätzliche Maßnahmen notwendig, um den Zweck der Überprüfung 

des IFRS for SMEs nicht zu verfehlen und ein aussagekräftiges sowie seriöses Ergeb-

nis mit einem Mehrwert erarbeiten zu können.68 Zwar war aufgrund der typischen An-

wendercharakteristika von einer relativ geringen Anzahl an Rückmeldungen auszuge-

hen, jedoch war es nicht absehbar, dass das Interesse am Standard derart einbricht 

und einen Nachtrag zu den erhaltenen Rückmeldungen notwendig macht. Im Vergleich 

erhielt das IASB auf den initialen ED des IFRS for SMEs im Jahr 2007 insgesamt 162 

Antworten, was 64,8% mehr war als beim ED der ersten Überprüfung.69  

Dem im vorherigen Absatz beschriebenen Umstand geschuldet wurden in der Zeit von 

März bis Mai 2014 sechs Telefonkonferenzen mit sechs unterschiedlichen Organisati-

onen durchgeführt. In erster Linie wurden die Telefonkonferenzen mit Organisationen 

abgehalten, welche als Kreditgeber für kleine und mittelgroße Unternehmen gelten. 

Denn diese wurden als wichtigste externe Benutzergruppe für Jahresabschlüsse von 

Unternehmen identifiziert, welche in Erwägung zieht, mit dem IFRS for SMEs Rech-

nung zu legen.70 Ziel dieser Konferenzen war es zum einen, bereits erhaltene Stel-

lungnahmen einzelner Institutionen zu festigen, deren Sichtweisen zu vervollständigen 

und die Antworten so im Detail besser verstehen zu können. Zum anderen wurden 

                                                            
65 Vgl. IFRS Foundation: Agenda Paper 15A Discussion. 
66 Vgl. ED, S. 5. 
67 Vgl. IASB Paper 15, S. 3. 
68 Siehe 2.1. 
69 Vgl. IFRS Foundation: Project history, Due process steps leading to IFRS for SMEs. 
70 Vgl. IASB Paper 15, S. 3 f. 
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Interessengruppen gezielt kontaktiert, von welchen gar keine Stellungnahmen eingin-

gen.71 Zur Information wurde eine 5-seitige Übersicht mit anhängender Zusammenfas-

sung über Zweck, Inhalt, Ablauf und Ergebnis der sechs Sitzungen im Oktober 2014 

veröffentlicht. Wie bereits zuvor erwähnt, diente diese auch im Agenda Paper 5 als 

Anhang und bildete zusammen mit dem Agenda Paper 5A die Diskussionsgrundlage 

für die Sitzungsrunde im Oktober. Der User Outreach wurde mit Organisationen mit 

Sitz in Europa, Asien, Australien und Südafrika abgehalten. Auch wurden Möglichkei-

ten seitens der IFRS Foundation in Erwägung gezogen, die zusätzliche Telefonbefra-

gung auf weit mehr Regionen auszuweiten. Insbesondere auf all jene, wo der IFRS for 

SMEs zur Anwendung erlaubt ist und ohnehin vergleichbare nationale Rechnungsle-

gungsvorschriften als geltendes Recht zur Anwendung verpflichten.72  

 
Abbildung 3: The staff asked questions in the following areas73 

 

Im Zuge der Vorbereitung zur Oktobersitzung 2014 wurde mit dem Paper 15 um wei-

teren Input seitens des IASB gebeten, inwieweit der Bericht noch Verbesserungspo-

tential offenbart. Besonders Vorschläge für die Identifizierung von zusätzlichen Ab-

schlussnutzern wurden als hilfreich empfunden.74 

  

                                                            
71 Vgl. IASB Paper 5, S. 6. 
72 Vgl. IASB Paper 5, S. 7 f. 
73 IASB Paper 5, S. 8. 
74 Vgl. IASB Paper 15, S. 3 f. 
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Consultation and board deliberations 

Während der fünfmonatigen Stellungnahmefrist gingen bis zum 03. März 2014 insge-

samt 57 Rückmeldungen auf den ED ein. Das SMEIG Agenda Paper 2 (59 Seiten 

stark) behandelt die eingegangenen Antworten auf die Fragen 1 bis 3 und 5 bis 7. Das 

SMEIG Agenda Paper 3 (34 Seiten stark) thematisiert die Stellungnahmen zu den Fra-

gen 4 und 8.75 Der Hauptteil der Rückmeldungen auf das ED wird im SMEIG Paper 2 

behandelt. Zum Zweck der Diskussion wurden die Empfehlungen dem Feedback der 

Stellungnahmen gegenübergestellt und unklare Passagen zur Bearbeitung durch 

SMEIG Mitglieder markiert. Sie sollten von der SMEIG individuell kommentiert werden. 

Anschließend beabsichtigte die IFRS Foundation aus diesen Antworten eine kombi-

nierte Einschätzung der SMEIG zu konstruieren und diese in Form einer einheitlichen 

Empfehlung im Namen der SMEIG in die weitere Beratung des IASB einfließen zu 

lassen.76 

Der Konsultationsprozess des IASB fällt in der zweiten Analysephase des Projekts 

kompakter aus als bisher. Das war zum einen der detaillierten Vorarbeit der vorgela-

gerten Diskussionsrunden und zum anderen der gesonderten Analyse der Stellung-

nahmen auf den ED/2013/09 zu verdanken. In seinem Maitreffen 2014 begann das 

IASB mit den nächsten Diskussionsrunden. Das Agenda Paper 15A formiert das Feed-

back und stellt es analysiert dar. Hier handelt es sich rein um die Analyse der Fakten.77 

In seiner Oktobersitzung konzentrierte sich das IASB auf die sogenannten „other 

issues raised by respondents“ (Frage 4 und 8), welche in den Agenda Papers 5 und 

5A vorbereitet wurden. Hierbei handelt es sich um Fragen, die offene Antworten zulie-

ßen. In der folgenden Novembersitzung wurden die verbleibenden Themen diskutiert, 

welche nicht bereits durch die Oktobersitzung abgedeckt wurden. Die sogenannten 

„additional issues raised by respondents“ wurden im gleichnamigen Paper veröffent-

licht. Im umfangreichen Paper 5A vom November 2014 werden Änderungen vorge-

schlagen, im Paper 5B jene Themen bearbeitet die unverändert bleiben sollten.78 In 

der Agenda der Dezembersitzung wurden die wesentlichen bereits vollzogenen 

Schritte zum erfolgreichen Abschluss der ersten umfassenden Überprüfung des IFRS 

for SMEs geklärt und wurde geprüft, ob die Abstimmung über die finale Verabschie-

dung der beabsichtigten Änderungen bzw. Ergänzungen des Standards stattfinden 

                                                            
75 Vgl. SMEIG Paper 2, S. 1. 
76 Ebenda. 
77 Vgl. IASB Paper 15A, S. 1. 
78 Vgl. IASB Paper 5, S. 1. 
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kann.79 Gleichzeitig macht das IASB klar, dass seine technischen Diskussionen mit 

November 2014 als beendet gelten. Man ist der erklärten Ansicht, dass alle zur Fina-

lisierung notwendigen Schritte in ausreichend erschöpfender Art und Weise abgear-

beitet wurden, und fordert alle Mitglieder – falls dafür Bedarf besteht – zum öffentlichen 

Dissens auf.80 Das führt zu folgenden an das IASB gerichteten und von diesem abzu-

arbeitenden Fragen. 

 

 

Abbildung 4: Questions for the IASB during the November‐Meeting 201481 

 

Dem entscheidenden Treffen im Dezember 2014 folgend fand im Januar 2015 noch 

ein weiteres IASB-Treffen statt. Dort diskutierte man die Übergangsregelung beim 

Wechsel der Bewertungsmethoden von Sachanlagen.82 Da ohnehin bereits im Dezem-

ber über diese Regelung abgestimmt wurde, fällt das Sitzungsdokument knapp aus. 

In der Februarsitzung kamen noch ergänzende Punkte zur Sprache, wie beispiels-

weise die Abstimmung über die Änderung des Vorworts des Standards bezüglich der 

nun abgeschlossenen Überprüfung und Vorschläge über den Ablauf zukünftiger Über-

prüfungen.83  

   

                                                            
79 Ebenda. 
80 Ebenda, S. 4. 
81 IASB Paper 5, S. 4. 
82 Vgl. IASB Paper 5, S. 1. 
83 Ebenda. 
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2.6 Zusammenfassung 

Mit der Aufnahme in das Arbeitsprogramm des IASB fiel im Juni 2012 der offizielle 

Startschuss für das Projekt der ersten Überprüfung des International Financial Repor-

ting Standard for Small and Medium-sized Entities.84 Der folgende Request for Infor-

mation (RFI) und das Exposure Draft 2013/09 (ED/2013/09) stellen die bedeutendsten 

Schritte innerhalb des Projekts dar. Noch im selben Monat des Projektstarts wurde der 

RFI in Form eines Fragebogens veröffentlicht und hatte zum Ziel, Änderungsbedarf 

des Standards zu identifizieren bzw. zu konkretisieren.85 Der Startschuss zur Einrei-

chung von Informationen fällt gleich zu Beginn des Projekts um dessen Zeitplan ein-

zuhalten. In weiterer Folge wurde am 3. Oktober 2013 mit der Veröffentlichung des 

ED/2013/09 begründet. Eine der Veröffentlichung beigefügte Aufforderung zu Einrei-

chung von Stellungnahmen (ITC) zielte auf Rückmeldungen zu dem beigefügten Ka-

talog mit bereits ausgiebig diskutierten Änderungsvorschlägen ab.86 Mit Ende der Stel-

lungnahmefrist und Beginn der Auswertung der Antworten wurde rasch klar, dass teils 

erhebliche Lücken in den eingegangenen Stellungnahmen enthalten waren. Einerseits 

waren die Antworten nicht immer vollständig, andererseits lagen nur wenige Antworten 

von Vertretern mancher Interessengruppen vor. So gingen auf den ED beispielsweise 

keine Antworten von externen Abschlussadressaten ein. Zwar war eine geringe Reso-

nanz erwartet worden, man hatte jedoch bis zuletzt darauf gehofft, zumindest wenige 

Antworten zu erhalten.87 Aus diesem Grund wurde in den Monaten März bis Mai 2014 

ein zusätzlicher User Outreach durchgeführt. Dieser hatte zum Ziel, die eben benann-

ten Defizite einzudämmen. Das wird durch die IASB-Sitzungen im Januar und Februar 

2015 deutlich.88 In weiterer Folge wurden die Stellungnahmen auf den ED/2013/09 

analysiert und wurde eine Zusammenfassung der wichtigsten Antworten als Vorberei-

tung auf die Maisitzung 2014 erstellt. Diese wurden im Agenda Paper 15A erarbeitet.89 

Auch die Mitglieder der SMEIG erhielten die Auswertung als Konsultationsgrundlage. 

In den Monaten Oktober bis Dezember 2014 fanden die finalen Diskussionen über die 

im ED vorgeschlagenen geplanten Änderungen statt. Im Januar und Februar 2015 

wurden die Änderungen lediglich finalisiert und letzte Anpassungen vorgenommen.90 

                                                            
84 Siehe 2.1. 
85 Ebenda. 
86 Siehe 2.5. 
87 Ebenda. 
88 Ebenda. 
89 Ebenda. 
90 Ebenda. 
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3 Die Antworten auf den RFI/2012/06 

3.1 Überblick, Aufbau und Methodik der Analyse 

Zunächst werden Anzahl und Form der Stellungnahmen überblicksmäßig erfasst. Die 

Bereinigung verzerrender Faktoren sowie die Anpassung um Gewichtungen stehen im 

Fokus. Anschließend erfolgt die Analyse nach der geographischen Zugehörigkeit der 

antwortenden Parteien. Dieses Kapitel abschließend wird der Leser über die Zuord-

nung der Stellungnahmen zu Interessengruppen informiert. 

Die Zitierung aus Antwortbriefen auf den RFI nutzt einen Teil des Dateinamens, wie 

sie auf der Archivseite der IFRS Foundation zum Download bereitstehen. Ein Ver-

zeichnis der Stellungnahmen ist dieser Arbeit beigefügt und vor dem Anhang A zu 

finden. 

Ab Kapitel 4 beginnt das Herzstück der Arbeit (4 bis 24) die Analyse der Antworten auf 

den Fragebogen entsprechend der Abfolge der Veröffentlichung im RFI. Dabei werden 

in den Kapiteln 4 bis 23 alle vom IASB ausgewiesenen SME spezifischen Fragen (S1-

S20) und in Kapitel 24 die allgemeinen Fragen (G1-G6) behandelt. Die Analyse der 26 

Fragen basiert immer auf derselben Abfolge. Mit dem jeweiligen ersten Unterpunkt 

wird die Fragestellung erklärt, die Unterpunkte zwei bis acht beinhalten die Analyse 

der Meinungen nach Interessengruppen gegliedert und im neunten Unterpunkt werden 

die Informationen zusammengefasst. 

Eine Abweichung stellt zum einen die Beantwortung der Frage S20 dar. Da die Autoren 

der Stellungnahmen ihre Texte sehr unterschiedlich aufbauen und die Qualität der Ant-

worten sehr unterschiedlich ausfällt, sind einige Stellungnahmen wortkarg verfasst o-

der kommentieren ihre Entscheidung trotz Aufforderung durch den IASB nicht. Andere 

führen bis zu neun unterschiedliche Sachverhalte an.91 Um der sachdienlichen Be-

rücksichtigung dieser Menge von Einzelnennungen gerecht zu werden, wurde in der 

die Analyse der Antworten auf die Frage S20 abschließenden Zusammenfassung eine 

                                                            
91 Vgl. 470. http://archive.ifrs.org. Alle Dateinamen beginnen mit „8_“. Anschließend folgen jeweils auf-

steigende, jedoch nicht fortlaufende, dreistellige oder vierstellige Nummern. Die Zitierung erfolgt an-
hand dieser jeder Organisation einmalig zugeordneten drei- bzw. vierstelligen Identifikationsnum-
mer. Teilweise bestehen die Stellungnahmen aus zwei Dateien. In solchen Fällen folgt auf die drei- 
bzw. vierstellige Identifikationsnummer beispielsweise „(…)_1(…)“ oder „(…)_2(…)“. In diesen Fäl-
len wird die Identifikationsnummer um die entsprechende zusätzliche Ziffer erweitert. Ein Verzeich-
nis aller Stellungnahmen ist vor dem Anhang dieser Arbeit enthalten. Auch bestehen einige andere 
Stellungnahmen aus mehreren Dokumenten innerhalb der Dateien. Meist handelt es sich dabei um 
ein Anschreiben oder Begleitschreiben und die eigentliche Beantwortung des Fragebogens ist in 
einer separaten Datei enthalten. 
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zusätzliche Tabelle erarbeitet, die Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den 

IG verdeutlicht und die Beteiligungsqualität der einzelnen IG darstellt. Zu diesem 

Zweck wurden die eingebrachten Sachverhalte kumulativ quantifiziert und in drei Ka-

tegorien unterteilt. Bei der Beantwortung der Frage G6 wird ebenfalls geringfügig von 

der üblichen Form abgewichen. Die erste Unterfrage wird im Zuge der Analyse nach 

der geographischen Zugehörigkeit der Stellungnahmen analysiert, die als vorberei-

tende Arbeit der eigentlichen Analyse der Stellungnahmen anzusehen ist und aus die-

sem Grund in Kapitel 3 erfolgt. Die Fragen G6.3 und G6.4 wurden im gleichen Kapitel 

wie die Frage G6.2 analysiert. Da G6.3 und G6.4 auf ihr aufbauen, nimmt G6.2 die 

Rolle der übergeordneten Frage ein. Die Ergebnisse wurden mit jeweils eigenen Gra-

fiken ergänzt. 

 

3.2 Vorgenommene Anpassungen und Gewichtungen 

Die Form der Stellungnahmen fiel sehr unterschiedlich aus. So haben einige, zum Teil 

weniger gutsituierte und kleinere Organisationen die mit dem RFI veröffentlichte Vor-

lage zur Beantwortung der Fragen aufgegriffen und verfassten stichwortartige Texte.92 

Andere wählten eine abweichende Form der Beantwortung, beispielsweise die Fließ-

textform.93 Wieder andere stellten ihrer Antwort auch ein Anschreiben voran.94 Einige 

griffen ohne jeden Umschweif direkt die Themen auf, welche sie für relevant hielten, 

ohne auf andere Fragen des RFI einzugehen.95 Auch gingen einige Antwortschreiben 

ein, in denen die Autoren bereits im Anschreiben die ihrer Ansicht nach wichtigsten 

Kernpunkte vorwegnehmen und Meinungen über den RFI, den IFRS for SMEs oder 

die full IFRS ansprechen.96 Auch die derzeitige nationale Entwicklung in dem Her-

kunftsland einzelner Organisationen kam hier teilweise zur Sprache.97 Insgesamt wi-

chen etwa 20% der Antworten mit ihrer Form der Beantwortung von der vorgeschla-

genen tabellarischen Einreichungsform ab. Die meisten dieser Antworten wurden als 

Fließtextform verfasst und benennen keine Antwortmöglichkeit konkret. Eine Stellung-

nahme geht beispielsweise auf keine der Fragen des RFI ein, sondern thematisiert 

ausschließlich eine Fallstudie. Mit Hilfe dieser Fallstudie versucht der Autor dem IASB 

zu verdeutlichen, dass die Berichterstattung nach den IFRS ein Problem in Form von 

                                                            
92 Vgl. 8_403. 
93 Vgl. 353. 
94 Vgl. 390_0. 
95 Vgl. 445. 
96 Vgl. 473. 
97 Vgl. 442. 
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mangelnder Transparenz bei der Bilanzierung des Nettoumlaufvermögens aufweist. 

Dies wird am Beispiel des indischen Bankensektors verdeutlicht. Gleichzeitig wird das 

IASB aufgefordert eine neue Krise zu verhindern.98 Im Verlauf der Beantwortung des 

Fragebogens finden in den Stellungnahmen weitere teils sehr ausgedehnte Formulie-

rungen Anklang, da bestimmte Fragen aus Sicht der Stellungnehmenden als Teil einer 

Debatte angesehen werden und nicht mit einer kurzen Erläuterung erklärt werden kön-

nen.99 Auf eine Nachfrage hin wurde schriftlich per E-Mail erklärt, dass drei Stellung-

nahmen in spanischer Sprache eingereicht wurden. Diese drei Stellungnahmen stehen 

nicht zum Download bereit. Somit liegen der Analyse 86 in englischer Sprache einge-

reichte Stellungnahmen zugrunde.  

Einerseits treten diverse Fälle auf, wo zwei oder mehrere Organisationen ihre Antwort 

gemeinschaftlich ausarbeiteten, die entsprechende Antwort jedoch nur von einer Or-

ganisation eingereicht wurde.100 Andererseits kam es aber auch vor, dass Antworten 

von Mitgliedern unterschiedlicher Organisationen gemeinschaftlich erstellt wurden, die 

Mitglieder diese absolut identischen Antworten dann aber doppelt, also jedes Mitglied 

für seine Organisation unabhängig voneinander, eingereicht haben.101 

 

Für die Analyse der Stellungnahmen werden folgende Anpassungen vorgenommen: 

 Drei in spanischer Sprache eingereichte Stellungnahmen der ursprünglich 89 

auf den RFI/2012/06 eingegangenen Antworten wurden seitens des IASB we-

der veröffentlicht noch zum Download zur Verfügung gestellt. Sie werden in die-

ser Analyse nicht berücksichtigt.102 

 Zwei Stellungnahmen gehen auf keine der Fragen des Fragebogens ein. Dies 

betrifft die Stellungnahme des Institute of Chartered Accountants of India, sowie 

die Stellungnahme einer kleineren spanischen Unternehmensberatung. Beide 

Stellungnahmen üben teils sehr spezifische Kritik, ohne dabei auf die Substanz 

des Fragebogens einzugehen.103 Deshalb werden beide Stellungnahmen nicht 

berücksichtigt. 

                                                            
98 Vgl. 334, S. 1 ff. 
99 Vgl. 407, S. 4. 
100 Vgl. 445. 
101 Vgl. 491; 492. 
102 Information gemäß E-Mail-Korrespondenz mit dem Projektkontakt Mrs. Michelle Fisher, Senior 

Technical Manager. Eine Nachfrage mit der Bitte um Nachreichung der drei spanischen Stellung-
nahmen vom 30.08.2017 blieb erfolglos. Keine Erlaubnis zur Veröffentlichung der Korrespondenz. 

103 Vgl. 334; 458. 
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Außerdem wurden folgende Gewichtungen beachtet: 

 Die Stellungnahme einer lateinamerikanischen Unternehmensberatungsagen-

tur wurde aufgrund ihrer offensichtlichen Repräsentation von vier Jurisdiktionen 

auch diesen zugeordnet.104 In der ursprünglichen Form wurde die Stellung-

nahme nur dem Firmensitz in Ecuador zugerechnet. 

 Eine gemeinsame Stellungnahme von zwei spanischen Universitäten wird dop-

pelt gezählt, da sie nur einfach eingereicht wurde.105 

 Insgesamt sieben Standardsetter haben trotz ihrer Vertretung durch Interessen-

gemeinschaften auch eigenständige Stellungnahmen eingereicht. Die Gewich-

tungen werden entsprechend korrigiert.106 

Die Stellungnahme der GLENIF GLASS (lateinamerikanische Organisation) 

wird entsprechend der ihr angehörigen 9 Standardsetter und deren nationaler 

Zugehörigkeit erweitert.107 

Die AOSSG repräsentiert mit ihrer Stellungnahme 25 Standardsetter im asia-

tisch-pazifischen Raum. Auch diese werden nach ihren Nationalitäten differen-

ziert und so in weiterer Folge der Analyse separiert dargestellt.108 Da die 

AOSSG keine feste nationale Vertretung besitzt, wird ihre Stellungnahme dem 

Herkunftsland des unterzeichnenden Vorsitzenden Kevin M. Stevenson zuge-

schrieben. Er ist Mitglied des Australian Accounting Standards Boards.109 Ent-

sprechende Anpassungen werden auch bei der Identifikation der Interessen-

gruppen berücksichtigt. 

 Zudem wurde die Ausarbeitung einer Stellungnahme in direkter Kooperation 

von zwei Organisationen vorgenommen, weswegen auch dies zur Veränderung 

der Gewichtungen führt. Die Stellungnahme der Association of Consulting Ac-

tuaries (ACA) und des Institute and Faculty of Actuaries wird bei der Analyse 

der Interessengruppen und der geographischen Zugehörigkeit entsprechend 

berücksichtigt.110 

                                                            
104 Vgl. 425_1. 
105 Vgl. 471. 
106 Vgl. 497; 498. 
107 Vgl. 497. 
108 Vgl. 496. 
109 Ebenda. 
110 Vgl. 445. 
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 Eine Stellungnahme der europäischen Finanzaufsichtsbehörden (European Su-

pervisory Authorities) wurde zwecks initialer Zuordnung der Ursprungsjurisdik-

tion Frankreich zugerechnet.111 Für die weitere Kategorisierung nach Jurisdikti-

onen und Regionen wurde der Sitz aller drei zu diesem Verbund gehörenden 

Aufsichts- und Regulierungsbehörden berücksichtigt. 

 

Somit ergibt sich folgendes Szenario der zu analysierenden Stellungnahmen: 

 
Tabelle 3: Anzahl der Stellungnahmen adaptiert112 

 

Weitere Korrekturen bzw. Anpassungen werden aufgrund von mangelhaften Angaben 

zum Umfang einzelner Vertretungsbefugnisse, von nicht verifizierbaren Behauptungen 

und von der Benennung absurd hoher Mitgliederzahlen in Stellungnahmen weniger 

Organisationen nicht vorgenommen.113 

 

3.3 Analyse nach der geographischen Zugehörigkeit 

Eine Analyse der geographischen Zugehörigkeit der Stellungnahmen wurde bereits im 

Rahmen der Analyse der auf den RFI eingegangenen Antworten durchgeführt. Jedoch 

wurde die Einordnung der Antwortenden auf kontinentaler Ebene dargestellt. 

 

                                                            
111 Steven Maijoor war zum Zeitpunkt des Unterzeichnens der Stellungnahme der Vorsitzende des ge-

meinsamen Ausschusses der europäischen Finanzaufsichtsbehörden und gleichzeitig Vorsitzender 
der ESMA in Paris. 

112 Vgl. SMEIG Paper 1, S. 3; Die Stellungnahmen zum RFI/2012/06. Eigene Darstellung. Bei nachfol-
genden Tabellen und Abbildungen, die anhand von selbst aus den Stellungnahmen ausgewerteten 
Daten erstellt werden, erfolgen keine erneute Angabe der Quelle und kein Vermerk „eigene Dar-
stellung“. 

113 Vgl. 331. 
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Abbildung 5: The comment letters came from respondents in the following regions114 

 

In der vorangestellten Grafik werden alle 89 Stellungnahmen entsprechend dem Sitz 

der antwortenden Organisationen in Regionen zugeordnet. Die vertretenen Gebiete 

der Erde wurden entsprechend der Beteiligungsquote erfasst. So gibt es Länder die 

mit über einem Dutzend Stellungnahmen vertreten sind, aber auch Länder, die nur in 

Form von kombinierten Stellungnahmen repräsentiert sind.115 Jedoch finden hierbei 

einzelne Institutionen, Organisationen oder Unternehmen, die Teil einer Interessen-

vertretung sind, keine gesonderte Berücksichtigung. Im Detail bedeutet das, im Falle 

einer Stellungnahme von mehreren Organisationen in Form eines Antwortschreibens 

wird jeweils der Standort der Organisation berücksichtigt, welche für eine Interessen-

gemeinschaft Stellung bezieht. Dies trifft teilweise auf globale Hauptsitze, teilweise auf 

Regionalbüros, aber auch auf wirtschaftlich bedeutende Partner eines Interessenver-

bundes zu. Im Falle des globalen Anspruchs einer Stellungnahme wird diese dem 

Hauptsitz des Konzerns zugerechnet. Wird dieser Anspruch jedoch nicht ausdrücklich 

geltend gemacht, fällt die Stellungnahme der Region zu, in welcher die verfassende 

Niederlassung ansässig ist.116 Auch wurden aufgrund von Vereinfachungen diverse 

Anpassungen vorgenommen. Diese verzerren das Bild der Herkunft aller stellungneh-

menden Organisationen jedoch zunehmend. So wurde Mexiko beispielsweise wegen 

seiner gemeinsamen Interessenvertretung mit acht weiteren mittel- und südamerika-

nischen Ländern der lateinamerikanischen Region zugeordnet, obwohl es geogra-

phisch zu Nordamerika zählt und auch Mitglied der NAFTA ist.117 Diese Gründe führen 

                                                            
114 SMEIG Paper 1, S. 3. 
115 Vgl. IASB Paper 6, S. 5 f. 
116 Vgl. 528. 
117 Vgl. 497. 
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zu einer fortschreitenden interkontinentalen Verzerrung der Realität und lassen die of-

fizielle Zuordnung zumindest als fragwürdig erscheinen.118 Unter Einbeziehung der 86 

online zum Download zur Verfügung stehenden Stellungnahmen ergibt sich folgende 

Gewichtung. Mit 22,1% bilden den größten Anteil Organisationen mit Sitz in England. 

Gefolgt von Deutschland mit 10,5% und den Vereinigten Staaten von Amerika mit 

8,1%. Südafrika liegt mit 5,8% auf Rang 4. Australien mit 4,7% auf Rang 5 und Frank-

reich sowie Spanien mit jeweils 3,5% auf den Rängen 6 und 7. So repräsentieren die 

Stellungnahmen der sieben beteiligungsstärksten Regionen 58,1% aller Rückmeldun-

gen. Dies zeigt eine unregelmäßige Verteilung auf und spiegelt ein sehr ungleiches 

Interesse am IFRS for SMEs in geographischer Hinsicht wider. Im Rahmen der Aus-

wertung werden die Stellungnahmen jedoch um eine bestimmte Anzahl an Gewichtun-

gen korrigiert, andererseits aber auch um Annahmen erweitert mit dem Ziel, ein aus-

sagekräftigeres Ergebnis zu erhalten. Mit dem Ziel dieser Arbeit vor Augen ist es von 

großer Wichtigkeit, die exakte Darstellung der korrekten geographischen Zugehörig-

keit aller Stellung beziehenden Organisationen aufzuzeigen.119 Deshalb wird eine 

Übersicht mit dem Ansässigkeitsstaat aller Autoren erstellt. Zu diesem Zweck werden, 

soweit alle dazu notwendigen Informationen aus den Stellungnahmen hervorgehen, 

gemeinsam verfasste Stellungnahmen entsprechend den Herkunftsländern der direkt 

beteiligten Organisationen quantifiziert. Das heißt, es zählt nicht nur der Standort der 

Organisation, welcher für seine Interessengemeinschaft Stellung bezieht. Andererseits 

werden regional ausgelegte Stellungnahmen auf den Staat des Hauptsitzes des Ver-

fassers beschränkt. Zu diesem Zweck wurden die 86 Stellungnahmen der Tabelle 4, 

soweit möglich und unter Berücksichtigung der beschriebenen Faktoren, erfasst.  

 

                                                            
118 Siehe 2.4. 
119 Siehe 1.2. 
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Tabelle 4: Identifizierung und Gewichtung der Jurisdiktionen (1/2)120 

 

Wie in Tabelle 4 ersichtlich ist, wurden an den adaptierten Daten im Vergleich zu den 

Rohdaten in Summe 32 Anpassungen vorgenommen. Nach der Anwendung obiger 

Anpassungen ist die Anzahl der beteiligten Jurisdiktionen infolge der exakten Bestim-

mung und Auflistung aller im Rahmen der Sammelstellungnahmen antwortenden und 

identifizierbaren Organisationen und deren Jurisdiktionen von 38 auf 57 angewachsen. 

Es ist jedoch überaus deutlich, dass sich der am Anfang dieses Kapitels beschriebene 

Trend auch nach den Anpassungen fortsetzt. Infolge der Anpassungen verkörpern die 

9 entsprechend der adaptierten Gewichtung der am häufigsten vertretenen Nationen 

50% aller Stellungnahmen. Im Vergleich zur ursprünglichen Gewichtung der kommt 

dies jedoch einem Rückgang von 12,8% gleich. Gemessen anhand der regionalen Zu-

gehörigkeit der Stellung beziehenden Organisationen ergibt sich folgendes Szenario. 

 

                                                            
120 Die mit „-1*“ gekennzeichnete Anpassung wurde zur Vermeidung einer Mehrfachberücksichtigung 

vorgenommen. Weitere Korrekturen wurden Im Verlauf der Arbeit analog angewendet. 
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Tabelle 5: Identifizierung und Gewichtung der Jurisdiktionen (2/2)121 
 

Die folgende Tabelle 6 zeigt, dass sich die Rangfolge der Regionen in Bezug auf die 

Gewichtung der Teilnehmenden nach der Adaption verändert. Positionen bestehen, 

jedoch verändert sich ihr Anteil im Vergleich zu allen Stellungnahmen signifikant. Zwar 

bleiben die Regionen mit den meisten Stellungahmen weiterhin an den ersten beiden 

Stellen bestehen. Der europäische Anteil vermindert sich jedoch um 10,8% auf 41,5%, 

während sich der asiatische Anteil um rund 13,5% erhöht. In weiterer Folge tauschen 

                                                            
121 Die mit „0*“ gekennzeichneten Anpassungen sind Anpassungen, welche aufgrund der Korrektur ei-
ner Mehrfachberücksichtigung nicht berücksichtigt werden. Oder Anpassungen, welche im Fall von „-
1*“ aufgrund der Vermeidung einer Mehrfachberücksichtigung vorgenommen wurden. Weitere Korrek-
turen wurden Im Verlauf der Arbeit analog angewendet und werden aus diesem Grund nicht mehr er-
läutert. 
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die Ränge 3 und 5 bzw. 6 ihre Plätze. Lateinamerika wurde in Mittelamerika und Süd-

amerika aufgeteilt. Somit rückt Ozeanien vom Ende in Abbhildung 6 auf den vorletzten 

Platz auf. 

 

 
Tabelle 6: Veränderung der Beteiligungsintensität als Folge der Adaption 

 

3.4 Zuordnung der Stellungnahmen zu Interessengruppen 

Wie bereits angeführt, werden die Stellungnahmen auf den RFI auch entsprechend 

der dem Prozess beteiligten Interessengruppen analysiert. Neben dem Ansässigkeits-

staat der Autoren ist die Frage, welcher Interessengruppe ein Autor angehört, von es-

sentieller Bedeutung für das Ergebnis dieser Arbeit.122 In diesem Kapitel werden alle 

Interessengruppen identifiziert und wird so der Einfluss der Gruppen anhand von Ge-

wichtungen aufgezeigt. Das Vorgehen dieser Analyse findet analog zur jenem der Ana-

lyse der geographischen Zugehörigkeit im vorherigen Kapitel statt. In Tabelle 7 werden 

die Interessengruppen, die zum Download bereitstehenden Stellungnahmen, vorge-

nommene Anpassungen und die daraus resultierenden Gewichtungen dargestellt. Wie 

nicht zuletzt durch den User Outreach dargelegt, war es zu erwarten, dass die Vertei-

lung der Antworten über die teilnehmenden Interessengruppen relativ einseitig aus-

fällt.123 Besonders hervorzuheben ist hier die quantitativ sehr schwache Resonanz be-

stimmter IG. Insgesamt gingen Stellungnahmen von acht unterschiedlichen Interes-

sengruppen ein. Es sind Wirtschaftsprüfer, Standardsetter, Finanzinstitutionen, Ab-

schlussersteller, Wissenschaft, Abschlussnutzer, Privatpersonen und eine Aufsichts- 

und Regulierungsbehörde vertreten. Jedoch gingen auf den RFI beispielsweise keine 

Stellungnahmen von Investoren ein. Auch wurden vier Stellungnahmen von Aufsichts- 

                                                            
122 Siehe 2.6. 
123 Siehe 2.5 und 2.6. 
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bzw. Regulierungsbehörden und die Stellungnahme einer Privatperson eingereicht, 

zudem von zwei externen Abschlussnutzern124, einer Ratingagentur und einem Ver-

tretungsorgan.125  

 

 
Tabelle 7: Identifizierung und Gewichtung der Interessengruppen 

 

Die Wirtschaftsprüfer sind mit 5,1% Vorsprung die am stärksten vertretene Interessen-

gruppe. Zum Zweck der detaillierteren Betrachtung wird diese Gruppe nochmals in Big 

Four (Deloitte, Ernst & Young, KPMG und PwC), andere Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften und Interessenvertreter, Organisationen, Verbände untergliedert.126 Die 

Gruppe der Big Four beinhaltet die vier weltweit größten Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften und erscheint in Anbetracht der Tatsache, dass der größte Teil der Stellung-

nahmen auf Wirtschaftsprüfer bzw. Prüfungsgesellschaften oder deren Interessenver-

tretungen entfällt, als ein geeigneter Indikator für diese Interessengruppe. Der geson-

derte Ausweis dieser Positionen soll die Tendenzen innerhalb dieser Gruppe noch 

besser darstellen. Die Gruppe der Wirtschaftsprüfer konnte infolge der Anpassung der 

Gewichtungen einen Zuwachs verzeichnen. Durch die Anpassung gewinnen die Wirt-

schaftsprüfer drei zusätzliche Stimmen. Zum einen kommt das aufgrund einer gemein-

schaftlich ausgearbeiteten Stellungnahme zustande, zum anderen durch eine latein-

amerikanische Gesellschaft, welche für vier unterschiedliche Jurisdiktionen Stellung 

bezieht.127 Mit einer Gewichtung von 35,6% bilden die Standardsetter die zweitgrößte 

                                                            
124 Vgl. IASB Paper 5, S. 6. 
125 Ebenda. 
126 Da diese Gruppe anhand der Identität ihrer Mitglieder definiert wurde, werden diese Gesellschaften 

im weiteren Verlauf der Arbeit namentlich genannt, während alle anderen Stellungnahmen neutral 
als „Stellungnahme“ bezeichnet werden.   

127 Vgl. 425_0/425_1; 485; 487. 
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Interessengruppe. Eine Untergliederung dieser Interessengruppe unterbleibt aus den 

folgenden Gründen: Einerseits gibt es lediglich zwei Stellungnahmen von Standardset-

tern. Andererseits werden alle vertretenen Standardsetter eindeutig identifiziert, so-

dass die gemeinsame Stellungnahme jeder Jurisdiktion zugeordnet werden kann. Die 

Standardsetter sind der größte Profiteur durch die Anpassung und Gewichtungen der 

Rohdaten für diese Arbeit. Der für den Löwenanteil (23) des Zuwachses von 25 Stel-

lungnahmen verantwortliche Teil rührt hier von der Aufschlüsselung der gemeinsamen 

Stellungnahme einer Interessengemeinschaft (AOSSG) her.128 Die übrigen (zwei) 

Mehrstimmen sind ebenfalls auf die Stellungnahme einer Interessenvertretung 

(GLENIF GLASS) zurückzuführen – eines Konsortiums aus lateinamerikanischen 

Standardsettern.129 Mit 5,9% liegt der Anteil der wissenschaftlich motivierten Stellung-

nahmen gleich auf jenem der Abschlussersteller. Aufsichts- und Regulierungsbehör-

den schlagen mit 5,1% zu Buche. Auch die Interessengruppe der Abschlussersteller 

enthält Stellungnahmen von Abschlusserstellern selbst und von Interessenvertretern. 

Zudem entfallen sechs Stellungnahmen auf Aufsichts- und Regulierungsbehörden. 

Der Anteil von Finanzinstitutionen beträgt mit fünf Stimmen insgesamt 4,2%. Hierzu 

zählen ein Kreditgeber mit Sitz in den USA, eine Kreditgebervereinigung, zwei Kon-

sortien von Versicherern bzw. Versicherungsmathematikern und ein Versicherungsun-

ternehmen, wobei die Versicherungsmathematiker gemeinsam Stellung bezogen und 

somit um eine Stimme korrigiert wurden. Unter Sonstige wurden zwei Stellungnahmen 

von Abschlussnutzern und eine Stellungnahme einer Privatperson in Rente zusam-

mengefasst. Bei den Abschlussnutzern handelt es sich um eine Ratingagentur und ein 

Vertretungsorgan.130 Die Privatperson bezeichnet sich selbst als Rentner und ist mit 

einer 0,8%-igen Gewichtung vertreten.131 Eine geringe Anzahl der Stellungnahmen 

beantwortet die Fragen wenig konkret und mit starkem Bezug auf nationale Reform-

bestrebungen.132 Eine Stellungnahme lässt erkennen, dass sich zum Zeitpunkt des 

Verfassens ein neuer Standard in dieser Jurisdiktion in der Entwicklungsphase be-

fand.133 Im Kontext dieser Art von Stellungnahmen umschriebene Antworten wurden, 

sofern eine der 26 Fragen zweifelsfrei zuordenbar war, herausgearbeitet. In weiterer 

Folge entscheidet sich eine Organisation bewusst zu einer Mehrfachantwort (vierfach), 

                                                            
128 Vgl. 496. 
129 Vgl. 497. 
130 Siehe 2.5 und 2.6. 
131 Vgl. 467. 
132 Vgl. 442. 
133 Ebenda. 
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eine weitere Organisation greift lediglich einmal auf diese Möglichkeit zurück.134 Alle 

vorgenommenen Korrekturen wurden analog zu jenen im vorherigen Kapitel für die 

Analyse der geographischen Zugehörigkeit angewendet mit dem Ziel, Doppelzählun-

gen einzelner Organisationen bei der Quantifizierung zur Analyse der Gewichtung ein-

zelner Interessengruppen zu vermeiden.135 Im Folgenden werden die auf den RFI ein-

gegangenen Stellungnahmen zu den 26 Fragen analysiert. Die Teilergebnisse der 

Analyse werden jeweils in absteigender Reihenfolge der gewichtigsten Interessen-

gruppen nach dargestellt 

  

                                                            
134 Vgl. 496; 591. 
135 Siehe 3.3. 
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4 Use by publicly traded entities (Frage S1) 

4.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die Frage 1 thematisiert den 1. Abschnitt, also den Anwendungsbereich des Stan-

dards. Der Anwendungsbereich wird in Abschnitt 1.2 definiert, wohingegen die Ab-

grenzung der öffentlichen Rechenschaftspflicht in Abschnitt 1.3 stattfindet.136 Auf die-

sen Unterabschnitt konzentriert sich die Frage. Seit dem Inkrafttreten des IFRS for 

SMEs sind Unternehmen, deren Schuld- oder Eigenkapitalinstrumente an einem öf-

fentlichen Markt gehandelt werden, von der Verwendung des IFRS for SMEs ausge-

schlossen. Nach Auffassung des IASB haben diese Unternehmen die full IFRS anzu-

wenden. Jedoch sind interessierte Parteien der Ansicht, dass Regierungen und Regu-

latoren jeder Jurisdiktion selbst über die Anwendbarkeit entscheiden sollten.137 

 

4.2 Wirtschaftsprüfer 

37138 Stellungnahmen der Wirtschaftsprüfer lehnen den Vorschlag des IASB ab. 2 kön-

nen der Zustimmung zur vom IASB vorgeschlagenen Überarbeitung des Anwendungs-

bereiches zugeordnet werden.139 5 Stellungnahmen schlagen eine alternative Lösung 

der Fragestellung vor. Des Weiteren haben 4 Parteien die Frage nicht beantwortet. 

Big Four 

Ernst & Young, KPMG und PwC stimmen gegen die vorgeschlagene Überarbeitung 

des Anwendungsbereiches. Zudem bringt speziell PwC zum Ausdruck, dass über den 

Anwendungsbereich des IFRS for SMEs die jeweils zuständige Jurisdiktion entschei-

den sollte.140 KPMG argumentiert im Hinblick auf börsennotierte Unternehmen mit ei-

ner erheblichen öffentlichen Rechnungslegungspflicht, welcher der Standard in keiner 

Weise gerecht wird.141 Deloitte weicht von dieser Linie ab und entscheidet sich für die 

offene Option (c) und erläutert dies. Grundsätzlich sei man zwar der Auffassung, dass 

es im Ermessen einer jeden Jurisdiktion selbst liegt, ob der IFRS for SMEs für nicht 

öffentlich rechnungslegungspflichtige Unternehmen zu erlauben ist. Jedoch sei es viel 

                                                            
136 Zusätzlich zur Nummerierung werden bei den Quellenangaben für die Analyse auch die entspre-

chenden Dokumentenseiten der Stellungnahmen zur besseren Nachvollziehbarkeit angegeben. 
137 Vgl. RFI, S. 13. 
138 Quantitative Angaben, welche der Benennung einer Anzahl von Stellungnahmen in einer Kategorie 

im Verlauf der Analyse dienen, werden nachfolgend primär in Nummern bzw. Zahlen dargestellt. 
Stellenweise werden Prozentangaben bevorzugt oder zur besseren Darstellbarkeit der Mehrheits-
verhältnisse ergänzt. 

139 Vgl. 308_1, S. 1 f. 
140 Vgl. 450, S. 1. 
141 Vgl. 461, S. 2. 
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wichtiger ein klares Statement darüber zu liefern, für welchen Unternehmenstyp der 

Standard, neben dem im 1. Abschnitt genannten Geltungsbereich, überhaupt entwi-

ckelt wurde. Dies würde eine klarere Vorstellung davon vermitteln, ob und in welchem 

Ausmaß Erweiterungen für bestimmte Unternehmenstypen notwendig seien.142 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Auch stimmen 9 andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften gegen die Überarbeitung. 

1 Unternehmen stimmt für die vorgeschlagene Überarbeitung und 1 Unternehmen 

wählt mit folgender Begründung auch hier die Option (c) mit folgender Begründung. Es 

wird angemerkt, dass der Standard einem öffentlich rechnungslegungspflichtigen Un-

ternehmen die Anwendung genau genommen nicht verbietet. Jedoch stünde dies im 

Widerspruch mit Paragraph 1.5. Weiter wird auch hier argumentiert, dass die Entschei-

dung jeder Jurisdiktion überlassen werden sollte. Gesetzgeber und Regulierungsbe-

hörden werden eindringlich gebeten zu prüfen, welche Unternehmen für die Anwen-

dung des Standards zugelassen werden sollen. Eine konkrete Definition ist nach der 

Meinung des Stellungnehmenden unabdingbar.143 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

25 Stellungnahmen dieser Gruppe lehnen die Überarbeitung ab. Eine häufige Begrün-

dung wird hier in dem Design des IFRS for SMEs gesehen. Der Standard war nach 

Ansicht der Mehrheit der Stellungnehmenden nie für öffentlich rechnungslegungs-

pflichtige Unternehmen konzipiert worden. So entsprechen die Offenlegungspflichten 

nicht dem den Meinungen entsprechenden Umfang.144 1 Stellungnahme der Interes-

senvertreter optiert für die Überarbeitung ohne direkt damit verbundene Bedingungen 

und 3 weitere wählen Antwort (c). Die Begründungen für die Option zur offenen Ant-

wort fallen unterschiedlich aus. 1 Stellungnahme führt mit ihren wesentlichen Punkten 

bereits genannte Argumente an. Hierzu gehört vor allem die aus ihrer Sicht gegebene 

Unzulänglichkeit des Standards, Informationen von börsennotierten Unternehmen 

adäquat, dem hohen Niveau der öffentlichen Rechenschaftspflicht entsprechend, dar-

zustellen. Deswegen wird vorgeschlagen dem Standard Textpassagen hinzuzufügen, 

in welchen erklärt wird warum der IFRS for SMEs für diesen Zweck ungeeignet ist.145 

                                                            
142 Vgl. 402, S. 3. 
143 Vgl. 449, S. 2 f. 
144 Vgl. 470, S. 2. 
145 Vgl. 468, S. 8. 
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1 Stellungnahme erkennt die Zuständigkeit der Regierungen an und moniert gleichzei-

tig die Unzulänglichkeit von Regelungen zu Erlaubnissen und Verboten für die Anwen-

dung des Standards per Definition. Das fördere die globale Anwendbarkeit aufgrund 

einer stark unterschiedlichen Rechtsprechung weltweit nicht.146 Des Weiteren lehnt 1 

Stellungnahme den IFRS for SMEs als zusätzliche Möglichkeit zur Offenlegung von 

Informationen für öffentlich rechnungslegungspflichtige Unternehmen ab. 

 

4.3 Standardsetter 

36 Antworten der Gruppe der Standardsetter stimmen gegen den Vorschlag des IASB 

und für das Beibehalten der bestehenden Regelung. 2 Stellungnahmen stimmen für 

die Anpassung des Anwendungsbereiches und 3 Stellungnahmen führen alternative 

Lösungsvorschläge an. Die Stellungnahmen, welche die alternative Antwortmöglich-

keit (c) wählen, begründen das wie folgt. 1 Stellungnahme fordert die Abgrenzung des 

IASB von früheren Debatten zu diesem Thema, da man den Eindruck gewinne das 

IASB sei sich seiner Rolle nicht bewusst. Um eine Basis zu schaffen, auf welcher der 

Standard sinnvoll weiterentwickelt werden kann, müsse das IASB, als der Stan-

dardsetter, grundlegende Annahmen zur Entwicklung des SME-Standards definieren. 

Dazu gehöre jedoch nicht den Anwendungsbereich des Standards zu limitieren und 

damit die Rolle eines Regulators einzunehmen.147 1 Stellungnahme äußert starke Be-

denken gegen die Anwendung durch Unternehmen, für welche der Standard nicht ent-

wickelt wurde.148 1 Stellungnahme begründet ihre Optierung zur alternativen Antwort-

möglichkeit mit einem wenig effektiven Weg, die angestrebte weltweite Akzeptanz des 

IFRS for SMEs voranzutreiben.149 

 

4.4 Wissenschaft 

4 Stellungnahmen der Gruppe der wissenschaftlichen Organisationen stimmen gegen 

die Überarbeitung des Standards. Die Begründungen fallen relativ einheitlich aus. Für 

Unternehmen deren Eigenkapital öffentlich gehandelt wird, wird die verpflichtende An-

wendung der full IFRS im Hinblick auf Transparenz und Informationssymmetrie als 

unverzichtbar angesehen.150 2 Stellungnahmen votieren für die Überarbeitung gemäß 

Vorschlag seitens IASB. Dies wird in einer Stellungnahme mit dem vorherrschenden 

                                                            
146 Vgl. 429, S. 4. 
147 Vgl. 407, S. 4 f. 
148 Vgl. 591, S. 7. 
149 Vgl. 6772, S. 5 f. 
150 Vgl. 471, S. 2; 475, S. 2; 498, S. 2. 
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Wettbewerb zwischen den full IFRS und den IFRS for SMEs begründet. Durch die 

Erweiterung des Anwendungsbereiches würde dieser Wettbewerb gestärkt und nach 

Ansicht der Stellung beziehenden Organisation kann so von zwei qualitativ hochwerti-

gen Rechnungslegungsstandards profitiert werden.151 Die zweite Stellungnahme für 

die Überarbeitung führt lediglich an, dass jede Jurisdiktion eigenständig darüber ent-

scheiden können soll, ob der Standard für börsennotierte Unternehmen zur Anwen-

dung erlaubt wird.152 0 Stellungnahmen stimmen für die alternativen Option (c). 

 

4.5 Abschlussersteller  

In dieser Gruppe optiert 1 Stellungnahme gegen die Überarbeitung und begründet das 

einerseits mit dem teilweise überflüssigen Dasein des IFRS for SMEs in Deutschland 

und der Schweiz. Auch werden für diese Unternehmen teilweise unzureichende Offen-

legungspflichten moniert und es wird auf die full IFRS bzw. die Schweizer GAAP ver-

wiesen. Jedoch wird gleichzeitig erkannt, dass für diese Unternehmen der Aufwand 

zum Erstellen des Abschlusses nach den full IFRS zu hoch ist. Somit wird der IFRS 

for SMEs nicht nur wegen seines Vorteils in Form der internationalen Akzeptanz und 

der besseren Vergleichbarkeit als attraktiv angesehen. Jedoch fehle es dem Standard 

hierfür noch immer an Flexibilität.153 1 Stellungnahme beantwortet die Frage nicht und 

57,1% (4) sprechen sich für die Überarbeitung aus. Einerseits wird erkannt, dass sich 

die Anzahl der Anwender des IFRS for SMEs durch diesen Schritt wahrscheinlich zwar 

deutlich erhöhen würde. Indes sollte klar dargelegt werden, dass der Standard in erster 

Linie für nicht börsennotierte Unternehmen entwickelt und somit nicht weit verbreiteten 

detaillierten Offenlegungsstandards entspricht.154 Auch werden bereits von anderen 

Interessengruppen aufgegriffene Begründungen verwendet. Hier sind beispielsweise 

das Recht der eigenständigen Regulierung einer jeden Jurisdiktion und die Unklarheit 

darüber zu nennen, wieso das IASB diese Regulierung übernehmen will.155 0 Stellung-

nahmen entscheiden sich für die neutrale Antwort (c). 

 

4.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

3 (50%) beantworten die Frage S1 nicht. Ebenfalls 3 stimmen jeweils für eine der drei 

Antwortmöglichkeiten. So ist 1 Stellungnahme gegen und 1 Stellungnahme für die 

                                                            
151 Vgl. 406, S. 2 f. 
152 Vgl. 472, S. 2. 
153 Vgl. 353, S. 2. 
154 Vgl. 332, S. 3. 
155 Vgl. 438, S. 2; 490_1, S. 3. 
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Überarbeitung entsprechend dem Vorschlags des IASB, während 1 weitere Stellung-

nahme die alternative Option (c) wählt und dies damit begründet, dass die Frage auf-

grund der EU Verordnung 1606 vom 19. Juli 2002 überflüssig sei. Denn diese besagt, 

dass die Mitgliedstaaten dazu befähigt sind den Anwendungsbereich der IFRS selbst 

zu bestimmen.156 

 

4.7 Finanzinstitutionen  

2 Finanzinstitutionen antworten auf diese Frage nicht. 0 Stellungnahmen sprechen 

sich für und 1 Stellungnahme gegen die Überarbeitung des Anwendungsbereiches 

aus. Die Begründung für die Ablehnung der vorgeschlagenen Erweiterung des Anwen-

dungsbereiches des IFRS for SMEs liegt zum einen darin, dass öffentlich gehandeltes 

Eigenkapital als wichtigster Indikator für die Anwendung der full IFRS gilt. Zum ande-

ren ist die Wichtigkeit eines für Investoren einheitlichen Erscheinungsbildes der Rech-

nungslegung solcher Unternehmen nicht zu unterschätzen. Zudem spricht sich die Or-

ganisation gegen Bedenken anderer Interessengruppen und somit für die sich mög-

licherweise ändernde Rolle des IASB bei der Zuständigkeit in Fragen des Anwen-

dungsbereiches aus. So sollte sich das IASB nach der Meinung dieser Stellungnahme 

nicht generell auf die Fähigkeit der Jurisdiktionen verlassen Entscheidungen zu tref-

fen.157 1 Stellungnahme optiert zur Antwort (c). Zwar bezieht die Organisation keine 

eindeutige Stellung, wegen ihrer zweideutigen Antwort wurde sie jedoch der offenen 

Antwort (c) zugeordnet. Grundlegend ist man ebenfalls der Meinung, dass der Stan-

dard keiner spezifischen Definition bedürfe. Eine solche den Anwendungsbereich nur 

unnötig einschränkende Regelung könnte für lokale Regularien konfliktäre Unsicher-

heiten hervorrufen. Jedoch ist man gleichzeitig der Auffassung, dass dies jede Juris-

diktion selbst entscheiden muss.158 

 

4.8 Sonstige 

In dieser Gruppe stimmen 2 (66,7%) gegen die Überarbeitung und 1 Stellungnahme 

für die Überarbeitung des Anwendungsbereiches. 0 Stellungnahmen stimmen für die 

Überarbeitung.  

 

                                                            
156 Vgl. 405_0, S. 2. 
157 Vgl. 346, S. 2. 
158 Vgl. 465, S. 1 f. 
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Abschlussnutzer 

Die Stellungnahmen der AN sind ausgewogen, 1 Stimme für und 1 Stimme gegen die 

Überarbeitung. Die Stellungnahme, welche für (a) stimmt, begründet ihre Haltung mit 

dem Argument, dass die Organisation generell gegen die Ausweitung des IFRS für 

SME ist. Es werden Konsistenz in der Anwendung und detailliertere Offenlegungs-

pflichten entsprechend jenen der full IFRS gefordert.159 Die Organisation, welche für 

die Überarbeitung Stellung bezieht, begründet das mit eigenen Erfahrungen ihrer Mit-

glieder. In vielen Ländern der Mitglieder gibt es sogenannte Junior Exchanges. Zu 

ihnen gehören beispielsweise Kanadas TSXV und der NEX. Solche Junior Exchanges 

bieten eine Handelsplattform für börsennotierte Unternehmen, welche unter die Zulas-

sungsvoraussetzungen zur Aufnahme in die führenden Handelsplätze gefallen sind. 

Für solche Aktienmärkte sollte der IFRS for SMEs nach Ansicht dieser Organisation 

erlaubt werden.160 

Privatperson 

Auch die einzige teilnehmende Privatperson ist der Ansicht, dass der Anwendungsbe-

reich nicht geändert werden soll. Die Begründung bezieht sich auf die Tatsache, dass 

Anleger und andere Stakeholder von diesen Unternehmen nicht von einem wesentli-

chen Einfluss ausgehen können. So ist es ihnen nicht möglich Informationen auf an-

derem Weg als über die Einsicht von Jahresabschlüssen zu erlangen. Daher sind Of-

fenlegungspflichten unverzichtbar, die über jene des IFRS for SMEs hinausgehen und 

den full IFRS entsprechen.161 

 

4.9 Zusammenfassung 

Unter Berücksichtigung aller Gewichtungen gibt es bei der ersten Frage 82 (69,5%) 

ablehnende und 12 (10,2%) zustimmende Stellungnahmen. Weitere 10 (8,5%) ent-

schieden sich für die alternative Antwortmöglichkeit, forderten eine differenzierte Um-

setzung der Überarbeitung des Anwendungsbereiches und begründeten diesen Schritt 

mit unterschiedlichen Argumenten. 14 (11,9%) antworteten nicht. Bis auf wenige Aus-

nahmen überwiegt in den Interessengruppen die Überzeugung, dass der Anwen-

dungsbereich des IFRS for SMEs nicht überarbeitet werden soll. Lediglich die Ab-

schlussersteller weichen hiervon deutlich ab. Mit zwei Dritteln votieren diese für die 

                                                            
159 Vgl. 373, S. 3. 
160 Vgl. 421, S. 1 f. 
161 Vgl. 467, S. 2. 
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Überarbeitung entsprechend der vom IASB vorgeschlagenen Form. Aufsichts- und Re-

gulierungsbehörden votieren gleichstimmig für alle drei Antworten und die Abschluss-

nutzer mit 1 Stellungnahme für und 1 gegen die Überarbeitung. 

 

 
Abbildung 6: Ergebnis Frage S1 
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5 Use by financial institutions (Frage S2) 

5.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die zweite Frage bezieht sich ebenfalls auf den Abschnitt 1.3 des Standards, genauer 

auf den Abschnitt 1.3 b). Die Anwendung des IFRS for SMEs ist auch für Unternehmen 

ausgeschlossen, welche „für einen großen Kreis on Dritten in Treuhändereigenschaft 

Vermögenswerte verwalten“162. Nach der bisherigen Auffassung des IASB qualifiziert 

das zur öffentlichen Rechnungslegungspflicht und somit zur Anwendung der full IFRS. 

Auch bei dieser grundlegenden Frage sind einige Parteien der Auffassung, dass jede 

Jurisdiktion individuell selbst entscheiden soll, welcher Standard zur Anwendung zu 

kommen hat, und das IASB diese Entscheidung nicht vorwegnehmen sollte.163 

 

5.2 Wirtschaftsprüfer 

28 (58,3%) der Gruppe der Wirtschaftsprüfer äußern sich gegen den Vorschlag den 

Anwendungsbereich aufzuweichen. Über 27% (13) der Organisationen teilen diese 

Meinung nicht, wovon 12,5% (6) für eine Überarbeitung in der vorgeschlagenen Form 

stimmen und 14,6% (7) der alternativen Antwortmöglichkeit (c) zugerechnet werden.  

Big Four 

PwC stimmt als einziges Mitglied der Big Four gegen den Vorschlag. Deloitte, KPMG 

und PwC optieren zu Antwort (c). Deloitte verweist auf die erste Frage und führt die-

selbe Begründung an.164 EY äußert, dass man prinzipiell auch gegen die vorgeschla-

gene Überarbeitung eingestellt ist, jedoch glaubt man auch dass es keine industriebe-

zogene Restriktion des Anwendungsbereiches geben sollte. Dies spiegelt auch bei EY 

die Position der Antwort auf die erste Frage wider. Einerseits wird die Überarbeitung 

abgelehnt, indes soll jedem Rechtsbereich genug Freiraum für die eigene Regulierung 

eingeräumt werden.165 KPMG führt dieses Argument ebenfalls auf und detailliert wei-

ter, dass dies mit der Aufsichtspflicht des IASB vereinbar sei.166 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Bei der Untergruppe der anderen WP-Gesellschaften votieren 9 (81,8%) gegen die 

Überarbeitung und 1 Stellungnahme dafür. 1 weitere entscheidet sich von den vorge-

gebenen Antwortmöglichkeiten abzuweichen und wählt die Alternative. Als Gründe für 

                                                            
162 Kirsch et al., S. 3. 
163 Vgl. RFI, S. 14. 
164 Siehe 4.2. 
165 Vgl. 528, S. 8. 
166 Vgl. 461, S. 2.  
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die Ablehnung wird zum einen der Glaube angeführt, dass man die Entscheidung nicht 

ausschließlich den Jurisdiktionen selbst überlassen dürfe. So ist die Mehrheit davon 

überzeugt, dass der IFRS for SMEs keine ausreichende Qualität des Jahresabschlus-

ses für Finanzinstitutionen gewährleisten kann.167 Die für die Überarbeitung stim-

mende Organisation begründet ihren Schritt mit ihrer Überzeugung, dass jeder Juris-

diktion die Möglichkeit zugestanden werden muss selbst zu entscheiden, ob man Fi-

nanzinstitutionen die Anwendung des IFRS for SMEs erlauben möchte.168 Auch wer-

den Argumente aufgrund der Ähnlichkeit zur ersten Frage wiederholt. So zum Beispiel 

die alternative Antwort, welche im Wesentlichen Argumente aufgreift die auch bereits 

von anderen angeführt wurden. Hierzu zählt die Notwendigkeit einer Definition der 

Public Accountability.169 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Die Meinungsverteilung der größten Untergruppe der Wirtschaftsprüfer spiegelt ein 

ähnliches Bild wider. Die absolute Mehrheit der Stellungnahmen (21) fällt für das Bei-

behalten der bisherigen Regelung aufgrund der bereits genannten Gründe aus. 5 Or-

ganisationen stimmen für die Abänderung und 3 Stellungnahmen werden der alterna-

tiven Antwort zugerechnet. 1 dieser 3 Stellungnahmen führt beispielsweise neue As-

pekte eines auftretenden Problems an. Zwar ist man prinzipiell auch der Meinung, dass 

Finanzinstitutionen und vergleichbare Unternehmen einer besonderen öffentlichen Re-

chenschaftspflicht unterliegen müssen, jedoch ist man bei der Einführung ähnlicher 

Standards im Vereinigten Königreich auf Probleme gestoßen, die man so nicht erwar-

tet hat. So ist die Frage der Definition von Finanzinstitutionen aufgrund diverser Vari-

ablen, also wann ein Unternehmen unter diese spezielle Gattung einzuordnen ist, nicht 

ganz einfach zu klären. Um lokale Regulatoren in ihrer Entscheidung zu unterstützen, 

wird zudem wiederholt um Aufklärung gebeten, warum diese Unternehmen von der 

Anwendung des IFRS for SMEs ausgeschlossen wurden.170 

 

5.3 Standardsetter 

Von den 42 zu dieser Interessengruppe zugerechneten Stellungnahmen stimmen 34 

(81%) dagegen, die bestehenden Voraussetzungen für Finanzinstitutionen und andere 

Unternehmen, welche Vermögenswerte für eine weite Gruppe von Außenstehenden 

                                                            
167 Vgl. 447, S. 5 f.; 470, S. 4; 434, S. 2 f.; 416, S. 5; 415_1, S. 3. 
168 Vgl. 308, S. 2. 
169 Vgl. 449, S. 3. 
170 Vgl. 468, S. 9 f. 
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als eines ihrer Hauptgeschäftsfelder halten, zu ändern. 2 Stellungnahmen sprechen 

sich für die Überarbeitung aus und 5 dagegen. Eine Stellungnahme liefert keine Ant-

wort zu dieser Frage. Die überwiegende Meinung der ablehnenden Stellungnahmen 

ist jene, dass der IFRS for SMEs nicht für diesen Anwendungszweck geschaffen 

wurde. Jedoch wird auch oft angemerkt, dass dennoch jede Jurisdiktion selbst über 

die Anwendbarkeit der full IFRS und die damit verbundene öffentliche Rechnungsle-

gungspflicht der Unternehmen entscheiden sollte.171 Eine Organisation, welche sich 

für die Überarbeitung entsprechen dem Vorschlag ausspricht, führt denselben Grund 

an.172 Eine weitere Organisation gibt zu bedenken, dass es Finanzinstitutionen gibt die 

zu klein sind, um die full IFRS anzuwenden, und keine komplexen Transaktionen ha-

ben. Diese Unternehmen könnten von dem IFRS for SMEs profitieren.173 Von den 5 

neutralen Stellungnahmen (11,9%) welche sich auf diese Frage beziehen, verweisen 

alle verfassenden Organisationen auf die von ihnen angeführte Begründung zur ersten 

Frage.174  

 

5.4 Wissenschaft 

5 (71,4%) äußern sich gegen die Überarbeitung und 1 Stellungnahme für die Überar-

beitung. 1 Stellungnahme beantwortet die zweite Frage nicht. Auch die Stellungnah-

men dieser Gruppe verweisen auf die Begründungen ihrer Antworten auf die vorherige 

Frage oder verdeutlichen die Ähnlichkeit beider Fragen durch annähernd identische 

Antworten.175 Eine die Überarbeitung befürwortende Organisation spricht von der Be-

setzung einer Vertrauensposition durch Finanzinstitutionen, weshalb die Schaffung 

klarer Linien nur für diese Unternehmen im Widerspruch zum Transparenzprinzip und 

zur Vergleichbarkeit der Finanzberichterstattung stünde. Also sollten die full IFRS an-

gewendet werden.176 Die zustimmende Stellungnahme wurde offensichtlich vom FRS 

102 beeinflusst, welcher auf dem IFRS for SMEs basiert, der eine vergleichbare Re-

gelung im Vereinigten Königreich und in Irland vorsieht. 

 

                                                            
171 Vgl. 329, S. 4. 
172 Vgl. 440_1, S. 1. 
173 Vgl. 454, S. 2 f. 
174 Vgl. 478, S. 2; 431, S. 10; 591, S. 8; 407, S. 5; 6772, S. 6. 
175 Vgl. 406, S. 3; 471, S. 2; 475, S. 2; 498, S. 2. 
176 Vgl. 475, S. 2. 
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5.5 Abschlussersteller 

Von den 7 Stellungnahmen dieser Gruppe geben 2 (28,6%) keine Antwort zu dieser 

Frage. Ebenfalls 2 Organisation sprechen sich gegen und 2 für die Überarbeitung aus. 

Zwar wird einerseits der Wunsch zur Anwendung des IFRS for SMEs für Finanzinsti-

tutionen anerkannt, welche nicht unter die Anwendungspflicht der full IFRS fallen. Je-

doch wird die alternative Anwendung des IFRS for SMEs strikt abgelehnt und darauf 

verwiesen, dass Leasinggeber per Definition nicht notwendigerweise der öffentlichen 

Rechnungslegungspflicht unterliegen. Diese sollten ausdrücklich in Diskussionen mit 

eingeschlossen werden, wenn von Finanzinstitutionen und ähnlichen Unternehmen 

gesprochen wird.177 Auch wird ein Argument der stark zunehmenden Komplexität auf-

geführt, falls der Standard dahingehend überarbeitet wird.178 Als Gründe für die Über-

arbeitung werden lediglich bereits zur Beantwortung der vorherigen Frage genannte 

Argumente vorgetragen.179 

 

5.6 Aufsicht- und Regulierungsbehörden 

Als einzige wird die zweite Frage von jedem Mitglied dieser Interessengruppe beant-

wortet. 2 Stellungnahmen (33,3%) votieren für die Überarbeitung, 1 dagegen und 1 für 

die alternative Antwort. Die alternative Antwort greift erneut die Begründung zur Frage 

1 auf. Aus Sicht des stärksten Argumentes von einer Organisation, welche als einzige 

Frage die Frage 2 beantwortet, wirkt sich nicht allein die Größe einer Finanzinstitution 

auf die Relevanz des öffentlichen Interesses der Unternehmung aus. So können auch 

kleine Finanzinstitutionen ein hohes Risiko für ihre Stakeholder und sogar das Finanz-

system per se verkörpern.180 Auch die 2 zustimmenden Stellungnahmen bringen neue 

Aspekte ein. So wird von einer Organisation um Verfahrensregeln für den Fall gebeten, 

wenn eine Finanzinstitution nur für eine geringe Anzahl von Investoren Vermögen hält 

bzw. diese nicht als Außenseiter gelten.181 Die andere Organisation bemerkt, dass 

auch KMU-qualifizierende Kriterien von vielen Jurisdiktionen unterschiedlich ausgelegt 

werden, weswegen sie der Meinung ist, dass diese Verhaltensweise auch auf Finan-

zinstitutionen ausgeweitet werden sollte.182 

 

                                                            
177 Vgl. 423, S. 4. 
178 Vgl. 323, S. 4. 
179 Vgl. 438, S. 3; 490_1, S. 3 f. 
180 Vgl. 19955, S. 1 f. 
181 Vgl. 354, S. 3. 
182 Vgl. 510, S. 2. 
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5.7 Finanzinstitutionen  

3 wurden der Zustimmung zur Überarbeitung gemäß Vorschlag des IASB zugerech-

net. So wird die Behandlung von Finanzinstitutionen in dieser Gruppe bisher als zu 

restriktiv eingestuft. Dabei weichen die Ansichten der Organisationen zum Teil deutlich 

von jenen des IASB ab. So wird beispielsweise die Ansicht vertreten, dass Interessen 

von börsennotierten Unternehmen nicht zwangsläufig dieselben sind wie von Unter-

nehmen, welche Vermögenswerte für Außenstehende halten.183 1 Stellungnahme be-

antwortet diese Frage nicht. 

 

5.8 Sonstige 

Von den 3 Stellungnahmen dieser Gruppe votieren 2 für die Überarbeitung und 1 da-

gegen.  

Abschlussnutzer 

Das Verhältnis innerhalb der AN ist ausgewogen. 1 Organisation stimmt für und 1 ge-

gen die Überarbeitung. 1 Stellungnahme stimmt der Ansicht des IASB bedingungslos 

zu. Die andere widerspricht und bekräftigt ihre Position mit dem Argument der Unver-

hältnismäßigkeit der Kosten für die Aufstellung der full IFRS. Denn beispielsweise ha-

ben einige kanadische und asiatische Kreditgebervereinigungen eine Bilanzsumme 

von nur bis 10 Millionen Dollars.184 

Privatperson 

Die einzige Stellungnahme einer Privatperson äußert sich entschieden für die Überar-

beitung. Es wird angemerkt, dass die Anwendung der full IFRS für kleine und mittlere 

Finanzinstitutionen abgelehnt wird. So soll nach Ansicht dieser Stellungnahme des 

IFRS for SMEs auf jene Finanzinstitutionen anzuwenden erlaubt sein, welche wegen 

ihrer Größe bei der Aufstellung nach den full IFRS mit einem unverhältnismäßig hohen 

Aufwand konfrontiert wären.185 

 

                                                            
183 Vgl. 346, S. 2 f. 
184 Vgl. 421, S. 2. 
185 Vgl. 467, S. 3 f.; 421, S. 2. 
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5.9 Zusammenfassung 

Bei der Beantwortung dieser Frage stehen 75 (63,56%) ablehnende 18 (15,3%) zu-

stimmenden Stellungnahmen gegenüber. 13 (11%) äußern sich in Form einer neutra-

len Antwort und geben eine alternative Begründung an. 12 Stellungnahmen äußern 

sich zu dieser Frage weder direkt noch indirekt.  

 

 
Abbildung 7: Ergebnis Frage S2 

 

Die Mehrheit der Organisationen ist der Meinung, dass Finanzinstitutionen auch wei-

terhin vom Anwendungsbereich des IFRS for SMEs ausgeschlossen bleiben sollten. 

Jedoch findet bei dieser Frage eine Verschiebung der Gewichtung zwischen den Inte-

ressengruppen statt. Am deutlichsten wird dies bei der Interessengruppe der Finan-

zinstitutionen. Die überwiegend ablehnende Haltung der ersten Frage hat also spürbar 

(um 8,5%) nachgelassen. Die häufigsten Argumente gegen die Überarbeitung werden 

mit der Komplexität der Darstellung der den wirklichen Gegebenheiten entsprechen-

den Vermögens-, Finanz- und Ertragslage von Finanzinstitutionen begründet. Der 

IFRS for SMEs wurde nach dieser Argumentation nicht für derart komplexe Unterneh-

men konstruiert und kann den Ansprüchen der externen Abschlussadressaten so nicht 

gerecht werden. Darüber hinaus finden zahlreiche Kommentare Anklang, welche diese 

Entscheidungskompetenz einer jeden Jurisdiktion selbst zusprechen, auch wenn die 

Stellungnahmen der Überarbeitung grundsätzlich ablehnend gegenüberstehen. 
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6 Clarification of use by not-for-profit entities (Frage S3) 

6.1 Erläuterung der Fragestellung 

Auch die dritte Frage bezieht sich auf den Anwendungsbereich des Standards. Bisher 

ist unklar, ob NPOs (Non-Profit-Organisationen) unter den Anwendungsbereich des 

IFRS for SMEs fallen. Da der Standard keine entsprechende Regelung enthält, fragen 

sich interessierte Parteien, ob das Werben für Geldmittel und das Annehmen von Zu-

wendungen eine NPO automatisch öffentlich rechnungslegungspflichtig machen.186 

 

6.2 Wirtschaftsprüfer 

44 Stellungnahmen der zahlenmäßig am stärksten vertretenen Interessengruppe kön-

nen bei dieser Frage eindeutig einer Antwortmöglichkeit zugewiesen werden. Insge-

samt stimmen 21 (43,8%) Organisationen für eine Überarbeitung, 15 (31,3%) sind da-

gegen und 8 (16,7%) sehen eine alternative Vorgehensweise als angemessen an.  

Big Four 

Deloitte und PwC sprechen sich gegen eine Überarbeitung aus. Deloitte begründet 

diesen Schritt mit dem Verweis auf eine seiner früheren Stellungnahmen vom 22. Juli 

2011 und den Bericht der letzten Strategieüberprüfung der IFRS Foundation, den Be-

richt IFRSs as the Global Standards: Setting a Strategy for the Foundation’s Second 

Decade. Dort erklärten die IFRS Foundation Trustees, dass sich die Stiftung und das 

IASB auch weiterhin auf gewinnorientierte Organisationen konzentrieren sollten. De-

loitte ist also der Meinung, dass der IFRS for SMEs keine Regelung über die Anwen-

dung für private NPOs enthalten sollte, solange die IFRS Foundation Trustees es ab-

lehnen.187 Ernst & Young spricht sich für die Überarbeitung des Anwendungsbereiches 

und der damit verbundenen Regelung gegen die automatische Klassifizierung von 

NPOs als öffentlich rechenschaftspflichtige Organisationen aus. Jedoch ist man der 

Ansicht, dass NPOs nicht automatisch von der Anwendung des IFRS for SMEs aus-

geschlossen werden sollten. Nach der Ansicht von EY obliegt dieser Schritt lokalen 

Regulatoren. Es wird weiter argumentiert, dass sich das IASB gut überlegen muss, ob 

NPOs die Anwendung gestattet werden soll. So könnten beispielsweise Pensions-

fonds von der Anwendung des IFRS for SMEs profitieren, welche bisher von der An-

wendung ausgeschlossen sind.188 KPMG entscheidet sich für die neutrale Antwort (d) 

                                                            
186 Vgl. RFI, S. 15. 
187 Vgl. 402, S. 4. 
188 Vgl. 528, S. 10 f. 
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und begründet das mit der unklaren Definition der die öffentliche Rechenschaftspflicht 

auslösenden Tatbestände. Darum wird nach einer eindeutigen Definition für NPO und 

der eindeutigen Klärung der Phrase „holds assets in a fiduciary capacity“ verlangt.189 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Noch eindeutiger fallen die Positionen dieser Untergruppe aus. 5 Stellungnahmen 

(45%) der anderen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften optieren für die Klarstellung, 

dass NPOs nicht automatisch der öffentlichen Rechnungslegungspflicht unterliegen, 

und sprechen sich gleichzeitig für die mögliche Anwendung des IFRS for SMEs durch 

NPOs unter bestimmten Voraussetzungen aus. Eine dieser Stellungnahmen führt an, 

dass man davon ausgehe, das IASB habe die Einstufung von NPOs als öffentlich re-

chenschaftspflichtige Organisationen beim Erarbeiten des Standards nicht beabsich-

tigt.190 Eine weitere Stellungnahme greift mehr aus Sicht des Verfassers offene Fragen 

des Anwendungsbereiches des Standards auf und fordert deren Klärung, ohne diese 

konkret zu benennen.191 Eine andere Stellungnahme führt an, dass Spender selbst in 

der Lage sein sollten eine Spende entsprechend ihren Bedürfnissen nach öffentlicher 

Rechenschaftspflicht zu platzieren.192 1 Stellungnahme äußert sich ebenfalls für die 

Klarstellung, fordert jedoch die pauschale Klassifizierung von NPOs als öffentlich rech-

nungslegungspflichtig. Diese Entscheidung wird mit der erhöhten Komplexität der 

Struktur vieler NPOs und deren Position als „Quasi-Alternativregierung“ gerechtfertigt, 

die Spenden und Zuwendungen auch internationaler Herkunft annehmen. Auch eine 

Stellungnahme die sich für die Anwendung des IFRS for SMEs von NPOs ausspricht, 

führt ein vergleichbares Argument an. Jedoch sieht diese den Standard als eine aus-

reichend qualifizierte Möglichkeit an, um auf Basis eines vernünftigen Kosten-Nutzen-

Verhältnisses Rechnung zu legen.193 Von den verbleibenden Stellungnahmen dieser 

Gruppe sprechen sich 4 Stellungnahmen deutlich für die alternative Antwortmöglich-

keit aus. 1 weitere kann ebenfalls der neutralen Antwort zugeordnet werden. Die Mehr-

heit dieser Stellungnahmen ist der Ansicht, dass NPOs, welche Geld treuhänderisch 

verwalten, einer strengeren Kontrolle unterliegen sollten. Man stimmt der Anwendung 

                                                            
189 Vgl. 461, S. 2 f. 
190 Vgl. 308_1, S. 4. 
191 Vgl. 416, S. 6. 
192 Vgl. 449, S. 5. 
193 Vgl. 403, S. 6: 430, S. 5. 
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des IFRS for SMEs zwar auch in solchen Fällen grundsätzlich zu, doch nur unter der 

Voraussetzung von Transparenz beim Ressourcenmanagement.194 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

15 (45,5%) der größten Untergruppe der Wirtschaftsprüfer lehnen die pauschale Ver-

pflichtung von NPOs zur öffentlichen Rechenschaftspflicht ab und stimmen gleichzeitig 

für die Möglichkeit solcher Organisationen, sich unter Vorgabe der in Abschnitt 1 ge-

nannten Kriterien zur Anwendung des IFRS for SMEs zu qualifizieren. 13 (39,4%) leh-

nen die Überarbeitung des Standards zu diesem Thema ab. 1 Stellungnahme wird der 

alternativen Antwortmöglichkeit zugerechnet. 4 Stellungnahmen beantworten diese 

Frage nicht. Die überwiegende Meinung zur Ablehnung der Überarbeitung ist im Glau-

ben begründet, dass der IFRS for SMEs keine Aussage über NPOs treffen sollte. Das 

Thema wird teilweise als zu komplex bewertet, 1 Stellungnahme merkt an, dass alle 

Äußerungen klar genug verfasst wurden.195 Nach 1 Stellungnahme sollte sogar ein 

separater Standard für die speziellen Bedürfnisse von NPOs geschaffen werden.196 1 

andere Stellungnahme verweist auf Regelungen einzelner Jurisdiktionen und regt an, 

dass man sich auf Bereiche konzentrieren solle, welche eine mangelhafte Regelungs-

tiefe aufweisen. So soll mehr Rechtssicherheit geschaffen werden.197 Es wird aber 

auch auf den Umstand verwiesen, dass weder die full IFRS noch der IFRS for SMEs 

eine Definition von NPOs beinhalten. Damit erscheint die Frage der Anwendbarkeit 

nach 1 Stellungnahme verfrüht adressiert.198 Die für die Klärung, aber gleichzeitig ge-

gen die automatische Einordnung von NPOs als öffentlich rechenschaftspflichtige Or-

ganisationen votierende Mehrheit ist von der Vorteilhaftigkeit der Anwendung des 

IFRS for SMEs für NPOs überzeugt. So werden als Gründe für die Entscheidung rich-

tungsweisende Aspekte für lokale Regulatoren genannt, wird aber gleichzeitig auch 

auf die Tatsache hingewiesen, dass nicht alle NPOs in ihrer Tätigkeit automatisch Di-

mensionen erreichen die die öffentliche Rechnungslegung notwendig erscheinen las-

sen.199 Die Argumentation der Stellungnahme mit der alternativen Antwort folgt der 

Leitidee des IFRS for SMEs. Die Grundidee des Standards ist die vereinfachte und 

somit kostengünstigere Rechnungslegung abgeleitet von den full IFRS. Jedoch regt 

                                                            
194 Vgl. 425_1, S. 2. 
195 Vgl. 403, S. 6; 418_1, S. 5; 447, S. 7; 434, S. 3. 
196 Vgl. 483, S. 6 f. 
197 Vgl. 473, S. 5. 
198 Vgl. 335, S. 5 f. 
199 Vgl. 443, S. 3; 439, S. 5; 428_1, S. 4. 
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man an sich an den bestehenden lokalen Regelungen wie z.B. im Vereinigten König-

reich zu orientieren und diese gegebenenfalls an den IFRS für SME anzunähern.200 

 

6.3 Standardsetter 

31 (73,8%) dieser Gruppe sprechen sich für eine klarstellende Überarbeitung aus. 

NPOs sollten die Möglichkeit der Anwendung erhalten, sofern sie unter den allgemei-

nen Anwendungsbereich des IFRS for SMEs fallen. Es wird klargestellt, dass Spender 

im Gegensatz zu Investoren keine Rendite zu erwarten haben. Damit ergibt sich die 

Frage der öffentlichen Rechnungslegungspflicht nach der Definition des IASB nicht. 

Jedoch wird von einer Stellungnahme festgestellt, dass es durchaus zu Fällen des 

öffentlichen Interesses kommen kann. Hier wird die massive Subventionierung von 

NPOs durch öffentliche Gelder genannt. So könne man argumentieren, dass es zum 

Verlust von Steuereinnahmen kommen kann, da sich Spender aufgrund der steuerli-

chen Absetzbarkeit ihrer Spende engagieren. Das kommt einer gewissen öffentlichen 

Rechenschaftspflicht gleich, entspricht aber nicht der Definition des IASB.201 Zudem 

hebt diese Stellungnahme hervor, dass die Erweiterung des Anwendungsbereiches 

nach Ansicht ihrer Organisation die Stellung jener NPOs schwächen werden würde, 

welche bereits nach den full IFRS bilanzieren. Einige dieser Untergruppe sind jedoch 

der Ansicht, dass weder die full IFRS noch der IFRS for SMEs zum Erstellen von Jah-

resabschlüssen für NPOs verwendet werden sollten. Es wird festgestellt, dass das 

IASB vorrangig eine vertiefte Nachforschung darüber anstrengen sollte, welche Infor-

mationen der NPOs in ihren Finanzberichten von deren Benutzern erwartet werden. 

Die Überprüfung des Rahmenkonzepts wird als wünschenswertes Umfeld genannt.202 

Nach 1 weiteren Stellungnahme wurde mit der Basis for Conclusions in Paragraph 

BC57 (b) bereits die nicht automatische Einordnung von NPOs zur öffentlichen Rech-

nungslegungspflicht festgelegt.203 8 Stellungnahmen befürworten die Überarbeitung 

nicht und sprechen sich mit der dritten Antwortmöglichkeit für die Beibehaltung der 

bisherigen Regelung aus. Der fast einhelligen Meinung dieser Stellungnahmen nach 

soll auf die Überarbeitung zugunsten der Flexibilität einzelner Jurisdiktionen, selbst 

über den Anwendungsbereich bestimmen zu können, und den bisherigen Fokus des 

IFRS for SMEs auf den For-Profit-Sektor verzichtet werden.204 Zudem bekräftigt das 

                                                            
200 Vgl. 464, S. 8. 
201 Vgl. 435, S. 12. 
202 Vgl. 497, S. 3 f.; 454, S. 3. 
203 Vgl. 407, S. 6. 
204 Vgl. 329, S. 5 f.; 357, S. 2; 417, S. 4; 431, S. 12; 459, S. 2; 478, S. 3. 
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unterschiedliche Informationsbedürfnis der Abschlussnutzer von NPOs und kleinen 

und mittleren Unternehmen 2 Stellungnahmen in ihrer Ablehnung der Überarbei-

tung.205 Weitere äußern, dass die nicht automatische öffentliche Rechenschaftspflicht 

von NPOs durch die bestehenden Formulierungen ohnehin bereits ausreichend vor-

geschrieben ist.206 2 weitere Stellungnahmen wählen die alternative Antwort (d) und 

begründen diesen Schritt einerseits mit einer Reihe von spezifischen Fragen, um wel-

che separate Abschnitte der IFRS for SMEs aber auch die full IFRS erweitert werden 

sollten.207 Andererseits werden Bedenken gegen die Leitlinien des IFRS for SMEs ge-

äußert, welche im Falle einer Adoption abgeändert werden müssten.208  

 

6.4 Wissenschaft 

In dieser Gruppe gibt es 5 (71,4%) der Klarstellung zustimmende Stellungnahmen. 1 

Stellungnahme wählt die neutrale Antwortmöglichkeit. 1 weitere Stellungnahme beant-

wortet diese Frage nicht. Als Gründe für die Zustimmung sticht neben den bereits ge-

nannten Argumenten die Steigerung der Vergleichbarkeit der Finanzinformationen 

heraus.209 Jedoch wird trotz der breiten Zustimmung zur Überarbeitung und der An-

sicht, dass NPOs nicht grundsätzlich von der Anwendung des IFRS for SMEs ausge-

schlossen werden sollten, von 2 Stellungnahmen geäußert, dass die jeweils zustän-

dige Jurisdiktion das letzte Wort bei der Gestaltung des Anwendungsbereiches haben 

sollte. Von 1 dieser Stellungnahmen wird zumindest die Möglichkeit Richtlinien festzu-

legen verlangt.210 Die einzige von der Zustimmung abweichende Antwort empfindet 

die bloße Definition des Anwendungsbereiches durch Sektoren und Klassen von Un-

ternehmen als nicht ausreichend.211 Vielmehr stellt die antwortende Organisation die 

Begriffsklärung der öffentlichen Rechenschaftspflicht in den Mittelpunkt. In weiterer 

Folge nimmt die Stellungnahme keine eindeutige Position ein, sondern führt vielmehr 

bestehende Bedenken gegen die Nutzung der full IFRS, aber auch gegen die Nutzung 

des IFRS for SMEs durch NPOs an. So sieht man nicht nur die Gesellschaftsform als 

wichtigen Faktor an, sondern erkennt auch das mit zunehmender Komplexität einer 

Organisation steigende Schutzbedürfnis der Investoren und Spender. Daher überwiegt 

                                                            
205 Vgl. 329, S. 5 f.; 459, S. 2. 
206 Vgl. 496, S. 5. 
207 Vgl. 419_1, S. 4. 
208 Vgl. 469, S. 4. 
209 Vgl. 471, S. 2. 
210 Vgl. 406, S. 4 f.; 472, S. 5. 
211 Vgl. 475, S. 2. 
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nach dieser Meinung der Schutz vor einem möglichen Missbrauch infolge der Aufwei-

chung der full IFRS indem NPOs beispielsweise auch die Anwendung des IFRS for 

SMEs gestattet wird. 

 

6.5 Abschlussersteller  

3 (42,9%) dieser Gruppe beantworten diese Frage nicht. 2 Stellungnahmen stimmen 

der Klarstellung und Anwendung des IFRS for SMEs durch NPOs zu. Begründet wird 

diese Entscheidung von 1 Stellungnahme mit der Reduzierung von Fragen zur der 

Anwendbarkeit des Standards.212 1 andere Stellungnahme sieht keinen Beweggrund 

für den Ausschluss der NPOs von der Anwendung des Standards. Auf Basis des BC57 

wird auch hier eine gegenteilige Klarstellung gefordert.213 Die verbleibenden 2 Stel-

lungnahmen lehnen die vorgeschlagenen Maßnahmen weder gänzlich ab, noch stim-

men sie einer dieser zu. Einerseits wird von beiden Stellungnahmen kritisiert, dass 

trotz mangelnder Zuständigkeit des IASB das selbige erwägt den Anwendungsbereich 

abzustecken und so festzulegen, wer berechtigt ist den IFRS for SMEs anzuwenden. 

Restriktionen vom Standardsetter werden also abgelehnt.214 So sieht 1 Stellung bezie-

hende Organisation weder die full IFRS noch den IFRS for SMEs als geeignet an um 

von NPOs angewendet zu werden.215 Die andere Stellungnahme fordert hingegen, 

dass alle NPOs diesen Standard anwenden dürfen. Zudem wird die Deregulierung in 

Form der Streichung der bestehenden Definition der öffentlich rechenschaftspflichti-

gen Unternehmen gefordert. Ferner wird klargestellt, dass der Standard nicht um in 

den Anwendungsbereich fallende NPOs erweitert werden sollte.216 

 

6.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

1 Stellungnahme (16,7%) stimmt der Klarstellung zu, 2 Stellungnahmen (33,3%) spre-

chen sich für die alternative Antwortmöglichkeit (d) aus und 3 Stellungnahmen (50%) 

antworten nicht auf diese Frage. Die Ansicht der einer Zustimmung zugeordneten Stel-

lungnahme spiegelt keine bedingungslose Konformität mit dem Vorschlag des IASB in 

Form der ersten Antwortmöglichkeit dieser Frage wider. Vielmehr argumentiert die ant-

wortende Organisation mit der Notwendigkeit der Differenzierung der öffentlichen Re-

                                                            
212 Vgl. 332, S. 5. 
213 Vgl. 423, S. 4. 
214 Vgl. 438, S. 5; 490_1, S. 5. 
215 Vgl. 438, S. 5. 
216 Vgl. 490_1, S. 5. 
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chenschaftspflicht für das Werben und Erhalten von Spenden und des globalen Kapi-

talmarktes.217 Die ablehnende Haltung basiert neben bereits in früheren Antworten an-

geführten Argumenten auf der Meinung, dass der Organisationszweck einer NPO dar-

über entscheiden sollte, ob der IFRS for SMEs anzuwenden ist oder nicht. So wäre die 

Nutzung des IFRS for SMEs durch NPOs aufgrund der unterschiedlichen Informations-

interessen der Abschlussnutzer nur dann angebracht, wenn diese gewerblichen oder 

Handelszwecken dienen.218 

 

6.7 Finanzinstitutionen  

2 Stellungnahmen (40%) können eindeutigen Antworten zugeordnet werden und 2 

Stellungnahmen äußern sich nicht zu dieser Frage. 1 Stellungnahme stimmt der Defi-

nitionsklärung zu und ist auch gegen die Anwendung des IFRS for SMEs durch NPOs. 

Des Weiteren werden die Vorworte des IFRS und des IFRS for SMEs als ausreichend 

erklärend empfunden, indem sie verdeutlichen, dass die Standards nur zur Anwen-

dung durch profitorientierte Organisationen entwickelt wurden.219 Auch die zweite Stel-

lungnahme fordert prinzipiell die Klarstellung des Anwendungsbereiches und die Mög-

lichkeit von NPOs den IFRS for SMEs anzuwenden. Nicht nur sind aus Sicht der Stel-

lungnahme die Begriffe „charity“, „non-profit“ und „not-for-profit“ klarer zu definieren, 

vielmehr sollen auch Kreditgenossenschaften unter diese Regelung fallen da diese in 

den meisten Fällen NPOs ähneln.220 Jedoch erkennt man, dass eine Kreditgenossen-

schaft ihre Dienstleistung nicht völlig ohne Einnahmen erbringen kann, was dieser Or-

ganisationsform eine Sonderstellung zukommen lässt. So fordert die Stellungnahme 

den IASB auf, jeder Jurisdiktion das Wahlrecht zur Anwendung des IFRS for SMEs 

durch Kreditgenossenschaften zu überlassen, in welchen diese als NPOs eingestuft 

werden. 

 

 

 

 

                                                            
217 Vgl. 354, S. 4. Vorschläge zur Adoption des IFRS für KMU für NPOs werden in Frage 20 behan-

delt. 
218 Vgl. 510, S. 2. 
219 Vgl. 346, S. 3. 
220 Vgl. 453, S. 5. 
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6.8 Sonstige 

Diese Stellungnahmen dieser Gruppe stimmen jeweils einmal für (a), (b) und (d).  

Abschlussnutzer 

2 Stellungnahmen (100%) der AN stimmen der Klarstellung bezüglich NPOs zu. 1 die-

ser Stellungnahmen ist für den dauerhaften Ausschluss dieser Organisationen von der 

Anwendung des IFRS for SMEs. Als Grund für den geforderten Ausschluss aus dem 

Anwendungsbereich gibt die Stellungnahme eine den Spenden geschuldete vernünf-

tige Berichterstattung darüber an, was mit den Mitteln geschieht.221  

Privatperson 

Eine weitere Stellungnahme (PP) wählt die alternative Antwortmöglichkeit und sieht 

keine Notwendigkeit für die verpflichtende Anwendung der full IFRS für alle NPOs. 

Auch diese Stellungnahme vertritt die Ansicht, dass die verpflichtende Anwendung ei-

ner unverhältnismäßigen Belastung kleiner NPOs gleichkomme. Jedoch findet auch 

der Umstand Berücksichtigung, dass kleine NPOs große Geldbeträge an Spenden ak-

quirieren können. Die Stellungnahme schlägt für solche Fälle vor Bedingungen an 

Spenden beispielsweise zur Offenlegung zu knüpfen und diese den Stakeholdern ge-

sondert mitzuteilen.222 

 

6.9 Zusammenfassung 

Die überwiegende Mehrzahl der Stellungnahmen auf die dritte Frage spricht sich für 

die Klarstellung des Umgangs mit NPOs aus. Von einer Vielzahl wird, ähnlich wie in 

den beiden vorangegangenen Fragen zum 1. Abschnitt, die Konkretisierung der be-

reits vorhandenen Definition des Anwendungsbereiches gefordert. NPOs soll es dabei 

möglich sein den IFRS for SMEs anzuwenden, sofern sie sich für dessen Anwendung 

entsprechend den bisher bestehenden Voraussetzungen qualifizieren. In der Vergan-

genheit war es offenbar nicht für jeden ersichtlich, dass NPOs nicht unter den Anwen-

dungsbereich des IFRS for SMEs fallen. Im Zuge der Forderung einer Erweiterung des 

Standards wird außerdem eine klare Abgrenzung zur Anwendung der full IFRS gefor-

dert. Trotz der offenen Ausrichtung auf und Entwicklung für profitorientierte Organisa-

tionen erscheint der SME-Standard aus den bereits mehrfach genannten Kosten-Nut-

zen-Gründen auch für kleine NPOs oftmals sinnvoll. 

 

                                                            
221 Vgl. 373, S. 6. 
222 Vgl. 467, S. 5. 
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Abbildung 8: Ergebnis Frage S3 
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7 Consideration of recent changes to the consolidation guidance in 
full IFRSs (Frage S4) 

7.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die vierte Frage thematisiert die Leitfunktion der full IFRS gegenüber dem IFRS for 

SMEs. Es geht um die Frage, ob das IASB mit dem IFRS for SMEs dem Vorbild der 

full IFRS folgen und damit die Regelung des Kontrollprinzips überarbeiten soll. Es ste-

hen Grenzfälle im Fokus, welche die eindeutige Identifikation des Konsolidierungskrei-

ses in der Praxis erschweren. Zur Vermeidung von Abweichungen schlägt das IASB 

die Anwendung des Kontrollprinzips in bestimmten Situationen vor. So führt der IFRS 

10 beispielsweise Handlungsempfehlungen für komplexe Sachverhalte und im Spezi-

ellen für folgende Bereiche an: Kontrolle mit einer Minderheit der Stimmrechte, Bewer-

tung von potentiellen Stimmrechten, Vertretungsbefugnisse.223 

 

7.2 Wirtschaftsprüfer 

12 Stellungnahmen (25%) der Wirtschaftsprüfer sprechen sich gegen eine Überarbei-

tung aus. 26 (54,2%) stimmen für die vorgeschlagene Überarbeitung, die Angleichung 

an den IFRS 10. 6 (12,5%) folgen einer eigenen Argumentation und entscheiden sich 

für die alternative Antwort. 

Big Four 

Deloitte spricht sich gegen die Überarbeitung des 9. Abschnitts aus. So ist man bei 

Deloitte nicht der Ansicht, dass es eine den full IFRS folgende Überarbeitung des IFRS 

for SMEs geben sollte, solange es noch keine Praxiserfahrung mit derart komplexen 

neuen Standards gibt. Zudem sei eine Prüfung der Durchführbarkeit notwendig. Au-

ßerdem äußert man Bedenken gegen die Integrität des konzeptionellen Rahmenpro-

gramms als Folge der Implementierung von full IFRS in den IFRS for SMEs. So erkennt 

man bei Deloitte die Gefahr eines nicht lückenlos ineinandergreifenden Regelwer-

kes.224 PwC wählt die alternative Antwort. Zwar ist man von der Überarbeitung über-

zeugt, jedoch sieht PwC als wesentlichstes Argument die Vereinfachung der Rech-

nungslegung durch Anwendung einer Regel für alle Konsolidierungsfragen an.225 Ähn-

lich wie Deloitte erkennt auch KPMG die Komplexität der Grenzfälle und fordert daher 

die Vereinfachung der Voraussetzungen des IFRS 10 für die Integration in den SME-

                                                            
223 Vgl. RFI, S. 16 f. 
224 Vgl. 402, S. 4 f. 
225 Vgl. 450, S. 2 und S.5. 
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Standard.226 EY wählt ebenfalls die alternative Antwort. Bei EY ist man davon über-

zeugt, dass sich das IASB bei dieser Frage auf die Grundidee des SME-Standards 

besinnen sollte. Das heißt ein einfacher Standard, unabhängig von der Entwicklung 

der full IFRS. Vergleichbar mit den Positionen von Deloitte und KPMG ist EY der Auf-

fassung, dass keine Erweiterungen von den full IFRS übernommen werden sollen, so-

lange es spezifische Anwendungsprobleme gibt. Für das Gelingen einer Implementie-

rung von IFRS in den IFRS for SMEs setzt auch EY Praxiserfahrung voraus. Es wer-

den Feldtests vorgeschlagen.227  

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

4 der anderen WP-Gesellschaften stimmen gegen die Änderung des 9. Abschnitts, 7 

(63,6%) unterstützen den Vorschlag zur Überarbeitung. Von der Mehrheit der für die 

Überarbeitung stimmenden Organisationen wird der Leitfunktion der full IFRS ein ho-

her Stellenwert beigemessen. So wird beispielsweise von 2 Stellungnahmen ange-

führt, dass nicht viele KMUs von dieser Überarbeitung betroffen wären.228 1 befürchtet 

sogar wesentliche Entwicklungen zu verpassen, wenn der IFRS for SMEs nicht per-

manent an die full IFRS angepasst wird.229 Die Gegner der Überarbeitung argumen-

tieren mit der stark zunehmenden Komplexität, einer voraussichtlich unverhältnismä-

ßigen Kostenbelastung und der unwahrscheinlichen Tätigkeit komplexer Fusionen o-

der Übernahmen durch diese Unternehmen.230 Auch werden die bisher problemlose 

Anwendung der bestehenden Voraussetzungen und die fehlende Kenntnis von Be-

denken der Benutzer der Jahresabschlüsse angeführt.231 1 Stellungnahme führt Be-

denken gegen die schwindende Akzeptanz des SME-Standards in einzelnen Jurisdik-

tionen als mögliche Folge der Einbeziehung des IFRS 10 und einer damit verbundenen 

Beschränkung auf Muttergesellschaften an.232 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Die Tendenz der WP-Gesellschaften setzt sich auch bei den Interessenvertretern fort. 

7 (21,2%) sprechen sich gegen und 18 (37,5%) für die Überarbeitung aus. 4 optieren 

zur alternativen Antwort. Die Befürworter sehen die Überarbeitung als wünschenswer-

ten Schritt an, da die bisherige Regelung die Identifikation von zu konsolidierenden 

                                                            
226 Vgl. 461, S. 3. 
227 Vgl. 528, S. 11 f. 
228 Vgl. 308, S. 5; 449, S. 6. 
229 Vgl. 425_0, S. 3. 
230 Vgl. 403, S. 8; 430, S. 6. 
231 Vgl. 416, S. 8. 
232 Vgl. 487, S. 2. 
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Zweckgesellschaften nach SIC-12 erschwert. Zudem nimmt die einheitliche Anwen-

dung des Beherrschungsprinzips bei dieser Gruppe einen hohen Stellenwert ein, da 

die Regelung auch vor der Änderung des IFRS 10 in beiden Standards einheitlich 

war.233 Man kann also sagen, dass die Fortführung bestehender Prinzipien, soweit 

möglich, gewahrt werden soll. Die ablehnenden Stellungnahmen insistieren auf die 

vorherige Einschätzung der Auswirkungen einer Überarbeitung durch das IASB. Hier 

stehen Auswirkungen auf Investoren, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer sowie mög-

liche Kosten- bzw. Anwendungsprobleme von KMUs im Fokus. Des Weiteren lehnen 

mehrere Stellungnahmen die automatisierte Übernahme von Überarbeitungen der full 

IFRS auf den IFRS for SMEs ab.234 1 Stellungnahme sieht den Kern der Problematik 

wieder in der Komplexität, begründet das jedoch mit der verfrühten Angleichung an die 

full IFRS, was den IFRS for SMEs unattraktiv werden lässt.235 Die Begründungen für 

die alternativen Antworten beziehen sich auf die verfrühte Überarbeitung des SME-

Standards und wurden bereits von anderen Stellungnahmen aufgegriffen. Sie machen 

noch einmal deutlich, dass ohne Praxiserfahrung keine verlässlichen Rückschlüsse 

auf die Anwendbarkeit eines modifizierten IFRS 10 auf kleine und mittlere Unterneh-

men gezogen werden können. 

 

7.3 Standardsetter 

Die zweitgrößte Interessengruppe entscheidet sich für die vom IASB vorgeschlagene 

Überarbeitung des 9. Abschnitts nach dem Vorbild des IFRS 10. Für diese Vorgehens-

weise sprechen sich etwas über 19% (8) aus. 6 stimmen prinzipiell gegen eine Über-

arbeitung und die Ansichten von insgesamt 26 (61,9%) werden im Rahmen der alter-

nativen Antwortmöglichkeit gesondert dargestellt und begründet. 2 weitere Stellung-

nahmen geben keine Antwort auf diese Frage. 3 die Überarbeitung ablehnende Stel-

lungnahmen bemängeln auch in dieser Interessengruppe die fehlende Praxiserfah-

rung des IFRS 10 zu diesem Zeitpunkt. So wird beispielsweise die Erfahrung von zwei 

Jahren Praxisanwendung gefordert, bis ein Standard in das KMU-Regelwerk übernom-

men werden sollte.236 1 Stellungnahme benennt die Adaptionskosten als Folge der 

Änderung des IFRS for SMEs als einen berücksichtigungswerten Faktor, um die Un-

ternehmen nicht unnötigen Belastungen auszusetzen. Auch führt 1 Stellungnahme 

                                                            
233 Vgl. 483, S. 7; 494, S. 6; 390_1, S. 6; 447, S. 9, 452, S. 4; 463_1, S. 1 f.; 491, S. 3; 492, S. 3. 
234 Vgl. 335, S. 6 f.; 428, S. 5; 444, S. 7; 439, S. 6; 429, S. 11. 
235 Vgl. 413, S. 7. 
236 Vgl. 357, S. 2 f. 
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konkret zu befürchtende Anwendungsprobleme für kleine und mittelgroße  Unterneh-

men an.237 4 Stellungnahmen sind mitunter der Meinung, dass es keine automatisierte 

Erweiterung des IFRS for SMEs durch neue Standards der full IFRS geben sollte. 1 

dieser Stellungnahmen merkt an, dass die Limitierung der maximalen Abweichung bei-

der Standards voneinander geregelt werden muss.238 Die für die Überarbeitung stim-

menden Stellungnahmen betrachten den IFRS for SMEs zwar als eigenständigen 

Standard, erkennen die full IFRS aber als Leitfigur an und sind so der Meinung, dass 

diese als Vorbild dienen müssen. So sehen 5 Stellungnahmen im IFRS 10 die best-

mögliche Darstellung und Definition eines Kontrolltatbestandes und den praktikabels-

ten Weg diesen umzusetzen. 24 der Stellungnahmen die der alternativen Antwortmög-

lichkeit zugerechnet werden, beinhalten zusammengetragene Meinungen einer Inte-

ressenvereinigung mit 24 Mitgliedern. Eine in ihrer Größe wesentliche, jedoch nicht 

quantifizierbare Untergruppe dieser Organisation vertritt die Meinung, dass der Stan-

dard überarbeitet werden soll. Eine andere als ebenso groß einzuschätzende Unter-

gruppe ist der Meinung, dass der Standard aufgrund der Komplexität des IFRS 10 und 

der fehlenden Implementierungserfahrung von den full IFRS nicht überarbeitet werden 

soll.239 Auch die 2 verbleibenden Stellungnahmen lehnen die Überarbeitung des 9. 

Abschnitts auf Basis des IFRS 10 ab. Die Begründungen reichen von den bereits ge-

nannten potentiellen Unzulänglichkeiten bis hin zur Ansicht, dass die Sinnhaftigkeit der 

Aufnahme neuer oder überarbeiteter IFRS Standards in den IFRS for SMEs nicht be-

wiesen sei.240 

 

7.4 Wissenschaft 

Von den 7 wissenschaftlich motivierten Stellungnahmen beantwortet 1 diese Frage 

nicht. 4 (57,1%) sprechen sich gegen die Überarbeitung und 2 dafür aus. Neben be-

reits von anderen Interessengruppen angeführten Argumenten appelliert 1 Stellung-

nahme an den Gedanken der Unabhängigkeit des IFRS for SMEs von den full IFRS 

und lehnt eine Überarbeitung ab. Einerseits infolge der fehlenden Praxisbewährung, 

andererseits aufgrund der aus subjektiver Sicht fehlenden Notwendigkeit.241 Auch se-

hen 3 Organisationen keinen sinnvollen Nutzen in der zunehmenden Verkomplizierung 

des SME-Standards und sehen den Grundgedanken der Rechnungslegung für KMUs 

                                                            
237 Vgl. 6772, S. 10 f. 
238 Vgl. 407, S. 7. 
239 Vgl. 496, S. 5 f. 
240 Vgl. 591, S. 10 f. 
241 Vgl. 406, S. 6. 
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vor dem Hintergrund der formalen Angleichung an die full IFRS als grundlos gefähr-

det.242 Die für die vorgeschlagene Vorgehensweise stimmenden Stellungnahmen sind 

der Ansicht, dass durch die Überarbeitung mehr Klarheit geschaffen und aufgrund der 

Überarbeitung für KMUs nicht mehr Aufwand für die Aufstellung des Abschlusses als 

bisher von den Unternehmen abverlangt werden würde.243  

 

7.5 Abschlussersteller  

Die Gruppe der Abschlussersteller weist bei der vierten Frage eine Beantwortungs-

quote von nur 57,1% auf. Von den 7 Stellungnahmen antworten 3 auf diese Frage 

nicht. 2 sprechen sich gegen die Überarbeitung aus. 1 Organisation votiert für den 

Vorschlag und 1 Organisation legt ihre Ansichten im Rahmen der alternativen Antwort-

möglichkeit dar. Die Ablehnung der Überarbeitung wird von 1 Stellungnahme als über-

flüssig angesehen, da komplexe Sachverhalte ohnehin stets einer Einzelfallbetrach-

tung zu unterziehen sind und man es als sinnvoll erachtet den Abschnitt so kurzgefasst 

wie bisher beizubehalten.244 Die zweite ablehnende Stellungnahme erkennt Differen-

zen der full IFRS und des IFRS for SMEs als unvermeidlich an. Jedoch sieht diese 

Organisation keine Notwendigkeit den IFRS for SMEs abzuändern, solange die An-

wendung verstanden wird und die zugrundeliegenden Prinzipien schon lange beste-

hen.245 Die zustimmende Stellungnahme gibt keine Begründung an. Die Stellung-

nahme mit der alternativen Antwort kann ebenfalls der Zustimmung zur Überarbeitung 

zugerechnet werden. Neue, bisher noch nicht von anderen Stellungnehmenden ange-

führte Begründungen oder Anmerkungen werden nicht eingebracht.  

 

7.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

1 von 4 Stellungnahmen beantwortet diese Frage nicht. 2 Stellungnahmen wählen die 

alternative Antwort. 1 Stellungnahme lehnt den Vorschlag ab. Letztere teilt die Ansicht 

anderer Organisationen und verweist auf die reibungslose Anwendungspraxis der bis-

herigen Regelung des 9. Abschnitts und der somit fehlenden Notwendigkeit einer 

Überarbeitung.246 1 Stellungnahme bringt ein, dass der IFRS 10 nicht universell ange-

wendet werden kann. Der IFRS 10 wurde für gewinnorientierte Unternehmensverein-

barungen konzipiert. Investoren haben Kontrolle über den Agenten und so indirekt 

                                                            
242 Vgl. 471, S. 2; 475, S. 3. 
243 Vgl. 498, S. 3; 472, S. 6. 
244 Vgl. 332, S. 8. 
245 Vgl. 490_1, S. 6. 
246 Vgl. 510, S. 3; 490_1, S. 6; 406, S. 6. 
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auch über den Investitionsempfänger. Vor allem Vereinbarungen im Wohltätig-

keitssektor weisen oft andere Verflechtungen auf. Agenten im Kontext von NPOs un-

terliegen hingegen meist keiner direkten Kontrolle des Prinzipals, da dieser lediglich 

die Gelder verwalten und keinen Druck auf den Agenten ausüben kann.247 1 weitere 

Stellungnahme spielt auf die mangelnde Anwendungshäufigkeit an. Diese Organisa-

tion sieht keinen Sinn in der Überarbeitung eines in seiner Anwendung wenig verbrei-

teten Standards, wenn dieser nur geändert werden soll, um attraktiver zu werden. Viel-

mehr sollte das IASB dann darauf setzen, die Verfehlungen der bestehenden Bestim-

mung aufzuarbeiten. Den Idealfall eines neuen Standards sieht die Stellungnahme je-

doch in Bestimmungen die jenen der full IFRS ähneln.248 

 

7.7 Finanzinstitutionen  

Keine Stellungnahme dieser Interessengruppe antwortet auf die vierte Frage. 

 

7.8 Sonstige 

2 Stellungnahmen (66,7%) sprechen sich für den Vorschlag aus und 1 wählt Antwort-

möglichkeit (c).  

Abschlussnutzer 

Die AN entscheiden sich geschlossen für den Vorschlag des IASB. 1 Stellungnahme 

sieht keinen Vorteil in der differenzierten Behandlung des IFRS for SMEs.249 1 andere 

Stellungnahme sieht die einheitliche Konsolidierung aller Unternehmen als wün-

schenswert an. So ist es wenig verwunderlich, dass diese Organisation ebenfalls für 

die Angleichung des IFRS for SMEs an die full IFRS votiert.250  

Privatperson 

Die Privatperson sieht die Anwendung des IFRS 10 von mindestens einer Berichter-

stattungsperiode als unerlässliche Erfahrungsquelle an, um beurteilen zu können, ob 

sich die Qualität der offengelegten Information nach einer Überarbeitung verbessert 

oder nicht. Es wird vorgeschlagen, das Thema im Rahmen der nächsten umfassenden 

Überprüfung des IFRS for SMEs erneut aufzugreifen und zu überprüfen, ob der IFRS 

10 tatsächlich zu einer Verbesserung geführt hat.251 

                                                            
247 Vgl. 354, S. 4. 
248 Vgl. 405_0, S. 6. 
249 Vgl. 421, S. S. 2. 
250 Vgl. 373, S. 7. 
251 Vgl. 467, S. 6. 
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7.9 Zusammenfassung 

Die Antworten der Stellungnahmen zur vierten Frage des Fragebogens zeichnen ein 

relativ eindeutiges Bild. Die Mehrheit der Organisationen spricht sich entweder direkt 

oder indirekt gegen die vorgeschlagene Überarbeitung des 9. Abschnitts aus. Indirekt 

deswegen, da sich zahlreiche Stellungnahmen selbst der alternativen Antwortmöglich-

keit (c) zuordnen, in der Darlegung und Begründung ihrer Ansichten jedoch eindeutig 

Stellung beziehen.252 Aber auch die Stellungnahme einer Organisation die 24 Stan-

dardsetter vertritt beeinflusst das Ergebnis stark. In der Begründung dieser Stellung-

nahme kann keiner Meinung eine eindeutige Mehrheit zugeordnet werden. Somit muss 

hier von der alternativen Antwortmöglichkeit ausgegangen werden. Die absolute Mehr-

heit begründet die ablehnende Haltung mit der fehlenden Praxiserfahrung des IFRS 

10. 

 

 
Abbildung 9: Ergebnis Frage S4 

 

So kann die erhoffte Verbesserung der bisherigen Regelung nicht zweifelsfrei attestiert 

werden. Der fast schon pauschalisiert wirkenden Ablehnungshaltung steht eine 

ebenso pauschal wirkende Grundeinstellung gegenüber, den eigenständigen Stan-

dard für kleine und mittlere Unternehmen sich in seiner Entwicklung nicht zu weit von 

                                                            
252 Vgl. 431, S. 13; 450, S. 2 und 5. 
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den full IFRS entfernen zu lassen. Als größte Interessengruppe favorisieren die Wirt-

schaftsprüfer ganz klar die Überarbeitung nach Vorbild des IFRS 10, während sich die 

Wissenschaft, Abschlussersteller und Sonstige mehrheitlich direkt dagegen ausspre-

chen. Hervorzuheben ist ebenfalls die Gruppe der Finanzinstitutionen. Die vierte Frage 

wurde von keiner Stellungnahme eindeutig thematisiert. 
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8 Use of recognition and measurement provisions in full IFRSs for 
financial instruments (Frage S5) 

8.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die fünfte Frage weicht erneut vom vorangegangenen Thema ab und hinterfragt die 

zukünftige Sinnhaftigkeit des zum Zeitpunkt des RFI 2012 bestehenden Wahlrechts 

der Ansatz- und Bewertungsvorschriften für Finanzinstrumente (FI). Der 11. Abschnitt 

beinhaltet den bislang einzigen Fall, in welchem der IFRS for SMEs die Anwendung 

der full IFRS eindeutig gestattet. So bezieht sich der Standard teilweise direkt auf den 

IAS 39. Vor dem Hintergrund, dass dieser in naher Zukunft durch den IFRS 9 ersetzt 

werden wird, stellt sich jedoch die Frage, ob kleinen und mittleren Unternehmen auch 

die Anwendung des IFRS 9 erlaubt werden soll.253 

  

8.2 Wirtschaftsprüfer 

20 (41,7%) sprechen sich für die Beibehaltung des Wahlrechts und die damit verbun-

dene Ausweitung auf den IFRS 9 aus. 17 (35,4%) sind für die Abschaffung des Wahl-

rechts und der zwingenden Anwendung des 11. bzw. 12. Abschnitts. 7 (14,6%) können 

keiner der zwei Antworten eindeutig zugeordnet werden oder wählen die alternative 

Antwort und kommentieren dies. 

Big Four 

Die Ansicht der großen Vier ist bei dieser Frage zweigeteilt. Deloitte und PwC stimmen 

für die Ausweitung des Wahlrechts auf den IFRS 9. Deloitte und PwC begründen diese 

Entscheidung jedoch nur spärlich. Deloitte führt lediglich an, dass die in Paragraph 

BC106 festgeschriebenen Regelung analog auf den IFRS 9 angewendet werden 

soll.254 PwC sieht einen klaren Vorteil im Wahlrecht. Man argumentiert, dadurch könn-

ten komplexere Unternehmen die einschlägigen Bestimmungen der Standards für Fi-

nanzinstrumente auf komplexere Finanzinstrumente anwenden.255 KPMG und EY füh-

ren beide alternative Antworten an. KPMG lehnt das Wahlrecht nicht ab. Jedoch be-

zieht sich die Stellungnahme auf die erklärte Unabhängigkeit des Standards (BC81-

BC88) von den full IFRS und erkennt den Bezug auf IAS 39 als rudimentär an. So 

vertritt man bei KPMG die Meinung, dass mögliche Anlehnungen an den IAS 39 bzw. 

IFRS 9 direkt in den IFRS for SMEs eingearbeitet werden sollten.256 Auch EY sieht im 

                                                            
253 Vgl. RFI, S. 17 f. 
254 Vgl. 402, S. 5. 
255 Vgl. 450, S. 4. 
256 Vgl. 461, S. 3 f. 
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bestehenden Wahlrecht eine sachdienliche Regelung und will diese beibehalten. Je-

doch erkennt man Handlungsbedarf, da der IAS 39 ab dem 01. Januar 2015 nicht mehr 

existieren wird.257 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Mit 6 Stellungnahmen (54,5%) von anderen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften wird 

die Mehrheit der Stellungnahmen in dieser Untergruppe der Positionierung für die Aus-

weitung des Wahlrechts auf den IFRS 9 zugerechnet. 4 Organisationen (36,4%) ver-

weisen auf bestehende Anwendungsprobleme des IAS 39 bei der Identifizierung ein-

zelner Kriterien und heben somit die Wichtigkeit deren Konsistenz hervor.258 1 der 

Ausweitung zustimmende Stellungnahme berichtet offen über zu komplexe Regelun-

gen und hält den IASB dazu an, speziell den Bedürfnissen von kleinen und mittleren 

Unternehmen entsprechende Handlungsempfehlungen für die Anwendung des IFRS 

9 vorzugeben.259 5 Stellungnahmen (45,5%) sprechen sich gegen die Nutzung der full 

IFRS auf Basis des IAS 39 oder IFRS 9 aus. Die bereits von einer für die Ausweitung 

stimmenden Stellungnahme angeführte Komplexität des IAS 39 wird von einer ande-

ren Stellungnahme als Grund für die Ablehnung der Anwendung der full IFRS angese-

hen. Auch ist die bis dato fehlende praxisrelevante Implementierung des IFRS 9 in die 

full IFRS wieder ein Thema.260 Die verbleibenden 3 Stellungnahmen heben das Allein-

stellungsmerkmal des IFRS for SMEs als eigenständigen Standard hervor und beto-

nen zugleich, dass vorrangig an der Vereinfachung bestehender Abschnitte gearbeitet 

werden sollte.261 Als direkter Vorschlag wird beispielsweise die Bewertung von Finan-

zinstrumenten zu Anschaffungskosten eingebracht.262 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Auch die Interessenvertreter schwanken zwischen Zustimmung und Ablehnung. 11 

(33,3%) sind gänzlich gegen einen Verweis auf die full IFRS, 13 (39,4%) sprechen sich 

für die Ausweitung des Wahlrechts auf den neuen IFRS 9 ab dessen Inkrafttreten aus 

und 5 (15,2%) wählen die alternative Antwortmöglichkeit (c). Zum einen werden mehr-

fach Argumente anderer Stellungnahmen aufgegriffen, zum anderen auch neue her-

vorgebracht. So empfindet eine Organisation selbst selektive Bezüge auf die full IFRS 

                                                            
257 Vgl. 528, S. 12 f. 
258 Vgl. 425_0, S. 3 f. 
259 Vgl. 487, S. 2. 
260 Vgl. 403, S. 10. 
261 Vgl. 416, S. 10; 430, S. 8; 449, S. 8. 
262 Vgl. 416, S. 10. 
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als Bruch mit dem Vereinfachungskriterium des Standards.263 1 Stellungnahme erwar-

tet kein Problem in der Anwendung ohne ein Wahlrecht zugunsten der full IFRS, da 

die Abschnitte 11 und 12 ohnehin eine vereinfachte Version des IFRS 9 darstellen.264 

Stellungnahmen für die Ausweitung des Wahlrechts begründen ihre Entscheidung mit 

dem Paragraphen BC3, wonach der jeweils aktuelle Standard der full IFRS angewen-

det werden muss, welcher zum Tag der Aufstellung in Kraft ist.265 Auch Paragraph 

BC106 wird mehrfach ins Spiel gebracht, da er den Kreuzverweis zu den full IFRS 

hierin begründet. Jedoch ist den Stellungnehmenden zum Teil auch klar, dass ein 

Rückgriff auf die full IFRS in manchen Rechtsbereichen eher unbeliebt ist.266 2 Stel-

lungnahmen verweisen als Begründung der eigenen Entscheidung auf Vorteile des 

Wahlrechts aufgrund der Vielfalt von Unternehmen, welche den IFRS for SMEs an-

wenden.267 Einerseits spiegeln die alternativen Antworten Bedenken wider, nicht auf 

einen IFRS zu verweisen, der noch nicht in Kraft gesetzt wurde, oder auf einen IAS zu 

verweisen, welcher nicht mehr gültig ist.268 Andererseits macht eine Stellungnahme 

deutlich, dass der Querverweis nur als zeitlich befristete Übergangslösung angesehen 

wird und man eine langfristige, stabile und eigenständige Lösung des IFRS for SMEs 

erwartet.269  

 

8.3 Standardsetter 

4 (9,5%) sind gänzlich für die Abschaffung des ersatzweisen Rückgriffs auf die full 

IFRS. 32 (76,2%) können der Zustimmung zum Wahlrecht und dessen Ausweitung auf 

den IFRS 9 zugeordnet werden. 4 (9,5%) wählen die alternative Antwortmöglichkeit 

und begründen diesen Schritt. Die überwiegenden Argumente für das Wahlrecht und 

dessen Ausweitung auf den IFRS 9, sobald dieser von der EU angenommen wird, 

spiegeln die moderne Herangehensweise an die Thematik wider. Die Kategorisierung 

der Finanzinstrumente wird als modern, zeitgemäß und mit den Abschnitten 11 und 12 

konsistent bezeichnet, was letzten Endes in einer besseren Vergleichbarkeit von Jah-

resabschlüssen kleiner und mittlerer Unternehmen resultiert, welche die Abschnitte 11 

und 12 oder IFRS 9 anwenden.270 Da die Definition kleiner und mittlerer Unternehmen 

                                                            
263 Vgl. 452, S. 5. 
264 Vgl. 437, S. 4. 
265 Vgl. 483, S. 10. 
266 Vgl. 592, S. 8. 
267 Vgl. 390_1, S. 8; 418_1, S. 8. 
268 Vgl. 491, S. 4. 
269 Vgl. 468, S. 13. 
270 Vgl. 435, S. 16 f. 
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von Jurisdiktion zu Jurisdiktion unterschiedlich ausfällt, hilft das Wahlrecht nach Mei-

nung von 4 Organisationen diese Lücke zu schließen.271 1 Stellungnahme führt als 

Grund für die Ablehnung des Wahlrechts die durch Querverweise auf Regelungen der 

full IFRS zunehmende Komplexität der KMU-Rechnungslegung an. Das widerspricht 

jedoch dem Hauptzweck des Standards.272 Zudem wird von 1 Stellungnahme die Pra-

xisrelevanz des Wahlrechts aufgrund der geringen Anwendungshäufigkeit als fraglich 

bezeichnet.273 Auch die internationale Akzeptanz wird als gefährdet angesehen, sollte 

vom Weg des eigenständigen Standards abgewichen werden.274 1 Stellungnahme die 

sich für die alternative Antwort entschieden hat, sieht den Zeitpunkt des inkrafttretens 

einer möglichen Änderung des Wahlrechts von IAS 39 auf IFRS 9 als problematisch 

an. Deshalb wird die Angleichung des Wortlauts der Bestimmungen auf den der aktu-

ellen full IFRS vorgeschlagen, anstatt sich auf einen speziellen Standard zu bezie-

hen.275 2 Stellungnahmen der Gruppe der Standardsetter beantworten die fünfte Frage 

nicht. 

 

8.4 Wissenschaft 

Von 7 von wissenschaftlichen Organisationen verfassten Stellungnahmen entscheiden 

sich 4 Antworten für die Abschaffung des Wahlrechts, 2 Stellungnahmen votieren für 

dessen Ausweitung auf den IFRS 9 und 1 Stellungnahme äußert sich nicht zu diesem 

Sachverhalt. 2 das Wahlrecht ablehnende Stellungnahmen sehen die Sachlage nüch-

tern und verweisen auf die klar definierten Regelungen des IFRS for SMEs und dessen 

Handlungsempfehlungen für Themen, die nicht explizit kodifiziert wurden. Diesen 

Standpunkt vertretend argumentiert 1 weitere Stellungnahme, dass es unvermeidbar 

sei zwei voneinander unabhängige Rechnungslegungssysteme zu etablieren, ohne 

dass diese voneinander abweichen.276 Jedoch wird dieser Umstand trotz des Ziels, die 

größtmögliche Vergleichbarkeit zwischen den full IFRS und dem IFRS for SMEs her-

zustellen, als weniger wichtig angesehen und erkannt, dass der beschriebene Rück-

griff auf die full IFRS zum Gegenteil führt.277 Auch wird auf die freiwillige Anwendung 

                                                            
271 Vgl. 497, S. 4 f.; 454, S. 3 f. 
272 Vgl. 440_1, S. 7. 
273 Vgl. 469, S. 8. 
274 Vgl. 6772, S. 11. 
275 Vgl. 431, S. 15 f. 
276 Vgl. 471, S. 2 f. 
277 Vgl. 406, S. 8 f. 
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der full IFRS verwiesen.278 Die gegen eine Ausweitung des Wahlrechts stimmenden 

Stellungnahmen bringen keine neuen Aspekte zum Vorschein. 

 

8.5 Abschlussersteller  

In dieser Gruppe können 4 von 7 Stellungnahmen einer der Antwortmöglichkeiten auf 

die fünfte Frage zugeordnet werden. Dabei optieren 3 Stellungnahmen (42,9%) gegen 

die Ausweitung des Wahlrechts, während 1 Stellungnahme (14,3%) die alternative 

Antwortmöglichkeit wählt. Inhaltlich bringen die Stellungnahmen dieser Interessen-

gruppe keine neuen Argumente oder Sichtweisen hervor. Die alternative Antwort kann 

der Zustimmung zur Ausweitung des Wahlrechts zugeordnet werden.279 

 

8.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

2 (33,3%) stimmen für die Ausweitung des Wahlrechts und 1 gänzlich dagegen. Die 

Stellungnahmen für (b) sprechen von der Bereitstellung notwendiger Flexibilität, wel-

che aus Sicht einer Stellungnahme vor allem für Wohltätigkeitsfonds gewährleistet 

werden müsse.280 1 andere Stellungnahme spricht von einem den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechenden Bild, zu dessen Zweck das Wahlrecht erweitert werden 

müsse.281 Die ablehnende Stellungnahme äußert keine neuen Erkenntnisse. 

 

8.7 Finanzinstitutionen  

60% der Organisationen beantworten die Frage nicht. 1 Stellungnahme spricht sich für 

die Ausweitung des Wahlrechts aus und argumentiert aus unternehmerischer Sicht. 1 

andere fordert die Eliminierung aller direkten Verweise auf die full IFRS.282 So steht 

die Befürchtung von Einbußen der Kreditwürdigkeit von Genossenschaftsbanken 

durch eine verpflichtende Anwendung des 11. und 12. Abschnitts283, dem Ideal eines 

eigenständigen Regelwerks gegenüber. 

 

8.8 Sonstige 

2 der 3 Stellungnahmen dieser Gruppe sind für das Wahlrecht, 1 wählt Antwort (c). 

Abschlussnutzer 

                                                            
278 Vgl. 498, S. 3. 
279 Vgl. 423, S. 5. 
280 Vgl. 354, S. 5. 
281 Vgl. 510, S. 3. 
282 Vgl. 465, S. 2. 
283 Vgl. 453, S. 5 f. 
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Beide AN sind für die Fortführung des Verweises auf die full IFRS und dessen Aus-

weitung auf den IFRS 9. Neue Argumente werden nicht vorgebracht.  

Privatperson 

Die Privatperson fordert die Fortführung des bisherigen Wahlrechts und dessen Aus-

weitung auf den IFRS 9. Jedoch wird auch gefordert, die Bestimmungen der full IFRS 

in den IFRS for SMEs zu übernehmen und so unabhängiger zu werden.284 

 

8.9 Zusammenfassung 

Wenn man die Gesamtzahl der Stellungnahmen betrachtet, sind die Stimmen für und 

gegen das Wahlrecht relativ ausgeglichen. Unter Einbeziehung der alternativen Ant-

worten wird diese Diskrepanz sogar noch kleiner und schrumpft auf wenige Stimmen.  

 

 
Abbildung 10: Ergebnis Frage S5 

 

Die verbleibenden neutralen Antworten scheinen auch bei der fünften Frage zum 

Großteil in Unsicherheit begründet zu sein, ob die Antworten einer der eindeutigen 

Antwortmöglichkeiten zugerechnet werden können, obwohl diese teilweise einschlä-

gige Sichtweisen wiedergeben.285 Die häufigsten Argumente drücken die Sorge dar-

über aus, dass der Wortlaut des 11. Abschnitts von IAS 39 auf IFRS 9 geändert werden 

                                                            
284 Vgl. 467, S. 8. 
285 Siehe 8.3 und 8.5. 
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muss und diese Überarbeitung erst nach Inkrafttreten und einer Testphase des IFRS 

9 übernommen werden kann. Auch die Konsistenz des Regelwerks und dessen Min-

destmaß an Flexibilität, um der Vielfalt von Unternehmenszwecken kleiner und mittle-

rer Unternehmen gerecht werden zu können spielen eine gewichtige Rolle. Innerhalb 

der Interessengruppen sind die Tendenzen meist klar erkennbar. Den Abschlusser-

stellern und Aufsichts- und Regulierungsbehörden kann keine Stimme gegen das 

Wahlrecht und den Finanzinstitutionen und anderen Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-

ten keine alternative Antwort zugesprochen werden. Im direkten Gruppenvergleich 

setzt sich die Zustimmung in 7 von 9 Interessengruppen klar durch. Die wissenschaft-

lich motivierte Interessengruppe liefert das eindeutigste Ergebnis gegen das Wahl-

recht. 4 Interessengruppen stimmen nicht gegen das Wahlrecht. Mit je 30% in 3 und 

noch weniger in 3 weiteren Gruppen erreicht die alternative Antwort erwartungsgemäß 

wenig Zuspruch. 
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9 Guidance on fair value measurement for financial and non-finan-
cial items (Frage S6) 

9.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die sechste Frage beschäftigt sich erneut mit dem 11. Abschnitt, jedoch tangiert die 

Fragestellung, wie bereits die fünfte Frage, auch andere Bereiche. Obwohl die Para-

graphen 11.27 bis 11.32 ursprünglich für Finanzinstrumente entworfen wurden, ver-

weisen diverse Abschnitte auf sie. Neben dem IAS 39 steht der diesen ersetzende 

IFRS 13 im Fokus. So stellt sich die Frage der Notwendigkeit einer Überarbeitung der 

Fair-Value Handlungsempfehlung des 11. Abschnitts, um den Prinzipien des IFRS 13 

gerecht zu werden.286 

 

9.2 Wirtschaftsprüfer 

Die Stellungnahmen der Wirtschaftsprüfer haben für diese Frage einen deutlichen Fa-

voriten. Die Hälfte der WP (24 Stellungnahmen) sieht sich einem verbesserungswür-

digen 11. Abschnitt ausgesetzt. 11 (22,9%) stimmen für die alternative Antwort und 10 

(20,8%) gänzlich gegen eine Überarbeitung. 

Big Four 

Die großen Vier sind sich bei dieser Frage uneins. Deloitte stimmt gegen die vorge-

schlagene Überarbeitung. Als Begründung ist auf die Antwort der vierten Frage zu 

verweisen, da diese themenübergreifend verfasst wurde.287 Bei KPMG ist man hinge-

gen der Ansicht, dass die Handlungsempfehlungen aufgrund von Kosten-Nutzen-

Überlegungen an den IFRS 13 angepasst werden müssen. Da der IFRS 13 die Rah-

menbedingungen für die Bewertung von finanziellen und nicht-finanziellen Vermö-

genswerten sinnvoll absteckt, plädiert man bei KPMG für seine Anwendung.288 EY und 

PwC wählen die alternative Antwort. Wie Deloitte verweist auch EY auf die vierte 

Frage. EY fordert eine Entscheidung vom IASB über den Umgang mit Bezügen auf die 

full IFRS bzw. deren sukzessive Einarbeitung in den IFRS for SMEs. Zudem sollte 

dieser Prozess aus Sicht von EY für jeden Standard frühestens nach dessen Inkraft-

treten in den full IFRS beginnen.289 Somit kann die Stellungnahme von EY der Ableh-

nung des Vorschlags zugeordnet werden. Auch PwC sieht keinen Grund zur Einarbei-

                                                            
286 Vgl. RFI, S. 19 f. 
287 Siehe 7.2. 
288 Vgl. 461, S. 4. 
289 Vgl. 528, S. 14. 
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tung des IFRS 13. Im Gegenteil, der vorgeschlagenen Überarbeitung wird Kontrapro-

duktivität unterstellt. Neben für KMUs nicht relevanten Aspekten würde dieser Schritt 

eine signifikante Steigerung der Komplexität mit sich bringen.290 Jedoch werden Hand-

lungsempfehlungen der full IFRS auch von dieser Organisation nicht grundsätzlich 

ausgeschlossen.  

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Die anderen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften entscheiden sich fast einstimmig. 1 

Stellungnahme beantwortet die Frage nicht. Mit 10 zu 1 (90,9%) Stimmen entscheiden 

sich die Organisationen für die Erweiterung und gegen die Abschaffung des Wahl-

rechts. Die stärksten Argumente stützen sich auf die gegebene Praktikabilität des 

neuen IFRS 13, mahnen jedoch gleichzeitig zu deutlichen Vereinfachungen der Quer-

verweise wo notwendig.291 Da im Vergleich zur bisherigen Praxis wesentliche Verän-

derungen vorgenommen wurden, erscheint das unerlässlich.292 1 Stellungnahme for-

dert zudem die Implementierung in einem gesonderten Abschnitt.293 Die Stellung-

nahme gegen die Überarbeitung kann in Verbindung mit dem gegenwärtigen Fair-Va-

lue-Leitfaden keine verbesserungswürdige Problematik erkennen.294 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Die Stimmen der größten Untergruppe der Wirtschaftsprüfer sind nicht so eindeutig 

verteilt, jedoch setzt sich der Trend der anderen WP-Gesellschaften auch bei den In-

teressenvertretern fort. 13 (39,4%) sprechen sich für die Überarbeitung und den Quer-

verweis auf die full IFRS aus, 8 (24,2%) sind gänzlich gegen das Wahlrecht und 9 

(27,3%) entscheiden sich für die alternative Antwort. 4 (12,1%) der sich für das Wahl-

recht aussprechenden Organisationen sind der Meinung, dass die Fair-Value-Bestim-

mungen in allen Standards gleich, jedoch auch so einfach als möglich ausgestaltet 

werden sollten.295 2 Stellungnahmen beziehen sich auf ihre Antwort auf die vierte 

Frage und bekräftigen die Wichtigkeit der noch fehlenden Praxiserfahrung des IFRS 

13. Erst mit diesen Informationen wird sich die Tragweite des Standards auf KMUs und 

damit die Frage der Sinnhaftigkeit der vorgeschlagenen Überarbeitung einschätzen 

lassen.296 1 Stellungnahme hebt die einfache Ermittlung des Fair Values durch die 

                                                            
290 Vgl. 450, S. 2 und 5. 
291 Vgl. 308_1, S. 9; 425_0, S. 5; S. 449, S. 10. 
292 Vgl. 487, S. 2. 
293 Vgl. 430, S. 10. 
294 Vgl. 416, S. 12 f. 
295 Vgl. 485, S. 12; 491, S. 4; 492, S. 4; 500, S. 5. 
296 Vgl. 428, S. 7 f.; 418_1, S. 10. 
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Verfügbarkeit der Märkte und die damit einhergehenden geringen Kosten für die Un-

ternehmen als sehr positiv hervor.297 Zudem wird von einer anderen Stellungnahme 

die Aufnahme eines Leitfadens zur Bewertung mittels Fair Value und Unterteilung in 

Vermögen und nicht-finanzielle Schulden gefordert.298 Die sich gegen die Überarbei-

tung und ein Wahlrecht aussprechenden Organisationen sehen zum einen keinen 

Mehrwert für KMUs in der Anwendung des IFRS 13. Zum anderen wird auf die bereits 

angesprochene steigende Komplexität verwiesen.299 Jedoch wird erneut mehrfach auf 

die noch nicht vorhandenen Erkenntnisse aus der Praxis und einen vor dem Hinter-

grund der eher unüblichen Bewertungsmethode für KMUs unverhältnismäßigen Auf-

wand abgestellt.300 1 Stellungnahme ist aufgrund der seltenen Anwendung in Ausnah-

mefällen der Ansicht, dass ein Verweis auf den IFRS 13 zu unnötiger Konfusion führen 

kann.301 Die alternativen Antworten bringen nur eine noch nicht angeführte Sichtweise 

hervor. So ist der Begriff des Fair Values ist nach Ansicht einer Organisation keine 

verlässliche Schätzung, sondern stellt lediglich einen Wert aus einer Bandbreite von 

möglichen Werten eines bestimmten Marktes dar. Dennoch ist man der Ansicht, dass 

Bewertungen einheitlich erfolgen und der IFRS for SMEs dem Beispiel der full IFRS 

folgen solle.302 

 

9.3 Standardsetter 

Von den 42 Standardsetter geben 2 (1,4%) keine Rückmeldung auf diese Frage. Bei 

einer Stellungnahme kann keine eindeutige Mehrheit innerhalb der verfassenden Or-

ganisation identifizieren. Somit wird die Stellungnahme zwei Antwortmöglichkeiten zu-

geordnet. Unter Berücksichtigung dieser Doppelantwort stehen 29 (43,9%) das Wahl-

recht ablehnende Stellungnahmen der gleichen Anzahl befürwortenden Stellungnah-

men gegenüber.303 6 (9,1%) Stellungnahmen wählen die alternative Antwort. Die ge-

wichtigsten ablehnenden Argumente reichen erneut von der fehlenden Erfahrung und 

der somit nicht möglichen Einschätzung der Praktikabilität des IFRS 13 bis hin zur 

Ansicht, dass das Wahlrecht überflüssig sei, da er bei der Mehrheit der Fälle ohnehin 

                                                            
297 Vgl. 470, S. 9 f. 
298 Vgl. 463_1, S. 2 f. 
299 Vgl. 415, S. 10;  
300 Vgl. 335, S. 11 f.; 434, S. 4. 
301 Vgl. 444, S. 11. 
302 Vgl. 410_1, S. 7 f. 
303 Wie bereits früher im Verlauf der Arbeit dargelegt umfasst die IG der SS nach Anpassungen, Berei-

nigungen und Gewichtungen 33 Stellungnahmen die der Analyse zu Grunde liegen. Aufgrund von 
Mehrfachantworten eines Interessenvertreter mit der Gewichtung von 24, wird diese Zahl bei den 
Fragen S6, S8, S14 und G3 überschritten und erhöht die Anzahl der Stellungnahmen. 
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nicht zur Anwendung komme.304 Die Argumente dafür spiegeln die fast einhellige An-

sicht wider, dass es keine Unterschiede in der Bewertung zwischen den full IFRS und 

dem IFRS for SMEs geben sollte und die Bewertungshierarchie ohnehin erkennt und 

eingreift, wenn KMUs Probleme bei der Implementierung haben.305 1 Stellungnahme 

führt explizit den Wunsch Verwirrung zu vermeiden als Grund für die Entscheidung zur 

Antwort (b) an. Demnach wird Sorge darüber geäußert, dass es für den Benutzer bei 

ausbleibender Einarbeitung des IFRS 13 in den IFRS for SMEs unklar wäre, ob dieser 

das Bildungsmaterial der full IFRS für den SME-Standard nutzen könne.306 Auch zwei 

Verweise auf frühere Antworten werden gegeben. 1 Organisation bezieht sich auf ihre 

Antwort bei Frage 4.307 1 andere auf ihre Antworten auf die Fragen 4 und 5.308 Die 

alternativen Antworten geben ein ebenso zwiegespaltenes Bild wieder. 1 Stellung-

nahme fordert eine Trennung des Leitfadens zur Bewertung finanzieller und nicht fi-

nanzieller Vermögenswerte.309 1 andere Stellungnahme strebt lediglich die Über-

nahme der Grundzüge des IFRS 13 an.310  

 

9.4 Wissenschaft 

1 Stellungnahme optiert gegen das Wahlrecht und 4 Stellungnahmen (57,1%) ent-

scheiden sich für die Überarbeitung zugunsten des IFRS 13. 1 Stellungnahme ent-

scheidet sich für die alternative Antwort und 1 Stellungnahme beantwortet die Frage 

nicht. Die Stellungnahme gegen das Wahlrecht sieht keinen Bedarf am IFRS 13 für 

KMUs.311 Die Stellungnahmen für das Wahlrecht bringen keine neuen Argumente her-

vor. Die alternative Stellungnahme spricht das Problem nicht vorhandener aktiver 

Märkte und verdeckter Transaktionen an. Des Weiteren stehen KMUs der Fair-Value-

Hierarchie aus zwei Gründen kritisch gegenüber. Die Level-1-Bewertung ist für nicht 

börsennotierte KMUs nur in Ausnahmefällen anwendbar, was die Level 2 und 3 Be-

wertungen zur Regel werden lässt. Im Vergleich zu den Anwendern der full IFRS sieht 

die Stellungnahme eine eklatante Diskrepanz an Expertise und Finanzressourcen sei-

tens KMUs um die Mark-to-Model-Bewertungsmethode korrekt anwenden zu können. 

Diese Bewertungsmethoden führen also zu einer nicht vertretbaren Abweichung der 

                                                            
304 Vgl. 357, S. 3; 496, S. 7. 
305 Vgl. 435, S. 20 f. 
306 Vgl. 417, S. 9 f. 
307 Vgl. 478, S. 3 f. 
308 Vgl. 6772, S. 13 f. 
309 Vgl. 459, S. 3 f. 
310 Vgl. 419_1, S. 9. 
311 Vgl. 475, S. 4. 
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Vergleichbarkeit von Jahresabschlüssen nach IFRS for SMEs.312 Darum ist die Stel-

lungnahme für die Freisetzung der niedrigsten Bewertungskategorie (Level 3).313 Das 

heißt die Bewertung in Höhe der Kosten abzüglich Wertminderung für Fälle, in denen 

es weder einen aktiven Markt noch ähnliche beobachtbare Transaktionen gibt.314 

 

9.5 Abschlussersteller  

3 (42,9%) beantworten die Frage nicht und geben keine Begründung an. 2 (28,6%) 

werden der Zustimmung zum Wahlrecht und 2 der Ablehnung zugerechnet. 1 Organi-

sation verweist auf ihre Stellungnahme zum ED/2009/5 und fordert den IASB auf, die 

vorgeschlagene Änderung um eine Bewertung zum Eintrittspreis zu erweitern.315 

 

9.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden  

2 von 4 Stellungnahmen entscheiden sich für die alternative Antwort. 1 Stellungnahme 

optiert für die Ablehnung der Überarbeitung. Der Ansicht, der Dimension kleiner und 

mittlerer Unternehmen in Sachen Verhältnismäßigkeit gerecht zu werden, steht die 

Auffassung gegenüber, den IFRS 13 als unerlässliche Option einbinden zu müssen.316 

 

9.7 Finanzinstitutionen  

Keine der Stellungnahmen beantwortet die sechste Frage. 

 

9.8 Sonstige  

Diese Interessengruppe votiert bei dieser Frage jeweils einmal für (a), (b) und (c). 

Abschlussnutzer 

1 zur alternativen Antwort optierende Stellungnahme der AN sieht die Zukunft des Fair 

Values im IFRS for SMEs in einer einzelnen umfassenden Handlungsempfehlung und 

verweist auf die Antwort zur siebten Frage.317 1 Stellungnahme fordert die Ausweitung 

des Wahlrechts auf den IFRS 13 ohne Begründung.318  

 

 

                                                            
312 Vgl. 406, S. 10 ff. 
313 Vgl. Fair Value Measurement Q&As, S. 6 ff. 
314 Vgl. 406, S. 12. 
315 Vgl. 423, S. 6. 
316 Vgl. 354, S. 5; 510, S. 4. 
317 Vgl. 373, S. 11. 
318 Vgl. 421, S. 3. 
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Privatperson 

Die Privatperson fordert die Abkehr vom Wahlrecht zugunsten der full IFRS, da die 

Bestimmung des 11.32 als ausreichend angesehen wird.319 

 

9.9 Zusammenfassung  

42,3% der Stellungnahmen stimmen für die Ausweitung des Wahlrechts auf den IFRS 

13. 31% empfinden die bisherige Regelung des 11. und 12. Abschnitts als ausreichend 

und wollen kein Wahlrecht zugunsten der full IFRS. 14,8% argumentieren im Rahmen 

der alternativen Antwortmöglichkeit. Die gewichtigsten Argumente gegen ein Wahl-

recht zugunsten der full IFRS sind im Eigenständigkeitsstreben des Standards begrün-

det. Die Argumente dafür stützen sich in erster Linie auf die aus Sicht einiger Anwen-

der problemlose Implementierung und auf die Bandbreite von Unternehmen, welche 

vom Wahlrecht durch eine realistischere Bilanzierung der tatsächlichen Verhältnisse 

profitieren. Hervorzuheben sind doppelt abgegebene Stimmen einer Interessenvertre-

tung von Standardsettern mit der Gewichtung von 24 Stellungnahmen.  

 

 
Abbildung 11: Ergebnis Frage S6 

 

                                                            
319 Vgl. 467, S. 10. 
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Diese argumentiert einerseits gegen das vorgeschlagene Wahlrecht bzw. für die be-

stehende Regelung des IFRS for SMEs und andererseits zugunsten des neuen IFRS 

13.  
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10 Positioning of fair value guidance in the Standard (Frage S7) 

10.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die siebte Frage knüpft unmittelbar an die sechste Frage an. Sie thematisiert die Über-

sicht und die Gliederung der Handlungsempfehlungen zum Fair Value. Im Mittelpunkt 

steht der mögliche Nutzen zur Klärung, dass die Vorgaben zur Anwendung auf jeden 

den Fair Value betreffenden Verweis anzuwenden sind.320 

 

10.2 Wirtschaftsprüfer 

Die größte Interessengruppe positioniert sich mit 31 Stellungnahmen (64,6%) klar für 

den Vorschlag des IASB, die Bewertungsregelung vom 11. Abschnitt in einen eigenen 

Abschnitt auszugliedern. 8 (16,7%) sprechen sich dagegen aus und 3 (6,3%) wählen 

die alternative Antwort. 

Big Four 

Deloitte und EY sind gegen die Bildung eines gesonderten Abschnitts zur Bewertung 

zum beizulegenden Zeitwert. Beide Unternehmen sind der Meinung, dass die Anwen-

dungsfälle bereits ausreichend erläutert werden.321 KPMG äußert sich zustimmend 

und begründet das mit der abnehmenden Komplexität bei gleichzeitig erhöhter Kon-

sistenz in der Anwendung, was zudem der Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse zu-

gutekommt.322 PwC entscheidet sich für die alternative Antwort, begründet dies indes 

nicht eindeutig. Es wird lediglich auf den der Antwort beiliegenden Brief mit fragen-

übergreifenden Ansichten verwiesen. Offensichtlich wird keine der vorgeschlagenen 

Vorgehensweisen präferiert.323 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

90,9% (10 Stellungnahmen) sind für die Separierung des Leitfadens in einen geson-

derten Abschnitt. Lediglich 1 Stellungnahme sieht das anders und spricht sich für den 

Status quo aus. Sie sieht schlicht keine Probleme mit der derzeitigen Struktur des 

Standards.324 Die Argumente für den Vorschlag des IASB sehen vor allem einen Vor-

teil in der eindeutigen Vermittlung möglicher Anwendungsfälle.325 4 Organisationen 

heben die Wichtigkeit des Konzeptes des beizulegenden Zeitwerts hervor, ohne ihre 

                                                            
320 Vgl. RFI, S. 20 f. 
321 Vgl. 402, S. 5; 528, S. 14 f. 
322 Vgl. 461, S. 4. 
323 Siehe 9.2. 
324 Vgl. 416, S. 14. 
325 Vgl. 449, S. 13; 403, S. 14; 308_1, S. 12. 
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Entscheidung konkret zu begründen.326 1 andere verweist auf ihre Antwort zur sechs-

ten Frage.327  

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

20 Stellungnahmen sind für den Vorschlag eines separaten Abschnitts, 2 Stellungnah-

men wählen die alternative Antwort und 5 Stellungnahmen sprechen sich gegen eine 

Änderung aus. Bezugnehmend auf die Argumentationen werden keine von den bereits 

genannten Gründen abweichenden Antworten angeführt. So stehen auch in dieser Un-

tergruppe die bessere Übersicht und Verständlichkeit bzw. Bequemlichkeit einer bis-

her auskömmlichen Gliederung des Standards gegenüber. Darüber hinaus fordern 2 

Stellungnahmen die Entscheidung über die Implementierung des IFRS 13 auf den Zeit-

punkt nach der Überprüfung zu verschieben.328 1 Stellungnahme vertritt die Position, 

das IASB sollte die Entscheidung im Rahmen seiner „train the trainer“-Programme fäl-

len.329 

 

10.3 Standardsetter 

38 Stellungnahmen (90,5%) sprechen sich für die Überarbeitung und damit die Sepa-

ration der Bewertungsregeln in einen zusätzlichen Abschnitt aus. Als nennenswert 

kann die Bemerkung von 1 Stellungnahme angesehen werden, dass es auch denkbar 

wäre die Bestimmungen in einen bereits bestehenden Abschnitt einzubinden. Als Bei-

spiel wird der 2. Abschnitt genannt, welcher Grundprinzipien des Standards enthält.330 

Lediglich 2 Stellungnahmen vertreten auf den ersten Blick eine andere Ansicht. Sie 

wählen die Antwort (c) und liefern eine Begründung. 1 der 2 abweichenden Stellung-

nahmen kann ebenfalls der Zustimmung zum Vorschlag des IASB zugerechnet wer-

den. Diese konzentriert sich auf die Forderung, auch Bezüge auf den Fair Value in 

anderen Abschnitten einzubeziehen.331 Die zweite Stellungnahme vertritt nach eigener 

Aussage keine starke Meinung und überlässt die Entscheidung dem IASB.332 2 Stel-

lungnahmen äußern sich nicht zu dieser Frage. 

 

                                                            
326 Vgl. 425_1, S. 5. 
327 Vgl. 430, S. 13. 
328 Vgl. 335, S. 14; 429, S. 19. 
329 Vgl. 390_1, 13 
330 Vgl. 417, S. 12. 
331 Vgl. 357, S. 3 f. 
332 Vgl. 407, S. 9. 
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10.4 Wissenschaft 

Auch in dieser Interessengruppe ist die Mehrheit der Stellungnahmen (4) der Zustim-

mung zum Vorschlag zuzurechnen. 2 Stellungnahmen wählen die Antwort (c), wobei 

1 Stellungnahme der Zustimmung zugerechnet werden kann.333 Die andere Stellung-

nahme spricht sich, ähnlich wie 1 Stellungnahme der Standardsetter, für die Erweite-

rung des 2. Abschnitts aus.334 Jedoch wird von keiner der Stellungnahmen eine neue 

Sichtweise erläutert. 

 

10.5 Abschlussersteller 

Erneut beantworten 3 Stellungnahmen (42,9%) die Frage nicht und geben keine Be-

gründung an. 3 Stellungnahmen werden der Zustimmung zum Vorschlag zur Überar-

beitung und 1 der Ablehnung zugerechnet. Neben bereits vorgebrachten Argumenten 

wird in 1 den Vorschlag favorisierenden Stellungnahme der IFRS 13 als bei der Be-

wertung vieler Transaktionen wenig hilfreich kritisiert.335  Die einzige ablehnende Stel-

lungnahme bekräftigt den geltenden Paragraphen 10.5, welcher auf bereits beste-

hende Anforderungen und Anleitungen verweist.336 

 

10.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

Jeweils 1 Stellungnahme wählt Antwort (a), (b) und (c). Zudem antwortet 1 Stellung-

nahme auf diese Frage nicht. Bezüglich der Stellungnahmen zugunsten (a) und (b) 

stehen sich bereits angeführte Argumente gegenüber.337 Die Stellungnahme, welche 

sich weder für noch gegen einen separaten Abschnitt ausspricht, ist für eine Beschrän-

kung der Anwendung. Dieser Meinung nach soll die Bewertung zum Fair Value für 

Transaktionen zwischen verbundenen Gesellschaften auf öffentlich handelbare Finan-

zinstrumente limitiert werden. Darum sieht die Stellungnahme alles, was über die be-

stehende Regelung des 11. Abschnitts hinausgeht, als überflüssig an und identifiziert 

als primär zu klärende Frage die nach den Anwendern des Standards.338 

 

10.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen beantwortet die siebte Frage. 

                                                            
333 Vgl. 475, S. 4. 
334 Vgl. 498, S. 4. 
335 Vgl. 423, S. 6. 
336 Vgl. 490_1, S. 12. 
337 Siehe 9.2. 
338 Vgl. 405_0, S. 11 f. 
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10.8 Sonstige 

2 Stellungnahmen entscheiden sich für einen separaten Abschnitt zugunsten des bei-

zulegenden Zeitwerts. Einer Stellungnahme gibt eine abweichende Antwort. 

Abschlussnutzer 

Beide AN optieren für einen separaten Abschnitt. Der IFRS 13 wird im Rahmen der 

Begründung 1 Stellungnahme auf eine Stufe mit dem ASC 820 der US-GAAP gestellt 

und sollte nach dieser Meinung auf der gesamten Welt einheitlich geregelt werden.339 

Die zweite Stellungnahme zählt diverse Verbesserungen auf, die ein separater Ab-

schnitt mit sich bringen würde. Hierzu zählen insbesondere der einfachere Umgang für 

Vorbereiter und Benutzer von Jahresabschlüssen und die vereinfachte Möglichkeit zur 

Adaption seitens des IASB.340  

Privatperson 

Die Privatperson bezieht sich erneut auf frühere Antworten der vierten und fünften 

Frage und bringt somit keine neuen Sichtweisen ein.341 

 

10.9 Zusammenfassung 

Insgesamt fällt die Verteilung der Antworten auf die siebte Frage sehr ähnlich im Ver-

gleich zu jener der Vorfrage aus. So ist mit 79 Stellungnahmen (67%) die große Mehr-

heit der sich äußernden Organisationen für die Bildung eines neuen Abschnitts, um 

Regelungen zum Fair Value aus unterschiedlichen Bereichen zu vereinen. Damit sol-

len eindeutig erkennbare standardweite Handlungsempfehlungen etabliert werden. 

19,4% der Antworten sehen das jedoch anders. 10 Stellungnahmen (8,5%) lehnen 

einen zusätzlichen Abschnitt kategorisch ab. Hier findet besonders die Meinung An-

klang, dass die bestehende Regelung klar und verständlich sei. 1 Stellungnahme hebt 

beispielsweise die für den Anwender aus ihrer Sicht besonders praktische Anordnung 

der bis dato geltenden Abschnitte und deren Inhalte hervor. 

 

                                                            
339 Vgl. 421, S. 3. 
340 Vgl. 373, S. 14. 
341 Vgl. 467, S. 13. 
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Abbildung 12: Ergebnis Frage S7 

 

So seien die Bestimmungen zum beizulegenden Zeitwert exakt dort zu finden, wo man 

sie bei der praktischen Anwendung auch tatsächlich benötige. 9 Stellungnahmen 

(7,6%) sind als verhaltene Antworten einzuschätzen und lassen teilweise durchblicken, 

dass auch sie grundsätzlich eine klare Meinung zum Thema haben. Wenige der ab-

lehnenden Stellungnahmen zögern und äußern Bedenken, wie auch schon bei der 

Vorfrage, gegen die Sinnhaftigkeit einer endgültigen Entscheidung zu diesem Zeit-

punkt.342 

  

                                                            
342 Siehe 9.3. 
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11 Consideration of recent changes to accounting for joint ventures 
in full IFRSs (Frage S8) 

11.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die achte Frage ergibt sich aufgrund einer Änderung der full IFRS. Der IAS 31 wurde 

zum 1. Januar 2013 durch den IFRS 11 ersetzt. Der IFRS 11 greift einen neuen Ansatz 

auf, nach dem die rechtliche Struktur der getroffenen Vereinbarung nicht länger der 

wesentliche Faktor für die Bilanzierung darstellt. Jetzt steht die Frage zur Diskussion, 

ob dieser Ansatz in einer für KMU angebrachten Form auch in den IFRS for SMEs 

übernommen werden soll.343 

 

11.2 Wirtschaftsprüfer 

29 Stellungnahmen (60,4%) der Wirtschaftsprüfer sehen einen klaren Mehrwert in der 

vorgeschlagenen Überarbeitung und stimmen dafür. 9 Stellungnahmen (18,8%) leh-

nen den Vorschlag ebenso deutlich ab und 6 Stellungnahmen (12,5%) wählen die al-

ternative Antwort. 4 Stellungnahmen (8,3%) antworten nicht auf die achte Frage. 

Big Four 

Die Big Four sind sich bei der achten Frage im gleichen Verhältnis wie bereits bei der 

vierten und sechsten Frage uneins. Deloitte gibt auf die Fragen 4, 6 und 8 eine jeweils 

identische Antwort und positioniert sich gegen die Überarbeitung.344 PwC favorisiert 

den Vorschlag klar und führt als Grund den Wegfall einer Wahlmöglichkeit und die 

Harmonisierung der Rechnungslegung für gemeinsame Vereinbarungen an.345 EY und 

KPMG wählen die alternative Antwort. KPMG befürwortet die Implementierung des 

IFRS 11 grundsätzlich, verlangt jedoch erhebliche Vereinfachungen für KMUs. Erneut 

wird ein Vergleich zur vierten Frage hergestellt. Ähnlich wie dort sieht KPMG einen 

deutlichen Vorteil in der Bilanzierung nach den IFRS-11-Anforderungen, was jedoch 

ein erhebliches Urteilsvermögen erfordert – insbesondere dann, wenn ein KMU in 

komplexere Beziehungen involviert ist.346 Bei EY will man sich aufgrund des zum Zeit-

punkt des Verfassens der Stellungnahme noch nicht in Kraft befindlichen IFRS 11 nicht 

festlegen. Es wird empfohlen den 15. Abschnitt unverändert beizubehalten und eine 

                                                            
343 Vgl. PwC: IFRS für die Praxis, S. 2 ff. 
344 Siehe 7.2 und 8.2. 
345 Vgl. 450, S. 2 und 5. 
346 Vgl. 461, S. 5. 
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Diskussion zum Thema IFRS 11 im Rahmen der nächsten Überprüfung des IFRS for 

SMEs anzusetzen.347 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Die anderen WP-Gesellschaften stimmen mit 9 Stellungnahmen (81,82) für und 2 Stel-

lungnahmen (18,2%) gegen den Vorschlag deutlich für die Änderung des 15. Ab-

schnitts. Von dem Vorschlag zustimmenden Stellungnahmen wird von einer bisher ein-

seitigen Betrachtungsweise (Rechtsform über wirtschaftliche Substanz) gesprochen. 

Aber auch hier steht die Konsistenz mit den full IFRS im Fokus.348 Die ablehnenden 

Stimmen sehen zum Teil kein Potential zur Vereinfachung oder Schaffung von mehr 

Klarheit durch die Überarbeitung nach Vorbild des IFRS 11.349 Auch lehnt 1 Stellung-

nahme das Vorhaben aufgrund der Überzeugung ab, eine verlässliche Unternehmens-

berichterstattung auf Basis der rechtlichen Grundlage einer Vereinbarung gewährleis-

ten zu können.350 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

19 Stellungnahmen (57,6%) der Interessenvertreter entscheiden sich für, 6 Stellung-

nahmen (18,2%) gegen die Überarbeitung und 4 (12,1%) wählen die alternative Ant-

wort. Die Argumente umfassen über Verweise auf frühere Antworten351, machen aber 

auch auf Bedenken wie z.B. eine mögliche Verwirrung aufgrund der sich vom 15. Ab-

schnitt unterscheidenden Terminologie des IFRS 11 aufmerksam.352 Nur wenige Ant-

worten weichen von bereits angeführten, meist oberflächlichen, Sichtweisen ab und 

untermauern die fundamentale Entwicklung des IFRS 11, mit welcher die Substanz 

der Transaktion selbst und nicht nur die rechtliche Einordnung für deren Bilanzierung 

ausschlaggebend ist.353  

 

11.3 Standardsetter 

Wie schon bei der sechsten Frage liegt auch hier eine Doppeltantwort vor. So stimmen 

33 (50%) für und 28 (42,4%) gegen die Überarbeitung. 3 Stellungnahmen votieren für 

die alternative Antwort. Für die Überarbeitung stimmende Stellungnahmen führen weit-

                                                            
347 Vgl. 528, S. 16. 
348 Vgl. 308_1, S. 13; 449, S. 14. 
349 Vgl. 416, S. 15 f. 
350 Vgl. 487, S. 3. 
351 Vgl. 390_1, S. 14; 418_1, S. 14; 434, S. 5 437, S. 6; 473, S. 10; 491, S. 4; 592, S. 11 f. 
352 Vgl. 447, S. 18. 
353 Vgl. 483, S. 14 f. 
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gehend bereits erörterte Argumente an. Auch die bessere Darstellung der tatsächli-

chen Situation (Substanz über Rechtsform) und der reduzierte Aufwand für Nutzer von 

Abschlüssen finden Anklang.354 1 Stellungnahme stellt den Sinn des Vorschlags deut-

lich in Frage und argumentiert mit mangelnder Veränderung, stimmt aufgrund der an-

gestrebten Konsistenz mit den full IFRS jedoch zu.355 1 ablehnende Stimme bezieht 

sich bei dieser Interessengruppe wieder auf die vierte und sechste Frage.356 Andere 

führen als stärkstes Argument die noch fehlende Erfahrung der Implementierung an. 

So könne noch nicht abgeschätzt werden, ob es sinnvoll ist den IFRS 11 in den IFRS 

for SMEs zu übernehmen.357 1 Stellungnahme weicht von dieser Argumentation deut-

lich ab und spricht den konkreten Sachverhalt einer Stellungnahme eines Italienischen 

Standardsetters vom März 2012 an. Dort werden Bedenken gegen die Anwendung der 

Methode der Quotenkonsolidierung auf separate Jahresabschlüsse geäußert, wenn 

zwischen den Parteien Vertragsbeziehungen bestehen, die in einer gemeinsamen Un-

ternehmung resultieren.358 So formuliert es 1 Stellungnahme treffend: Im Sinne der 

Überzeugungsarbeit werden mehr Beweise für einen möglichen Mehrnutzen des IFRS 

11 oder Probleme der bestehenden Regelung gefordert.359 

 

11.4 Wissenschaft 

Hier stimmen gleich viele Stellungnahmen für und gegen den Vorschlag des IASB. 

Erneut antwortet 1 Stellungnahme nicht. Die 3 Befürworter führen ausschließlich be-

reits dargelegte Sichtweisen an. Die 3 Stimmen dagegen äußern sich wie folgt. 1 Stel-

lungnahme hebt den Zusammenhang der Überarbeitungen der IAS 27, 28 und 31 her-

vor und fordert die entsprechenden Abbildungen der IFRS 10, 11 und 12. So macht 

die Stellungnahme ihre Entscheidung vom Ergebnis der vierten Frage abhängig.360 2 

Stellungnahmen sehen einen deutlich höheren Bedarf an professionellem Urteilsver-

mögen und empfinden das, unter Berücksichtigung der wahrscheinlich nicht signifikant 

steigenden Qualität der Finanzinformationen, als wenig zielführend.361 

 

                                                            
354 Vgl. 417, S. 13. 
355 Vgl. 469, S. 13. 
356 Vgl. 407, S. 10; 478, S. 3 f. 
357 Vgl. 459, S. 4; 357, S. 4. 
358 Vgl. 6772, S. 17 f. 
359 Vgl. 591, S. 18. 
360 Vgl. 406, S. 13 f. 
361 Vgl. 471, S. 3. 
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11.5 Abschlussersteller 

3 Stellungnahmen der Abschlussersteller beantworten die achte Frage nicht. Ebenfalls 

3 Stellungnahmen (42,9%) stimmen für die Überarbeitung und 1 dagegen. Die ableh-

nende Stellungnahme äußert sich nicht zu der Entscheidung. Die Befürworter streben 

nach Konsistenz und sind für ein gemeinsame Terminologie in den full IFRS und dem 

IFRS for SMEs.362 Dem pflichtet auch eine andere Stellungnahme bei, indem sie for-

dert den Fokus der buchhalterischen Behandlung der Vereinbarungen verstärkt auf 

den Inhalt statt auf die Rechtsform zu richten. Darum argumentiert sie weiter mit dem 

Paragraphen 10.4 (b) (ii), der die Formulierung „substance over form“ ohnehin bereits 

beinhaltet.363 Darüber hinaus verweist 1 Stellungnahme auf die Antwort auf die vierte 

Frage, macht jedoch gleichzeitig auf die Leitlinien der offensichtlich schwierig zu bilan-

zierenden gemeinsamen Vereinbarungen aufmerksam.364 Danach seien diese in der 

Praxis nur unter Einsatz eines unverhältnismäßigen Aufwandes zu implementieren.365 

 

11.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

Erneut erhält jede Antwortmöglichkeit den Zuspruch von jeweils 1 Stellungnahme die-

ser Interessengruppe, wobei sich 1 Stellungnahme enthält. Die Stellungnahmen für 

und gegen den Vorschlag bringen keine neuen Sichtweisen zum Vorschein. Die der 

Antwort (c) zuzurechnende Stellungnahme sieht die Überarbeitung für NPOs hingegen 

als problematisch an. So hält man einen alternativen Ansatz für unverzichtbar und be-

mängelt, dass Treuhänder von NPO-Gemeinschaftsunternehmen und Treuhänder von 

Partner-Wohltätigkeitsorganisationen, welche an diesen Gemeinschaftsunternehmen 

partizipieren, das von ihnen gehaltene Vermögen nur verwalten und nicht als Eigentü-

mer auftreten. Weiter wird argumentiert, dass diesem Umstand Rechnung getragen 

werden muss und der IFRS 11 einer Erweiterung bedarf. Denn dieser kennt bislang 

nur gemeinsame Vereinbarungen und gemeinsame Unternehmen, wobei jedes teil-

nehmende Unternehmen die vollen Rechte am Nettovermögen der Vereinbarung ha-

ben muss.366  

 

11.7 Finanzinstitutionen 

Keine dieser Stellungnahmen beantwortet die achte Frage. 

                                                            
362 Vgl. 332, S. 15. 
363 Vgl. 490_1, S. 13. 
364 Vgl. 423, S. 6. 
365 Vgl. Becker, Julia: Bilanzierung nach IFRS 11. 
366 Vgl. 354, S. 6. 
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11.8 Sonstige 

Jede der sonstigen Stellungnahmen entscheidet sich für eine jeweils andere Antwort.  

Aschlussnutzer 

1 AN ist nicht überzeugt, dass der IFRS 11 eine Verbesserung darstellt.367 Begründet 

wird diese Sichtweise nicht. Der zweite Abschlussnutzer wählt die alternative Antwort 

und rechtfertigt diese ausführlich. Zum einen spricht der Abschlussnutzer davon, dass 

auch ein verpflichtend anzuwendender IFRS 11 nichts an der konzerninternen Bewer-

tung von Unternehmen ändern werde, man sich jedoch eine einheitliche Bilanzierung 

von gemeinsamen Vereinbarungen wünscht.368  

Privatperson 

Die Privatperson bezeichnet den Umstand einer möglichen Unterlassung der Überar-

beitung nach dem Vorbild der full IFRS als Paradox und bekräftigt so deren Leitfunk-

tion.369 

 

11.9 Zusammenfassung 

Mit 70 (49,3%) aller Stimmen entscheidet die absolute Mehrheit der Stellungnahmen 

zugunsten der Modernisierung entsprechend dem vom IASB unterbreiteten Vorschlag. 

Des Weiteren stimmen 43 (30,3%) gegen den Vorschlag und 3 (2,1%) warten mit einer 

von den Antwortmöglichkeiten (a) und (b) abweichenden Ansicht auf. Trotz deutlicher 

Änderungen wird der Vorschlag von vielen Stellungnahmen als bloße Angleichung an 

die full IFRS und somit als kosmetischer Eingriff zur Harmonisierung der beiden Stan-

dards wahrgenommen. So verwundert es nicht, dass mehr als ein Drittel der Stellung-

nahmen die Sinnhaftigkeit bzw. die Notwendigkeit der Überarbeitung anzweifeln. Die 

Zweifel werden zum Teil durch fehlende Expertise der Abschlussersteller genährt. Als 

stärkster Faktor konnten aber drohende Umsatzrückgänge im Zuge der sich ändern-

den Klassifizierung der gemeinsamen Vereinbarungen identifiziert werden.370 So droht 

beispielsweise bislang quotal zu konsolidierenden Konzernunternehmen die zwangs-

weise Equity-Konsolidierung, was sich auf zentrale Bilanzkennzahlen auswirkt. Das 

kann in erheblichen konzernstrategischen Nachteilen resultieren.  

 

                                                            
367 Vgl. 421, S. 3. 
368 Vgl. 373, S. 15. 
369 Vgl. 467, S. 16. 
370 Siehe 10.3. 
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Abbildung 13: Ergebnis Frage S8 
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12 Revaluation of property, plant and equipment (Frage S9) 

12.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die neunte Frage thematisiert die Behandlung von Sachanlagen und ergibt sich aus 

der Idee, das Neubewertungsmodell für materielle Vermögenswerte zuzulassen. Bis-

her ist das nur möglich, wenn der beizulegende Zeitwert verlässlich geschätzt wird.371 

Erneut begründet sich dieser Vorschlag in der Leitfunktion der full IFRS und basiert 

auf dem Vorbild des IAS 16, demnach steht dem Anwender ein Wahlrecht zwischen 

dem Neubewertungsmodell und dem Kosten-Abschreibungs-Wertminderungsmodell 

zur Verfügung.372 

 

12.2 Wirtschaftsprüfer 

Insgesamt 29 Stellungnahmen (60,4%) dieser Interessengruppe entscheiden sich für 

die Überarbeitung. 14 Stellungnahmen (29,2%) lehnen den Vorschlag deutlich ab. Mit 

6,9% weichen nur 2 Stellungnahmen einer eindeutigen Antwort aus und begründen 

ihre Entscheidung im Rahmen der alternativen Antwort. 

Big Four 

Die Unternehmen EY, KPMG und PwC stimmen für eine Überarbeitung, PwC nennt 

die dadurch gewonnene Flexibilität wünschenswert, ist sich der dadurch zunehmen-

den Komplexität des Standards jedoch bewusst.373 KPMG teilt diese Ansicht und er-

weitert die Ausführungen um die durch das Wahlrecht schwindende Vergleichbarkeit, 

sieht aber die Enthüllung des aktuellen Werts der Sachanlagen zugunsten der Ab-

schlussnutzer als höherrangig an.374 Die Sichtweise von EY stimmt mit der bisherigen 

Argumentation überein und fügt der Argumentationskette einen weiteren Aspekt hinzu. 

Demnach bieten vereinzelte nationale Rechnungslegungsvorschriften die Möglichkeit 

vergleichbarer Wahlrechte, was bislang durchweg positiv aufgenommen wurde. Zu-

dem würde ein Wahlrecht die Umstellung zu oder von den IFRS for SMEs erleich-

tern.375 Bei Deloitte sieht man die Auswirkungen eines Wahlrechts nicht so positiv. Als 

Voraussetzung für die Zustimmung werden klare Beweise für einen Mehrwert ver-

langt.376 

                                                            
371 Vgl. Lühr, S. 222. 
372 Vgl. RFI, S. 23. 
373 Vgl. 450, S. 3 und 5. 
374 Vgl. 461, S. 5. 
375 Vgl. 528, S. 16. 
376 Vgl. 402, S. 5. 
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Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Mit 7 Stellungnahmen für und 4 gegen die Überarbeitung stehen sich klare Positionen 

gegenüber. Neben bereits genannten Argumenten sind 4 zustimmende Stellungnah-

men für das Wahlrecht um Unternehmen in ihrer unternehmerischen Tätigkeit keine 

nachteiligen Bestimmungen aufzuerlegen.377 Entgegen seiner persönlichen Überzeu-

gung beugt sich 1 Verfasser dem ausdrücklichen Wunsch der Mehrheit seiner Kunden 

nach dem Wahlrecht, diese begründen ihren Wunsch jedoch nicht.378 Die gewichtigste 

Argumentationsreihe für das Wahlreicht bringt 1 Stellungnahme ein, die es als über-

mäßige Vereinfachung empfand, dass das jetzt diskutierte Wahlrecht bereits aus dem 

ersten Entwurf des IFRS for SMEs gestrichen wurde. So wird mit der nicht seltenen 

Wertsteigerung über eine lange Haltedauer argumentiert, wobei die Bewertung zu An-

schaffungskosten oft in keinem Verhältnis zu dem tatsächlichen Wert des SAV und 

somit zu der finanziellen Position der Unternehmen steht.379 1 weitere Stellungnahme 

spricht unter diesem Aspekt von einer fairen Finanzberichterstattung, die sogar dazu 

führen kann, dass Unternehmen Vermögen nicht bloß zum Zweck der Fremdkapital-

beschaffung oder Versicherungsdeckung neu bewerten.380 1 Stimme gegen den Vor-

schlag betrachtet den Sachverhalt nüchtern und argumentiert, dass Sachanlagen von 

den meisten Unternehmen nicht zum Zweck des Verkaufs gehalten werden und Er-

gebnisse einer Neubewertung ebenso im Anhang offengelegt werden könnten.381 1 

Stellungnahme sieht die Verlässlichkeit der Abschlüsse aufgrund der unterschiedli-

chen Volatilität vieler geographischer Märkte als gefährdet an und befürchtet starke 

Diskrepanzen.382 Des Weiteren erkennen 2 Stellungnahmen keinen vernünftigen Sinn 

darin, das Neubewertungsmodell zu erlauben. Sie präferieren einen einfachen Stan-

dard.383  

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Die größte Untergruppe steht der Überarbeitung mit 19 (57,6%) zu 9 (27,3%) Stimmen 

positiv gegenüber. 2 Stellungnahmen wählen die alternative Antwort. Die Stellungnah-

men weichen von den bereits analysierten Ansichten nur teilweise ab. Besonders her-

vorzuheben ist 1 ablehnende Stellungnahme welche die Meinung vertritt, dass durch 

                                                            
377 Vgl. 425_0, S. 6. 
378 Vgl. 430, S. 16. 
379 Vgl. 308_1, S. 15 f. 
380 Vgl. 403, S. 18 f. 
381 Vgl. 416, S. 18. 
382 Vgl. 487, S. 3. 
383 Vgl. 449, S. 16; 462, S. 14. 
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das Neubewertungsmodell Informationen über die Altersstruktur, und das Reinvestiti-

onsbedürfnis von SAV verloren gehen.384 Die verbleibenden Ablehnungen resultieren 

aus der Befürchtung KMUs unverhältnismäßiger Komplexität auszusetzen.385 Zum ei-

nen ist die Situation für 2 Befürworter klar. Sie erkennen die Entwicklung von dem 

ehemals unerwünschten Neubewertungsmodell hin zur einer attraktiven Alternative.386 

Zum anderen sehen diese Befürworter einer wachsenden weltweiten Akzeptanz durch 

mehr Flexibilität des IFRS for SMEs entgegen.387 1 Stellungnahme fordert bei Umset-

zung des Vorschlags die Erfüllung von Bedingungen wie zum Beispiel die ver-

pflichtende Neubewertung im Abstand von jeweils acht Jahren.388 Ein andere Befür-

worter empfiehlt dem IASB die Fragestellung genauer zu untersuchen und den Mehr-

wert aus dem verbesserten Zugang zur Fremdfinanzierung mit Nachteilen wie den 

Mehrkosten abzuwägen.389  Jedoch ist das führende Argument der Befürworter im Auf-

decken stiller Reserven zu sehen, was die Akquisition von neuem Kapital deutlich er-

leichtern dürfte.390 Eine der alternative Antworten empfindet es als zweckdienlich das 

Wahlrecht umzusetzen, um die Kompatibilität des IFRS for SMEs bei der Implemen-

tierung nationaler GAAPs einzelner Jurisdiktionen nicht schon im Vornhinein einzu-

schränken.391 

 

12.3 Standardsetter 

87,8% der Stellungnahmen sind für die Einführung des Wahlrechts. Es können nur 4 

gegensätzliche Antworten zugeordnet werden. 1 Stellungnahme wählt die alternative 

Antwort, argumentiert jedoch die Frage nicht beantworten zu wollen.392 Es wird die 

generelle Ansicht vertreten, dass die Beibehaltung des Anschaffungskostenmodells 

ein Schritt in die falsche Richtung wäre. Die full IFRS, aber auch zahlreiche Jurisdikti-

onen erlauben die Neubewertung für SAV bereits.393 Auch von einer möglichen Nütz-

lichkeit des Buchwerts von SAV wird gesprochen.394 1 Stellungnahme antwortet prag-

                                                            
384 Vgl. 335, S. 17 f. 
385 Vgl. 331, S. 3; 452, S. 10. 
386 Vgl. 390_1, S. 16 f.; 418, S. 16 f. 
387 Vgl. 390_1, S. 16 f. 
388 Vgl. 413, S. 17. 
389 Vgl. 429, S. 23 ff. 
390 Vgl. 434, S. 5. 
391 Vgl. 468, S. 18. 
392 Vgl. 431, S. 23 f. 
393 Vgl. 357, S. 4; 435, S. 25 f. 
394 Vgl. 417, S. 15. 
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matisch, indem sie argumentiert, dass der Standard durch das Wahlrecht nicht not-

wendigerweise komplexer anzuwenden sein wird, da ohnehin noch die bisherige Me-

thode würde angewandt werden können.395 Die Mehrheit der Zustimmenden sieht das 

Neubewertungsmodell als wichtige Chance für Unternehmen in hochinflationären Län-

dern oder in Standorten, die einem eingeschränkten Devisenwechsel unterliegen.396 

Die verneinenden Argumente verfolgen triviale Ansätze. So werden einerseits erneut 

zunehmende Kosten, eine mögliche Nachbearbeitung des 17. Abschnitts wegen un-

zureichenden Ausführungen und die aufgrund der Auswahl der Bewertungsmethode 

mögliche Verzögerung des Jahresabschlusses genannt.397 Andererseits hinterfragt 1 

Stellungnahme die Wiederaufnahme dieser Diskussion. Man zweifelt jedoch daran, 

dass das IASB neue Einsichten erlangen konnte. Deshalb verweist es auf die ausführ-

lich dokumentierte Entscheidung der Basis for Conclusions des IFRS für SME BC84-

BC94 zur Einführung 2009.398  

 

12.4 Wissenschaft 

4 Stellungnahmen (57,1%) sind für das Wahlrecht, 3 dagegen. Es kommen nur wenige 

neue Aspekte zur Sprache. Beispielsweise löst die erneute Abstimmung über das 

Wahlrecht für SAV bei einer Antwort Verwunderung aus. Das nährt die Vermutung, 

das IASB wolle seine Entscheidung revidieren.399 Weiter fordern 2 Befürworter kon-

krete Vorgaben, wie Neubewertungsrücklagen zu behandeln sind. Auf diese Art soll 

der Reduktion der Vergleichbarkeit entgegengewirkt werden.400 Eine andere Sicht-

weise sieht den schwindenden Nutzen der Zwei-Standard-Lösung als Grund genug, 

gegen die Angleichung an die full IFRS zu stimmen.401 

 

12.5 Abschlussersteller 

Erneut antworten nur 4 von 7 Stellungnahmen (57,1%). Die Stimmen für und gegen 

die Umsetzung des Vorschlags sind mit 50% zu 50% ausgewogen. Die Stellungnah-

men für den Vorschlag enthalten indes keine Begründung. Die Ablehnungen fordern 

                                                            
395 Vgl. 454, S. 5. 
396 Vgl. 497, S. 7. 
397 Vgl. 6772, S. 19 f.; 478, S. 5. 
398 Vgl. 407, S. 11. 
399 Vgl. 484, S. 2. 
400 Vgl. 471, S. 3. 
401 Vgl. 406, S. 16. 
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einen schlanken Standard, in dem für kleine und mittlere Unternehmen unübliche 

Wahlrechte ohnehin keinen Platz haben.402 

 

12.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

Auch in dieser Gruppe spricht sich die Mehrheit für die Überarbeitung aus. Nur 1 Stel-

lungnahme ist nicht für das Wahlrecht und stimmt für die alternative Antwort. Erneut 

enthält sich 1 Stellungnahme. Die befürwortenden Stellungnahmen bedienen sich be-

reits angeführter Argumente. Die alternative Antwort erkennt mit der Implementierung 

des IAS 16 verbundene Schwierigkeiten. So befürwortet die Organisation prinzipiell 

das Vorhaben des IASB, sieht die mit der Anwendung verbundene Steigerung der 

Komplexität und Kosten aber als unüberwindbare Hürde an.403  

 

12.7 Finanzinstitutionen 

Von 5 Stellungnahmen von Finanzinstitutionen bzw. Interessenvertretern äußert sich 

nur 1 Stellungnahme indirekt zu dieser Frage, sodass diese der Zustimmung zum 

Wahlrecht beigemessen werden kann. Die Antwort sieht in dem Wahlrecht einen prak-

tikablen Mittelweg zwischen den umfangreichen full IFRS und dem für manche Unter-

nehmen zu elementaren IFRS for SMEs.404 

 

12.8 Sonstige 

Wieder ist jede der 3 Stellungnahmen für eine jeweils andere Antwort. 1 AN lehnt das 

Wahlrecht ab, 1 andere wählt die Antwort (c).  

Abschnussnutzer 

Die ablehnende Stimme gehört zu dieser Interessengruppe und argumentiert mit dem 

Fehlen eines Mehrwerts der Zusatzinformationen für den Abschlussnutzer.405 Die al-

ternativ antwortende Stellungnahme verficht einerseits die Schlichtheit des Standards 

und will Wahlrechte vermeiden. Gleichzeitig wird die größere Transparenz durch die 

Bewertung mittels beizulegenden Zeitwerts und die dadurch steigende globale Ver-

gleichbarkeit befürwortet.406  

 

                                                            
402 Vgl. 332, S. 17; 426, S. 7. 
403 Vgl. 405_0, S. 13 f. 
404 Vgl. 465, S. 2 f. 
405 Vgl. 421, S. 3 f. 
406 Vgl. 373, S. 17 f. 
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Privatperson 

Um als starker Stakeholder agieren zu können, sieht die Privatperson die Möglichkeit 

der Anwendung des Neubewertungsmodells als Voraussetzung an. Denn so können 

Stakeholder an zeitgerechte Informationen gelangen, die ihren Informationsbedürfnis-

sen gerecht werden.407 

 

12.9 Zusammenfassung 

Insgesamt äußern sich 75 Stellungnahmen zustimmend, 24 Stellungnahmen lehnen 

das Wahlrecht ab und lediglich 5 Stellungnahmen bringen eigene Ansichten ein. Bis 

auf wenige Ausnahmen gehen die Begründungen nicht besonders in die Tiefe. Die 

ablehnende Argumentation reicht dabei nicht weit über bloße Kosten-Nutzen-Abwä-

gungen hinaus, wohingegen die Zustimmenden in erster Linie auf die Leitfunktion der 

full IFRS pochen und auf eine potentiell wachsende internationale Akzeptanz abzielen. 

 

 
Abbildung 14: Ergebnis Frage S9 

  

                                                            
407 Vgl. 467, S. 16. 
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13 Capitalisation of development costs (Frage S10) 

13.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die Aktivierung von Entwicklungskosten wird in vielen Rechnungslegungsstandards 

unterschiedlich behandelt.408 So auch in den IFRS for SMEs und den full IFRS. Das 

IASB ruft mit der zehnten Frage zur Stellungnahme darüber auf, ob die Standards in 

diesem Punkt angeglichen werden sollen. Beim SME-Standard sind immaterielle Ver-

mögenswerte bislang nicht aktivierbar. Unter bestimmten Voraussetzungen (IAS 38) 

ist die Aktivierung von Entwicklungskosten in den full IFRS aber erlaubt.409 

 

13.2 Wirtschaftsprüfer 

22 Stellungnahmen (45,8%) stellen sich offen gegen die Bestrebung des IASB den 18. 

Abschnitt zu überarbeiten. 12 (25%) können einer alternativen Ansicht zugerechnet 

werden. 11 (22,9%) befürworten die Überarbeitung und 3 Stellungnahmen antworten 

auf diese Frage nicht. 

Big Four 

Deloitte und KPMG lehnen die Aktivierung von Entwicklungskosten partout ab. Deloitte 

verweist auf den Paragraph BC113 der Basis of Conclusions des Standards von 2009, 

die ursprüngliche Begründung des IASB. Demnach wiegen sich die Vorteile einer Ak-

tivierung mit den damit verbundenen Kosten auf.410 Auch eine Zunahme der Komple-

xität des Standards wird erwartet. KPMG erweitert die Argumentation um den Para-

graphen BC120 und empfindet den Vorschlag des IASB auch deshalb haltlos, weil mit 

dem RFI kein Beweis geliefert wird, der den Vorschlag als sinnvoll erscheinen lässt 

bzw. die Bedenken dagegen widerlegt.411 EY ist der Meinung, dass diese Entschei-

dung vom IASB selbst gefällt werden sollte. So ist man zwar für die Revision und ver-

weist auf die Begründung zur vierten Frage, die Aktivierung würde Firmen, welche im-

materielle Vermögenswerte entwickeln, einen Vorteil ergeben und die Vergleichbarkeit 

mit Unternehmen die nach den full IFRS berichten, verbessert werden. Die Berück-

sichtigung von Entwicklungskosten werde aber ohnehin häufig von lokalen RL-Vor-

schriften gefordert.412 PwC wählt die alternative Antwort, sieht aber Parallelen zur 

                                                            
408 Vgl. Deloitte: IFRS for SMEs vs. NL GAAP, S. 13. 
409 Vgl. RFI, S. 23 f. 
410 Vgl. 461, S. 5. 
411 Vgl. 402, S. 6. 
412 Vgl. 528, S. 17. 
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neunten Frage und kann als Zustimmung zur Berücksichtigung von Entwicklungskos-

ten gewertet werden. Jedoch betont man ausdrücklich die Notwendigkeit eines Wahl-

rechts.413 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Die sonstigen WP-Gesellschaften stimmen mit 6 zu 4 gegen den Vorschlag. 1 Stel-

lungnahme wählt die alternative Antwort. Ablehnende Stellungnahmen sehen in dem 

Vorschlag Gemeinsamkeiten mit lokalen Steuererfassungssystemen und KMUs mit ei-

ner nicht zu bewältigenden Komplexität konfrontiert.414 Zudem betrachtet 1 Stellung-

nahme die freiwillige Offenlegung von Entwicklungskosten im Rahmen des Jahresab-

schlusses als ausreichend.415 

Auch wird angeführt, dass die Regelung des IAS 38 in der Praxis wenig praktikabel ist. 

Es wird von Schwierigkeiten berichtet, die Erfüllung der Ansatzkriterien zur Aktivie-

rungsfähigkeit zu identifizieren. In diesem Zusammenhang wird auf die UK-GAAP als 

praxisorientierte Lösung verwiesen, welche dem Anwender ein Wahlrecht einräumt.416 

Die Befürworter sehen die Aktivierung bereits als gängige Praxis an und argumentie-

ren mit der Finanzplanung. Demnach achten Unternehmen stets auf die Finanzie-

rungssicherheit großer Investitionen, sodass das Ergebnis direkt belastende Ausga-

ben nie in Konflikt mit Investitionen geraten.417 Den interessantesten Input bringt die 

Stellungnahme mit der alternativen Antwort. Die antwortende Organisation hat eine 

nicht repräsentative Studie mit ihren Kunden durchgeführt. Demnach sind die Beteilig-

ten für die optionale Anwendung des IAS 38, wenn nachgewiesen werden kann, dass 

die Entwicklung zu einem Vermögenszuwachs geführt hat. Eine solche Regelung 

stünde auch mit dem HGB in Einklang.418 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

14 Interessenvertreter (42,4%) stimmen gegen den Vorschlag. 6 (18,2%) sind für die 

Umsetzung und 10 (30,3%) wählen die dritte Antwortmöglichkeit und begründen die 

Abweichung. Stimmen dagegen argumentieren mit der Akzeptanz der bisherigen Re-

gelung. Es wird verlangt, dass die Bewertung der technischen Machbarkeit und Markt-

                                                            
413 Vgl. 450, S. 3. 
414 Vgl. 403, S. 20 f.; 416, S. 20. 
415 Vgl. 449, S. 18. 
416 Vgl. 308_1, S. 17. 
417 Vgl. 425_0, S. 7. 
418 Vgl. 430, S. 18. 
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reife eines Produkts im Entwicklungsstadium außerhalb des Jahresabschlusses gere-

gelt werden soll.419 1 Stellungnahme fordert in bestimmten Fällen die Erschöpfung von 

Ressourcen vor Fertigstellung immaterieller Vermögenswerte zu berücksichtigen.420 2 

Stellungnahmen benennen zudem Probleme bei der zeitlichen Abgrenzung zwischen 

der Forschungsphase und der Entwicklungsphase.421 Des Weiteren wird auf die Prü-

fung dieser Sachverhalte durch Banken verwiesen, wenn es um die Fremdkapitalbe-

schaffung geht.422 Die Zustimmungen sehen eine durch die Überarbeitung steigende 

Attraktivität des Standards für Tochterunternehmen.423 1 Stellungnahme verlangt stur 

die Anpassung an die full IFRS.424 Vor der Aktivierung von Entwicklungskosten ohne 

Nachweis der technischen Realisierbarkeit wird ausdrücklich gewarnt. Das würde zur 

Aktivierung von Kosten führen, was der Definition von Vermögen der Aktivseite wider-

spricht.425 Die Antworten, welche sich weder für (a) noch für (b) entscheiden konnten, 

streben eine Erweiterung des 18. Abschnitts an, sodass die Möglichkeit der Aktivierung 

als Wahlrecht besteht. Neben zahlreichen Verweisen auf die Antworten der neunten 

Frage wird auf einen möglichen Mehrnutzen für Abschlussnutzer hingewiesen.426 1 

Stellungnahme empfindet es als Bedürfnis, die leichte Kompatibilität für einzelne Ju-

risdiktionen hervorzuheben, wenn man ein Wahlrecht implementieren würde.427  

 

13.3 Standardsetter 

31 Antworten der Standardsetter (73,8%) befürworten den Vorschlag des IASB und 

empfänden die Umsetzung des IAS 38 für den IFRS for SMEs als erstrebenswert. 

Hervorzuheben sind 23 Stellungnahmen, welche dem Argument des Ressourcenman-

gels von SMEs zur Überprüfung der technischen Realisierbarkeit begegnen. Sie spre-

chen sich für die Aktivierungspflicht von jenen Entwicklungskosten aus, für die Unter-

nehmen alle Kriterien des Paragraphen 57 des IAS 38 nachweisen können.428 1 Stel-

lungnahme macht auf Bedenken aufmerksam, Unternehmen würden bei Umsetzung 

des Vorschlags deutlich verhaltener in die Entwicklung neuer Technologien investie-

                                                            
419 Vgl. 331, S. 3. 
420 Vgl. 499, S. 13 f. 
421 Vgl. 335, S. 20; 410_1, S. 13; 428_1, S. 12. 
422 Vgl. 485, S. 19 f. 
423 Vgl. 415, S. 18. 
424 Vgl. 443, S. 4. 
425 Vgl. 444, S. 18. 
426 Vgl. 390, S. 18 f.; 418_1, S. 18. 447, S. 23 f.; 491, S. 5. 
427 Vgl. 429, S. 26 f. 
428 Vgl. 496, S. 8. 
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ren. Zugleich werden vereinfachte Kriterien zur Identifizierung aktivierungsfähiger Ent-

wicklungskosten vorgeschlagen.429 7,3% sind gegen das Recht zur Aktivierung und 

17,1% entscheiden sich für eigene Ausführungen. Teilweise wird auf die Antworten 

der neunten Frage verwiesen.430 Ähnlich wie einzelne zustimmende Stellungnahmen 

sieht die Mehrheit der alternativen Antworten die optimale Lösung in einem Wahl-

recht.431 Hervorgehoben wir von 1 Stellungnahme die Behandlung der Kosten zur Er-

mittlung der Durchführbarkeit eines Projekts. So können Unternehmen im Vereinigten 

Königreich demnach entscheiden, ob sie die Kosten für die Durchführbarkeitsprüfung 

aufbringen wollen, um die Voraussetzungen zur Aktivierbarkeit zu belegen.432 

 

13.4 Wissenschaft 

2 (28,6%) sind gegen und 3 (42,9%) für die Aktivierungspflicht. 1 Stellungnahme folgt 

einer eigenen Darstellung. 1 Stimme dagegen verweist auch hier auf die neunte 

Frage.433 1 Stellungnahme sieht mit dem Ansatz von Entwicklungskosten als bloßen 

Aufwendungen eine Hürde für KMUs, welche größere Unternehmen unverhältnismä-

ßig einfacher überwinden können.434 

 

13.5 Abschlussersteller 

Nur 4 von 7 Stellungnahmen beantworten die Frage. 1 Stellungnahme ist gegen den 

Vorschlag und liefert keine Begründung, 3 Stimmen wählen die Antwort (c). Es gibt 

keinen eindeutigen Zuspruch von dieser Interessengruppe, vielmehr lehnen die neut-

ralen Antworten den Vorschlag ab. Jedoch können die Ausführungen der neutralen 

Antworten der Forderung nach einem Wahlrecht gleichgestellt werden, was letztend-

lich als indirekte Zustimmung zu bewerten ist.435 

 

13.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

50% der Stellungnahmen dieser Gruppe beantworten die Frage nicht. 1 Stellung-

nahme ist für den Vorschlag, 1 Stellungnahme folgt einer eigenen Argumentation, in-

dem sie auch die Aktivierbarkeit von Forschungskosten fordert. Als Grund wird der 

                                                            
429 Vgl. 6772, S. 21 ff. 
430 Vgl. 407, S. 11 f.; 440_1, S. 17; 459, S. 5; 478, S. 5. 
431 Vgl. 417, S. 17; 431, S. 25 f.; 454, S. 6 f. 
432 Vgl. 442, S. 6 f. 
433 Vgl. 406, S. 17 f. 
434 Vgl. 475, S. 5. 
435 Vgl. 423, S. 7; 490_1, S. 16 f.; 589, S. 12 f. 
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stetig sinkende Investitionsgrad vieler Unternehmen angeführt, welche F&E-Aufwen-

dungen aufgrund der Nichtaktivierbarkeit hoher Kosten oft als vermeidbare Sunk Costs 

ansehen.436 

 

13.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen dieser Interessengruppe beantwortet die zehnte Frage. 

 

13.8 Sonstige 

Die sonstigen Stellungnahmen sind einer Meinung. Alle 3 Antworten (100%) lehnen 

die vorgeschlagene Überarbeitung des 18. Abschnitts ab.  

Abschlussnutzer 

Aus Sicht der AN würde der vorgeschlagene Ansatz zu mehr Transparenz und Ver-

gleichbarkeit der Performance von Unternehmen beitragen. Doch sieht 1 Stellung-

nahme die Bewertung der Durchführbarkeit von Projekten durch subjektive Einflüsse 

gefährdet. Es wird auf Basis des IAS 38 selbstentwickelte Kriterien verwiesen.437 Dem-

nach kann es bei Nichtbeachten dieser Kriterien nicht selten zu signifikanten Unter-

schieden der Behandlung von Entwicklungskosten kommen.438  

Privatperson 

Die Privatperson empfindet den Vorschlag, zwischen Kosten der Entwicklung und For-

schung zu unterscheiden, für einen vereinfachten Standard als nicht wünschens-

wert.439 

 

13.9 Zusammenfassung 

Die Antwortenden erkennen das Problem der für SMEs unverhältnismäßigen Kriterien 

des IAS 38 weitgehend als größtes Hemmnis der vorgeschlagenen Überarbeitung des 

18. Abschnitts an. 26,3% stimmen demnach dagegen. Bei strikter Unterlassung der 

Aktivierung von Forschungskosten würde nach Ansicht von 39% der Stellungnahmen 

jedoch nicht die tatsächliche wirtschaftliche Situation der Unternehmen widergespie-

gelt werden.  

 

                                                            
436 Vgl. 405_0, S. 15. 
437 Vgl. Corporate Criteria: Ratios And Adjustments, S. 8. 
438 Vgl. 373, S. 19. 
439 Vgl. 467, S. 18. 
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Abbildung 15: Ergebnis Frage S10 

 

So würde beispielsweise der für Start-ups oft existenzbedrohend hohe aber notwen-

dige Kapitalaufwand für Forschungsbestrebungen nicht honoriert werden. Die Prob-

leme, die sich aus der Unterscheidung der Forschungsphase von der Entwicklungs-

phase oder aus der Überprüfung, ob die Aktivierungskriterien (in IAS 38) erfüllt sind, 

ergeben, sind demnach allgemein bekannt. 21,2% warten mit eigenen Ansichten einer 

Lösung auf. Hier ist besonders die mehrmalige Forderung nach einem Wahlrecht zu 

erwähnen. 
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14 Amortisation period for goodwill and other intangible assets 
(Frage S11) 

14.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die Ausführung zur Frage lässt vermuten, dass in der Praxis regelmäßig von der Re-

gelung des Paragraphen 18.20 abgewichen und bei Fehlen der Möglichkeit zur ver-

lässlichen Schätzung der Nutzungsdauer von immateriellen Vermögenswerten ein ge-

ringerer Wert als zehn Jahre angesetzt wird.440 Das bewegt den IASB zur Überlegung, 

den Wortlaut der Bestimmung insofern abzuändern, als prinzipiell von einer zehnjähri-

gen Nutzungsdauer ausgegangen werden muss. Diese kann jedoch durch eine kür-

zere Nutzungsdauer außer Kraft gesetzt werden, sofern diese schlüssig begründet 

werden kann. 

 

14.2 Wirtschaftsprüfer 

24 (55,8%) der zahlenmäßig größten Interessengruppe votieren für den Vorschlag des 

IASB. 12 (27,9%) beharren auf dem Standpunkt die bisherige Regelung beizubehalten 

und 7 (16,3%) wählen eine eigene Antwort und begründen ihren Schritt. 

Big Four 

PwC befürwortet den Vorschlag und sieht die Überarbeitung aufgrund des technischen 

Nutzens als sinnvoll an.441 EY spricht sich für die übergeordnete Berücksichtigung ei-

ner kürzeren Nutzungsdauer als Wahlrecht aus. Diese Forderung stützt sich auf die 

Situation der plausiblen Entscheidung zu einer kürzeren Nutzungsdauer immaterieller 

Vermögenswerte bei einer gleichzeitig nicht möglichen verlässlichen Ermittlung. Je-

doch wird die Vorgabe von Faktoren seitens des IASB als Indikator darüber gefordert, 

wann das Wahlrecht angewandt werden soll.442 Deloitte und KPMG wählen die neut-

rale Antwort. KPMG stimmt dem Vorschlag auch zu, verlangt jedoch ähnlich wie EY 

konkrete Vorgaben des IASB, wann und in welchem Umfang ein die kürzere Nutzungs-

dauer rechtfertigender Beweis zu erbringen ist.443 Deloitte fühlt sich zu einer Antwort 

genötigt, obwohl nur wenig über das konkrete Ausmaß der geplanten Überarbeitung 

bekannt ist. So ist nach dieser Meinung nicht klar, ob die kürzere Nutzungsdauer exakt 

                                                            
440 Vgl. RFI, S. 24 f. 
441 Vgl. 450, S. 3 f. 
442 Vgl. 528, S. 18. 
443 Vgl. 461, S. 6. 
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bestimmt werden muss.444 Des Weiteren wird die Streichung des Paragraphen 18.20 

gefordert. 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

2 Stellungnahmen empfinden die bisherigen Voraussetzungen als ausreichend, stim-

men einer kürzeren Nutzungsdauer bei gegebener Belegbarkeit aber zu.445 Die neut-

rale Antwort bringt die Regelung des deutschen HGB ins Spiel und belegt, dass nach 

einer eigenen nicht repräsentativen Studie viele Kunden das HGB dem IFRS for SMEs 

vorziehen. Nach § 309 (1) HGB ist der Geschäfts- oder Firmenwert über vier Jahre 

bzw. planmäßig über seine Nutzungsdauer abzuschreiben.446 Die Mehrheit der Zu-

stimmungen empfindet mindestens fünf Jahre als wünschenswerten Richtwert, da die 

Frage nach der exakten Anzahl der Jahre in Einzelfällen schwer zu beantworten sein 

dürfte.447 1 Stellungnahme regt an die Bemessung, wo möglich, an von bestimmten 

Rahmenbedingungen festzumachen. So können Nutzungsdauern bestimmter imma-

terieller Vermögenswerte beispielsweise anhand von Vertrags- und Konzessionsbe-

dingungen bzw. deren Fristen feststellbar sein.448 1 zustimmende Stellungnahme for-

dert neben dem Status einer widerlegbaren Annahme der Nutzungsdauer von unter 

zehn Jahren für immaterielle Vermögenswerte eine ausführliche Orientierungshilfe um 

diese korrekt einschätzen zu können.449 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

50% der Stellungnahmen (14) sprechen sich für die Überarbeitung aus, 10 lehnen 

diese ab. 4 wählen die neutrale Antwort. Für die Befürworter wird die bestmögliche 

Information für die Abschlussadressaten mit der bestmöglichen Bestimmung der tat-

sächlichen Nutzungsdauer gewährleistet.450 Wenn Indikatoren für eine kürzere Nut-

zungsdauer vorliegen, sollen diese auch berücksichtigt werden. 1 Stellungnahme 

warnt jedoch bereits vor überbewerteten Firmenwerten.451 1 andere Stellungnahme 

begründet die Forderung mit unverhältnismäßigen Wertminderungskosten beim An-

satz der Nutzungsdauer von zehn Jahren, welche durch kürzere Amortisationsdauern 

                                                            
444 Vgl. 402, S. 6. 
445 Vgl. 416, S. 20 f.; 449, S. 20. 
446 Vgl. 430, S. 20. 
447 Vgl. 308_1, S. 19; 425_0, S. 8. 
448 Vgl. 403, S. 21 f. 
449 Vgl. 487, S. 3 f. 
450 Vgl. 415, S. 20. 
451 Vgl. 418_1, S. 20. 
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vermieden werden können.452 1 Stellungnahme fordert die Entscheidung des Mana-

gements bei der Bestimmung der Nutzungsdauer aufgrund der vorrangigen Verläss-

lichkeit zu akzeptieren.453 Zudem verlangt 1 Stellungnahme die Klarstellung des Wort-

lauts „unfähig eine verlässliche Schätzung zu machen“. Demnach ist nicht klar, ob da-

mit eine Bandbreite von beispielsweise bis zu fünfzig Jahren oder ein begrenzter Zeit-

raum von nur wenigen Jahren gemeint ist.454 Beispiele werden begrüßt.455 2 ableh-

nende Stellungnahmen äußern Klärungsbedarf. Zum einen über die Bedürfnisse der 

Anwender welche befriedigt werden sollen, zum anderen darüber, ob die vorrangige 

Entscheidung des Managements auch für die Verlängerung der NB über zehn Jahre 

gilt.456 Im Fokus der neutralen Stellungnahmen steht die Ablehnung von neuen, den 

Standard verkomplizierenden Überarbeitungen und zu kurzen Überarbeitungsinterval-

len.457 1 Stellungnahme empfiehlt für kürzere Perioden die konkrete Quantifizierung 

von zehn Jahren zu streichen, da in vielen Fällen sowieso besondere Umstände zu 

berücksichtigen sein werden. Somit wäre jedes Unternehmen dazu angehalten die ge-

troffene Entscheidung umfassend zu begründen.458 

 

14.3 Standardsetter 

Die zweitgrößte Interessengruppe ist mehrheitlich (29) gegen die Überarbeitung. 2 

Stellungnahmen sprechen sich dafür aus, 8 Stellungnahmen formulieren eine eigene 

Antwort. Über 69% empfinden die bisherige Ansatzbestimmung als vollkommen aus-

reichend und versprechen sich so eine bessere Vergleichbarkeit der Jahresab-

schlüsse.459 Eine die Überarbeitung befürwortende Stellungnahme kritisiert die beste-

hende Regel als zu stark vereinfacht und nicht den Grundprinzipien des IFRS for SMEs 

entsprechend.460 Die zweite befürwortende Stellungnahme sieht mit der Überarbeitung 

eine Annäherung an die EU Rechnungslegungsrichtlinie.461 Die neutralen Antworten 

liefern zunächst mehr Informationen über die beabsichtigten Änderungen und Anwen-

dungsbeispiele um das geplante Vorgehen zu verdeutlichen. So wird der reine Wert-

                                                            
452 Vgl. 444, S. 20. 
453 Vgl. 452, S. 13. 
454 Vgl. 447, S. 26 f. 
455 Vgl. 483, S. 21; 500, S. 6. 
456 Vgl. 485, S. 21; 491, S. 5; 492, S. 5. 
457 Vgl. 429, S. 28 f. 
458 Vgl. 468, S. 20. 
459 Vgl. 435, S. 29 f.; 440_1, S. 19; 478, S. 5; 496, S. 8 f. 
460 Vgl. 431, S. 28. 
461 Vgl. 469, S. 20. 
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minderungsansatz bei einer nicht möglichen verlässlichen Ermittlung der Nutzungs-

dauer von 1 Stellungnahme abgelehnt.462 1 andere Stellungnahme sieht keine ausrei-

chende Rechtfertigung für die vorgeschlagene Überarbeitung. Es wird die Vorgabe 

einer festen Nutzungsdauer oder die Verpflichtung zu jährlichen Wertminderungstests 

vorgeschlagen.463 1 weitere Stellungnahme fordert die Abschreibung über fünf 

Jahre.464 

 

14.4 Wissenschaft 

1 Stellungnahme lehnt eine Änderung des Paragraphen 18.20 ab, 3 (42,9%) sind für 

die Überarbeitung gemäß dem Vorschlag und 2 Stellungnahmen äußern abweichende 

Ansichten. 1 Stellungnahme antwortet nicht auf diese Frage. 1 neutrale Stellungnahme 

spricht den bereits von anderen Stellungnahmen thematisierten Umstand der einseiti-

gen Auslegung der geplanten Überarbeitung an und fordert ebenfalls die Möglichkeit 

zur Ausdehnung über die Nutzungsdauer von zehn Jahren. Zudem wird die Inkompa-

tibilität des Vorschlags mit geltendem EU-Recht hervorgehoben, wonach kürzere Nut-

zungsdauern, unter der Voraussetzung nicht gegen nationales Recht zu verstoßen, 

maximal fünf Jahre betragen dürfen.465 Die ablehnende Stimme und 1 neutrale Stel-

lungnahme bezichtigen die Option (b) keine gültige Antwortmöglichkeit zu sein. Wenn 

ein Unternehmen in der Lage ist eine kürzere Nutzungsdauer als zehn Jahre zu attes-

tieren, kann auch die exakte Bestimmung der Nutzungsdauer zugemutet werden, was 

eine Überarbeitung überflüssig macht.466 Die Zustimmungen liefern keine neuen Sicht-

weisen. 

 

14.5 Abschlussersteller 

Die Abschlussersteller liefern ein eindeutiges Ergebnis. 3 der Stellungnahmen, die auf 

die elfte Frage antworten (4) stimmen für die Überarbeitung. Die Zustimmenden be-

zeichnen das Ergebnis der Überarbeitung als schmalen Grat und hinterfragen damit 

indirekt den Sinn des Vorhabens. Die Ansicht wird von der ablehnenden Stellung-

nahme geteilt und als Begründung zur Ablehnung angeführt.467 Ähnlich wie 2 Stellung-

nahmen anderer Interessengruppen wird auf die Anwendbarkeit der bestehenden 

                                                            
462 Vgl. 407, S. 12. 
463 Vgl. 454, S. 6. 
464 Vgl. 6772, S. 24. 
465 Vgl. 406, S. 20 f. 
466 Vgl. 475, S. 5; 498, S. 6. 
467 Vgl. 423, S. 7. 
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Rechtslage verwiesen, wenn eine kürzere Nutzungsdauer belegt werden kann. Wenn 

die Beweiskraft nicht gegeben ist, wird es jedoch auch nicht möglich sein eine kürzere 

Nutzungsdauer zu rechtfertigen.468 1 Stellungnahme sieht die Darstellung der tatsäch-

lichen Situation von Unternehmen durch den pauschalen Ansatz von zu hohen Nut-

zungsdauern als gefährdet an.469  

 

14.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

2 Stellungnahmen dieser Interessengruppe antworten auf die Frage. 1 stimmt dem 

Vorschlag zu und sieht dies in der Konsistenz mit der Darstellung der wirklichen Situ-

ation begründet.470 1 Stellungnahme antwortet neutral und fordert in der Begründung 

die Amortisation des Firmenwerts gleichermaßen für börsennotierte und nicht börsen-

notierte Unternehmen.471  

 

14.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen dieser Interessengruppe beantwortet die elfte Frage. 

 

14.8 Sonstige 

2 Stellungnahmen stimmen für die alternative Antwort (c), 1 für den Vorschlag. 

Abschlussnutzer  

Erneut wird die verzögerte Wertberichtigung bei zu hohem Ansatz der Nutzungsdauer 

für immaterielle Vermögenswerte durch eine der Überarbeitung zustimmende Stel-

lungnahme kritisiert.472 Die zweite Stellungnahme der Abschlussnutzer ist gänzlich ge-

gen die Wertberichtigung von Firmenwerten, da hierdurch ein wünschenswerter Un-

terschied zu den full IFRS geschaffen würde.473 

Privatpersonen 

Die privat initiierte Stellungnahme äußert sich empört über die Vorstellung der diffe-

renzierten Behandlung des Firmenwerts nach den full IFRS und dem IFRS for SMEs. 

Auf Grundlage der Abschnitte 313 bis 316 der Basis for Conclusions des IFRS 3 lässt 

sich nach dieser Meinung exakt bestimmen, was einen Firmenwert verkörpert. Nämlich 

                                                            
468 Vgl. 332, S. 21. 
469 Vgl. 490_1, S. 18 f. 
470 Vgl. 510, S. 7. 
471 Vgl. 405_0, S. 16. 
472 Vgl. 421, S. 4. 
473 Vgl. 373, S. 21. 
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der gezahlte Betrag, der den Fair Value der identifizierbaren Nettovermögenswerte 

eines Unternehmens übersteigt. Jedoch handelt es sich bei diesem Betrag um die Ver-

mischung von Vermögen und Aufwand. Die jeweiligen Positionen zu trennen erscheint 

der Stellungnahme unmöglich, zumal es nach deren Ansicht kein Standardverfahren 

zur Bemessung des wirklichen Firmenwerts gibt.474 Der ehrlichste Ansatz besteht nach 

dieser subjektiven Meinung in der Unterlassung einer Trennung und der Kategorisie-

rung als Aufwand. 

 

14.9 Zusammenfassung 

Auch von zustimmenden Stellungnahmen wird die Überarbeitung kritisch hinterfragt.  

 

 
Abbildung 16: Ergebnis Frage S11 

 

Zum Teil wird der Eindruck erweckt, dass manche antwortenden Parteien Prioritäten 

setzen und der Steigerung der Akzeptanz des Standards nicht entgegenwirken möch-

ten. Aus diesem Grund wird dann über eigene Ansichten eines zeitgemäßen Stan-

dards hinweggesehen.475 Das wird auch am verhältnismäßig dicht beieinanderliegen-

den Ergebnis der Umfrage sichtbar. Insgesamt sind 46 (39%) der Ablehnung des Vor-

schlages, 34 (28,9%) der Befürwortung und 20 (17%) der neutralen Antwort zuzurech-

                                                            
474 Vgl. 467, S. 20. 
475 Vgl. 423, S. 7. 
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nen. Somit liegen zwischen den Zustimmungen und den Ablehnungen nur 24 Stim-

men. Dabei ist hervorzuheben, dass neutrale Stellungnahmen eher den Vorschlag ab-

lehnende Tendenzen aufweisen. Einige Argumente mussten je nach Sichtweise teil-

weise für und gegen die Überarbeitung herhalten.476 

  

                                                            
476 Vgl. 407, S. 12; 454, S. 6; 467, S. 20. 
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15 Consideration of changes to accounting for business combina-
tions in full IFRSs (Frage S12) 

15.1 Erläuterung der Fragestellung 

Erneut geht es um die Frage, ob eine Bestimmung des IFRS for SMEs an die full IFRS 

angeglichen werden soll. Konkret geht es um den des IFRS 3 Unternehmenszusam-

menschlüsse. Dieser entstand im Jahr 2008. Jedoch wurde für den IFRS for SMEs 

lediglich die ursprüngliche Fassung von 2004 berücksichtigt, was die Überarbeitung 

als sinnvoll erscheinen lässt. Um das zu verdeutlichen, werden drei wesentliche posi-

tive Aspekte des Vorschlags hervorgehoben.477 

 

15.2 Wirtschaftsprüfer 

27 WP (62,8%) sind für die Umsetzung der Überarbeitung. 12 (27,9%) lehnen die 

Überarbeitung ab. 4 (8,3%) wählen die neutrale Antwort und begründen ihren Schritt. 

Big Four 

Deloitte lehnt die Überarbeitung ab und hebt hervor, dass es zwischen den Versionen 

des IFRS 3 der Jahre 2004 und 2008 durchaus grundlegende Unterschiede gibt. Es 

wird die vollständige Implementierung oder die Nicht-Berücksichtigung der Kriterien 

von 2008 gefordert. Bei der vorgeschlagenen Überarbeitung würde lediglich eine Mix-

tur aus Altem und Neuem herauskommen.478 EY bekräftigt die Forderung der Antwort 

auf die vierte Frage, wonach das IASB einem einheitlichen Grundansatz folgen sollte, 

um darüber zu entscheiden, ob eine Überarbeitung nach Vorbild der full IFRS durch-

geführt werden soll.479 Die Überprüfung nach Einführung eines Standards wird in je-

dem Fall als der richtige Zeitpunkt angesehen diese Entscheidung abzuwägen. Da 

diese noch bevorsteht, ist EY dafür die nächste Überprüfung abzuwarten. KPMG und 

PwC sind für die teilweise Umsetzung der Ansatzkriterien des IFRS 3 (2008), um ein 

für KMUs vertretbares Kosten-Nutzen-Verhältnis zu gewährleisten.480 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

8 der 11 anderen WP-Gesellschaften sind für den Vorschlag. Als eine der Kernforde-

rungen wird die Möglichkeit zur Neubewertung der Lebensdauer des Firmenwerts 

                                                            
477 Vgl. RFI, S. 26 f. 
478 Vgl. 402, S. 7. 
479 Vgl. 428, S. 19. 
480 Vgl. 450, S. 2 und 5; 461, S. 6. 
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identifiziert.481 Von 2 Stellungnahmen wird argumentiert, dass bedingte Gegenleistun-

gen die als potentielle Schulden angesehen werden müssen, mit dem beizulegenden 

Zeitwert zu bewerten sein sollten. Weiter wird es als unerlässlich empfunden den 19. 

Abschnitt des IFRS for SMEs auf dem aktuellen Stand des IFRS 3 zu halten.482 Die 

verbleibenden 3 Stellungnahmen lehnen die Überarbeitung ab und sehen weder einen 

aufklärenden noch einen klarstellenden Mehrwert in dem Vorschlag.483 1 Stellung-

nahme präferiert die bisherige Bewertungsmethode, weil sie einfacher zu handhaben 

sei.484 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

17 (51,5%) der Interessenvertreter sind für die Überarbeitung im Umfang der Haup-

tänderungen von 2008.485 1 Stellungnahme vertritt die Meinung, dass die Regeln für 

alle Unternehmen gelten sollten.486 2 Stellungnahmen verweisen auf die Ausführungen 

zur vierten und sechsten Frage, wonach eine Überarbeitung dann in Betracht gezogen 

werden sollte, wenn die full IFRS signifikant geändert wurden. Gleichzeitig wird auf die 

unvorteilhafte Anwendung des IFRS 3 auf KMUs verwiesen.487 1 Stellungnahme legt 

großen Wert darauf, die Lösungen für mögliche durch den RFI 2012 identifizierte Prob-

leme mit in die Überarbeitung einfließen zu lassen.488 8 Antworten argumentieren ge-

gen den Vorschlag des IASB und 3 Stellungnahmen führen abweichende Antworten 

an, die begründet werden. Die Ablehnung richtet sich in erster Linie gegen die Tendenz 

einer automatisierten Übernahme von Änderungen der full IFRS für den IFRS for 

SMEs.489 Darüber hinaus wird erneut mehrfach die zunehmende Komplexität themati-

siert, die nach manchen Ansichten ein Problem darstellt und vermieden werden soll.490 

1 Stellungnahme führt an, dass die Erwerbsbilanzierung aktuell keine zuverlässige 

Darstellung von NPOs zulässt, und sieht dieses Problem als größtes zu überwinden-

des Hindernis an.491 

 

                                                            
481 Vgl. 449, S. 21. 
482 Vgl. 308_1, S. 20;   
483 Vgl. 416, S. 23. 
484 Vgl. 430, S. 21. 
485 Vgl. 447, S. 27 f.; 452, S. 13 f.; 473, S. 13 f. 
486 Vgl. 485, S. 23. 
487 Vgl. 390_1, S. 21 f.; 418, S. 21. 
488 Vgl. 437, S. 7 f. 
489 Vgl. 335, S. 23 f.; 415, S. 21. 
490 Vgl. 429, S. 30 ff. 
491 Vgl. 464, S. 13. 
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15.3 Standardsetter 

31 (73,8%) Standardsetter sind für die Überarbeitung, 4 Stellungnahmen dagegen und 

5 Stellungnahmen führen eigene Sichtweisen an. Die Mehrheit der Zustimmungen ar-

gumentiert mit der wünschenswerten Konsistenz beider Standards, wobei diverse Ant-

worten auf Antworten vorangegangener Fragen verweisen.492 2 Stellungnahmen er-

kennen in dem Vorschlag kein Verbesserungspotential.493 2 weitere Stellungnahmen 

befürchten sogar einen negativen Kosten-Nutzen-Effekt würde die Überarbeitung um-

gesetzt werden.494 1 neutrale Antwort fordert ein Wahlrecht zwischen beiden Ansät-

zen, da durch die Überarbeitung eine erhöhte Komplexität erwartet wird.495 1 andere 

Stellungnahme fordert das Abwarten der Überprüfung des IFRS 3 nach der Implemen-

tierung.496 

 

15.4 Wissenschaft 

Diese Interessengruppe positioniert sich mit 5 Antworten (71,4%) eindeutig für die 

Überarbeitung. Die Befürworter stimmen überein, dass eine Kosten-Nutzen-Abwä-

gung nicht als Argument gegen die Überarbeitung gelten kann. Demnach kann eine 

Verbesserung nur von den Unternehmen selbst initiiert werden, da die Überarbeitung 

keinen maßgeblichen Einfluss auf die Anwendungsprozedur hat.497 1 Stellungnahme 

lobt den Vorschlag, Akquisitionskosten direkt als Aufwand zu erfassen, und die Abkehr 

von der Komplexität der Anpassung der Buchführung zum Zeitpunkt der Akquisition.498 

2 Stellungnahmen beschwören die Leitfunktion der full IFRS ohne konkrete Begrün-

dungen.499 1 Stellungnahme bevorzugt dennoch die Kaufpreismethode und führt un-

verhältnismäßig hohe Kosten bei der Bewertung zum Fair Value als Argument gegen 

den Vorschlag an.500 

 

                                                            
492 Vgl. 407, S. 13; 417, S. 20; 435, S. 32; 478, S. 3 f.; 496, S. 9; 497, S. 8; 6772, S. 24 f. 
493 Vgl. 357, S. 5; 440_1, S. 20. 
494 Vgl. 459, S. 5; 469, S. 21. 
495 Vgl. 419_1, S. 19 f. 
496 Vgl. 431, S. 29. 
497 Vgl. 471, S. 4. 
498 Vgl. 475, S. 5 f. 
499 Vgl. 472, S. 21; 498, S. 6. 
500 Vgl. 406, S. 22. 
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15.5 Abschlussersteller 

4 von 7 antworten auf die Frage. Davon begründet die Mehrheit (2) den Vorschlag 

zustimmende Stellungnahme die Entscheidung nicht näher. Die einzige für die Über-

arbeitung stimmende Stellungnahme fordert den Ausschluss der Full-Goodwill-Bilan-

zierung.501 Die einzige sich selbst als alternative Antwort einordnende Stellungnahme 

stimmt lediglich dem breit formulierten Teil des Vorschlags zu, welcher der sofortigen 

Berücksichtigung von akquisitionsbedingten Kosten als Aufwand einzuordnen ist.502 

 

15.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

2 von 3 Stellungnahmen sind der Antwort (c) zuzurechnen. Eine die Überarbeitung 

ablehnende Stellungnahme ist von der problemlosen Anwendung der 2004er Rege-

lung überzeugt.503 Eine der alternativen Antworten kritisiert die Frage als irrelevant, da 

sich kleine Unternehmen nur selten an Unternehmenszusammenschlüssen beteili-

gen.504 

 

15.7 Finanzinstitutionen 

Nur 1 Stellungnahme dieser Interessengruppe beantwortet die zwölfte Frage. Nach 

dieser Ansicht ist der Vorschlag des IASB nur bedingt anwendbar. Denn Kreditgenos-

senschaften und ähnliche Organisationen verkörpern üblicherweise zwei voneinander 

unabhängige Institutionen, welche ihre Vermögen und Schulden zusammenführen, 

ohne dafür eine Gegenleistung zu gewähren. Deshalb wird geraten vor der Überarbei-

tung genau zu eruieren, ob und in wie der IFRS 3 auf Kreditgenossenschaften anzu-

wenden sein soll, und Leitlinien zu entwickeln, die Zusammenschlüsse solcher und 

ähnlicher Organisationen nicht strikt als Kauf klassifizieren.505 

 

15.8 Sonstige 

Die verbleibenden Autoren sind sich einig: 100% stimmen für den Vorschlag. 

 

 

 

 

                                                            
501 Vgl. 423, S. 7 f. 
502 Vgl. 332, S. 22 f. 
503 Vgl. 510, S. 7. 
504 Vgl. 405, S. 18. 
505 Vgl. 453, S. 7 f. 
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Abschlussnutzer  

Beide Abschlussnutzer favorisieren gleiche Rechnungslegungsstandards für alle Un-

ternehmen. 1 Stellungnahme empfindet die Verpflichtung zur jährlichen Neubewertung 

als unzumutbaren Mehraufwand.506  

Privatpersonen 

Die Privatperson verweist auf die Antwort der elften Frage und sieht in den full IFRS 

ein etabliertes und in der Praxis gut funktionierendes Leitbild. So sollte nach dieser 

Meinung ein aus Unternehmenszusammenschlüssen resultierender Firmenwert nicht 

als Vermögenswert ausgewiesen werden.507 

 

15.9 Zusammenfassung 

Die Meinungen über den Vorschlag zur Überarbeitung des 19. Abschnitts sprechen 

eine klare Sprache. 70 Stellungnahmen (59,3%) äußern sich direkt für die Überarbei-

tung. 20 (17%) verweigern sich dem Vorschlag des IASB und 10 (8,5%) führen abwei-

chende Ansichten an und begründen diese. Am häufigsten wird die Angleichung an 

die full IFRS vor dem Hintergrund einer einheitlichen Rechnungslegung gefordert. 

 

 
Abbildung 17: Ergebnis Frage S12 

  

                                                            
506 Vgl. 421, S. 4 f. 
507 Vgl. 467, S. 21. 
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16 Presentation of share subscriptions receivable (Frage S13) 

16.1 Erläuterung der Fragestellung 

Gegenstand dieser Frage ist, wie Forderungen, die im Rahmen der Emission von Ei-

genkapitalinstrumenten entstehen, bilanziert werden sollen. Konkret geht es um den 

Zeitpunkt zwischen der Emission und der Verbuchung. Demnach sind Eigenkapitalin-

strumente bilanziell mit dem Eigenkapital zu verrechnen. Einige Parteien geben jedoch 

an, dass diverse nationale Gesetzgeber das Eigenkapital zu diesem Zeitpunkt als emit-

tiert einstufen, womit es als Vermögen auszuweisen ist.508 

 

16.2 Wirtschaftsprüfer 

32 die Frage beantwortende Stellungnahmen sind der zahlenmäßig größten Interes-

sengruppe zuzurechnen. 17 (35,4%) WP sind für die Fortführung der bisherigen Hand-

habung. 5 (10,4%) stimmen für die Aktivierung als Vermögenswert. 11 (22,9%) spre-

chen sich für die Etablierung eines Wahlrechts aus und 10 (20,8%) empfinden keine 

der drei Antwortmöglichkeiten als zielführend und begründen ihre Sichtweisen im Rah-

men abweichender Antworten unter (d) Other. 

Big Four 

KPMG befürwortet die Kategorisierung als Vermögenswert, sofern die formale Defini-

tion eines (finanziellen) Vermögenswerts erfüllt wird.509 PwC unterstützt die Erweite-

rung des 22. Abschnitts um ein Wahlrecht zum Ansatz als Vermögenswert. Von der 

verpflichtenden Anwendung nur einer der Vorgehensweisen wird abgeraten, ohne die 

näher zu begründen.510 Deloitte und EY wählen von den Vorschlägen des IASB ab-

weichende Antworten. Deloitte ist für die Löschung des Paragraphen 22.7 und äußert 

Unverständnis darüber, warum der IFRS for SMEs auf Transaktionen angewendet 

werden soll, für welche die full IFRS nicht gelten.511 Wie Deloitte sieht auch EY Hand-

lungsbedarf begründet in der unterschiedlichen Handhabung nach Paragraph 22.7 

und dem IAS 32. Demnach vertritt EY die Meinung, dass die Behandlung von Verträ-

gen über Eigenkapitalanteile, die in der Zukunft ausgegeben werden von Verträgen 

über Eigenkapitalanteilen, die bereits ausgegeben wurden zu unterscheiden sei. Zur 

                                                            
508 Vgl. RFI, S. 27 f. 
509 Vgl. 461, S. 6. 
510 Vgl. 450, S. 3, 4 und 5. 
511 Vgl. 402, S. 7. 
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Klärung der Frage der bilanziellen Behandlung wird auf das Insolvenzrecht verwie-

sen.512 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Mit 8 Stellungnahmen vertritt die Mehrheit (72,7%) die Auffassung, den Paragraphen 

22 in Zukunft unverändert anzuwenden. Die Anwendung wird durchweg als klar ver-

ständlich und einfach angesehen.513 1 Stellungnahme welche dreifach zu gewichten 

ist, sieht mit dieser Auslegung den Grundgedanken des Standards noch am ehesten 

vertreten.514 1 Antwort befürwortet den Status quo aufgrund der Nähe zum HGB, 1 

andere sieht die Definition eines Vermögenswerts als nicht erfüllt an.515 1 der alterna-

tiven Antworten spricht sich für ein Wahlrecht aus, um Konflikten mit nationalen Ge-

setzen vorzubeugen.516 Die zweite der Antwort (d) zuzurechnende Argumentation 

warnt davor klar definierte Begriffe zu verwässern und fordert die Substanz der Trans-

aktion zum Ansatz und zur Bewertung zu berücksichtigen.517 2 Stellungnahmen brin-

gen eigene Sichtweisen im Rahmen der Antwortmöglichkeit (d) ein.  

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Ein weniger eindeutiges Ergebnis liefern die Antworten der Interessenvertreter. 9 

(27,3%) entscheiden sich für die ablehnende Antwort. Die Begründungen reichen von 

der Ansicht, dass Aktienbezugsrechte durch die Verrechnung mit dem Eigenkapital 

zum Berichtszeitpunkt so am besten dargestellt werden518, bis hin zum Verweis auf 

salvadorianisches Handelsrecht, welches an den IFRS 9 angelehnt entwickelt wurde 

und zu Finanzinstrumenten abweichende Bestimmungen aufweist.519 1 Stellung-

nahme tritt für den Ausweis von Forderungen als Vermögenswerte ein, sofern diese 

die Kriterien eines Finanzinstrumentes erfüllen.520 2 Stellungnahmen führen die sehr 

geringe Anzahl nationaler Gesetze an, welche den Ausweis von Forderungen als Ver-

mögenswerte vorschreiben.521 Zudem gibt jeweils 1 Stellungnahme den zu hohen Auf-

wand anderer Vorgehensweisen und den Unterschied zu Forderungen, die aus dem 

                                                            
512 Vgl. 528, S. 20. 
513 Vgl. 416, S. 24. 
514 Vgl. 425_0, S. 9. 
515 Vgl. 430, S. 23; 403, S. 25. 
516 Vgl. 308_1, S. 22. 
517 Vgl. 449, S. 23. 
518 Vgl. 331, S. 3. 
519 Vgl. 6750_1, S. 22. 
520 Vgl. 335, S. 25. 
521 Vgl. 439, S. 19. 
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üblichen Handelsgeschäft entstehen, an.522 1 Stellungnahme empfiehlt die Anglei-

chung der Kriterien an die US-GAAP.523 1 Stellungnahme verpönt den Vorschlag ge-

radezu. So beschwört die Antwort „economic substance over legal form“524 und hebt 

damit die Inkonsistenz solcher Forderungen mit der Definition eines Vermögenswerts 

hervor. Es kommt also weder zu einem realen Beitrag zum Unternehmen noch zu ei-

nem materiellen Mehrwert für den Finanzier.525 8 Antworten befürworten das Wahl-

recht. Es wird hinterfragt, warum sich das IASB mit dieser Frage befasst, obwohl die 

full IFRS das Thema so nicht aufgreifen.526 Die Mehrheit der Stimmen sieht die natio-

nalen Standardsetter in der Pflicht.527 6 Stellungnahmen wählen eigene Antworten und 

fordern fast einstimmig die ersatzlose Streichung des Paragraphen 22.7.528 Eines der 

verbleibenden vier dem Vorschlag zustimmenden Schriftstücke belegt positive Erfah-

rungen anhand des Verhaltens von KMUs in der eigenen Jurisdiktion bei identischen 

Vorgaben und führt als Begründung die rechtliche Durchsetzbarkeit von Forderungen 

an, welche mit der Ausgabe von Bezugsrechten einhergeht.529 Eine zweite Meinung 

verweist auf die erstrebenswerte Situation im Vereinigten Königreich. Jedoch wird aus-

drücklich darauf gedrängt, dass sich das IASB in seiner Entscheidung nicht von der 

möglichen Gesetzeskonformität beeinflussen lässt. Demnach sind Forderungen aus 

Aktienzeichnungen als Vermögenswert anzusetzen und auf Werthaltigkeit zu prüfen, 

sobald Überfälligkeit eintritt. Weiter ist sich der Stellungnehmende bewusst, dass es 

um eine grundlegende Frage über die Anforderungen des Gesellschaftsrechts geht, 

weswegen auch Abzinsungen thematisiert werden sollten.530  

 

16.3 Standardsetter 

Mit 26 Standardsetter ist die Mehrheit (61,9%) für die Implementierung eines Wahl-

rechts. Als diese Entscheidung vorantreibenden Umstand wird die Notwendigkeit zur 

Anpassung an unterschiedliche Jurisdiktionen umschrieben und werden ver-

pflichtende Erläuterungen zum möglichen Netto- und Bruttoausweis im Anhang gefor-

dert.531 Dennoch sehen viele Stellungnahmen das Recht zur Verrechnung im Vergleich 

                                                            
522 Vgl. 470, S. 20; 483, S. 23 f. 
523 Vgl. 500, S. 7. 
524 463_1, S. 6. 
525 Vgl. 463_1, S. 6. 
526 Vgl. 491, S. 5. 
527 Vgl. 444, S. 23; 491, S. 5; 485, S. 24. 
528 Vgl. 418, S. 23; 434, S. 7; 437, S. 8; 447, S. 30; 592, S. 16. 
529 Vgl. 415, S. 23. 
530 Vgl. 468, S. 22. 
531 Vgl. 431, S. 30 f. 
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zu dem verpflichtenden Ansatz als Vermögenswert als einen für KMUs unentbehrli-

chen Vorteil an. Jedoch sind sie auch der Meinung, dass allgemeine Anforderungen 

für besagte Unternehmen nur sehr schwer formulierbar seien.532 10 (30,3%) entschei-

den sich für von den Vorschlägen abweichende Antworten. 3 sehen vertretbare Mehr-

kosten mit der Änderung der Ansatzkriterien verbunden und fordern das IASB so zu-

mindest indirekt zur Anpassung der Kriterien für Vermögenswerte im 2. Abschnitt 

auf.533 Zudem fordern 2 Standardsetter die Streichung des Paragraphen 22.7, wohin-

gegen 2 dessen Erweiterung befürworten.534 3 Stellungnahmen können den Befürwor-

tern für den Ansatz als Vermögenswert zugerechnet werden, jedoch wird der Zuspruch 

an zwei Kriterien geknüpft.535 4 Antworten befürworten den Status quo und lehnen eine 

Änderung kategorisch ab. Sie argumentieren mit dem Rechnungslegungsgrundsatz 

Substanz über Form und sehen die aktuelle Konstellation mit dieser im Einklang.536 

 

16.4 Wissenschaft 

3 (42,9%) können der neutralen Antwort zugeordnet werden. 1 Sichtweise ist bestrebt 

den verpflichtenden Ausweis als Vermögenswert durchzusetzen. Gleichzeitig soll eine 

eigene Unterkategorie im Eigenkapital geschaffen werden, um noch nicht bezahlte, 

aber bereits emittierte Eigenkapitalinstrumente auszuweisen. Auch wird die ver-

pflichtende Angabe weiterer Details im Anhang befürwortet.537 1 Stellungnahme lehnt 

Änderungen ab. 1 andere befürwortet das Wahlrecht und bezieht sich auf Argentinien, 

wo man den IFRS for SMEs ohne das Wahlrecht im Widerspruch mit nationalem Recht 

sieht.538 

 

16.5 Abschlussersteller 

50% der antwortenden Abschlussersteller lehnen die Vorschläge ab. Das erscheint 

besonders 1 Stellungnahme als gerechtfertigt, da alle Forderungen bei Fälligkeit nicht 

mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit realisierbar sind. So votiert die Orga-

nisation für einen gesonderten Sollposten im Eigenkapital.539 1 Antwort befürwortet 

                                                            
532 Vgl. 496, S. 9. 
533 Vgl. 407, S. 13; 419_1, S. 21 f.; 454, S. 7;  
534 Vgl. 417, S. 22; 435, S. 33; 459, S. 6; 469, S. 23. 
535 Vgl. 478, S. 5; 591, S. 26; 6772, S. 26 f. 
536 Vgl. 497, S. 8 f. 
537 Vgl. 406, S. 23 f.; 475, S. 6. 
538 Vgl. 498, S. 6 f. 
539 Vgl. 332, S. 23 f. 
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den Ausweis als Vermögenswert, sofern die Kriterien eines finanziellen Vermögens-

werts erfüllt sind.540 

 

16.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

50% der Stellungnahmen dieser Interessengruppe antworten nicht auf die dreizehnte 

Frage. 1 Antwort ist gegen die Überarbeitung, 1 neutral antwortende Stellungnahme 

ist für die Bilanzierung als Vermögenswert, sofern die Auszahlung der Geldmittel not-

wendig wird. In allen anderen Fällen soll wie bisher verfahren werden.541 

 

16.7 Finanzinstitutionen 

Nur 1 Stellungnahme (20%) äußert sich zu dieser Frage. Im konkreten Fall unterstützt 

die Stellungnahme den Ausweis von Aktienzeichnungen erst dann, wenn eine Kredit-

genossenschaft das für die Zeichnung benötigte Kapital von ihren Mitgliedern erhalten 

hat.542 Damit kann die Antwort der Ablehnung aller Vorschläge zugerechnet werden. 

 

16.8 Sonstige 

Lediglich 2 Stellungnahmen dieser Interessengruppe beantworten die Frage. 

Abschlussnutzer  

Der einzige antwortende Abschlussnutzer favorisiert das Wahlrecht und vertritt mit der 

geforderten Voraussetzung die gleiche Meinung wie mehrere Standardsetter.543 

Privatpersonen 

Die Privatperson verlangt ein Statement im Vorwort des Standards, welches aussagt, 

dass nationale Gesetze zu jeder Zeit vorrangig zu befolgen sind.544 

 

16.9 Zusammenfassung 

Die Beteiligungsquote bei der Beantwortung dieser Frage liegt bei 97 Stellungnahmen 

(82,2%). Davon befürworten 39 (33,1%) die Erweiterung um das vorgeschlagene 

Wahlrecht zwischen der bisherigen Vorgehensweise und dem Ausweis als Vermö-

                                                            
540 Vgl. 490_1, S. 21. 
541 Vgl. 405, S. 19. 
542 Vgl. 453, S. 8. 
543 Vgl. 421, S. 5; Siehe 15.3. 
544 Vgl. 467, S. 23. 
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genswert. 27 (22,9%) lehnen eine Änderung des Paragraphen 22 ab. 25 (21,2%) brin-

gen eigene Ansichten ein und werden der neutralen Antwort zugerechnet. Lediglich 6 

(5,1%) sind für den ausnahmslosen Ausweis von Aktienoptionen als Vermögenswert.  

 

 
Abbildung 18: Ergebnis Frage S13 

 

Als wesentliches Argument ist zum einen die Inkompatibilität des Vorschlags zum Aus-

weis als Vermögenswert mit der Definition eines solchen zu nennen. Zum anderen 

verstehen manche Organisationen, nicht wieso im IFRS for SMEs Themenfelder er-

fasst werden sollen, die in den full IFRS nicht behandelt werden.545 Es wird mit Abstand 

am häufigsten davor gewarnt, nationale Gesetzgeber in ihrer Freiheit zur Entwicklung 

eigener RL-Standards unbeirrt handeln zu lassen. Das spiegelt sich deutlich im Ergeb-

nis der Frage wider. So ist die Mehrheit mit einem Abstand von 10.2% zur zweitplat-

zierten Meinung bestrebt die internationale Akzeptanz des Standards voranzutrei-

ben.546 

  

                                                            
545 Siehe 16.2. 
546 Siehe 16.2, 16.4 und 16.8. 
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17 Capitalisation of borrowing costs on qualifying assets (Frage 
S14) 

17.1 Erläuterung der Fragestellung 

Bisher werden Fremdkapitalkosten nach Paragraph 25.2 des IFRS for SMEs als Aus-

gaben erfasst. Das IASB führt Kosten-Nutzen-Überlegungen als Grund für diese Vor-

schrift an.547 Dem gegenüber steht der IAS 23, welcher die Aktivierung von unmittelbar 

mit dem Erwerb, dem Bau oder der Herstellung eines qualifizierten Vermögenswerts 

in Verbindung stehenden und anderen Fremdkapitalkosten vorschreibt.548 Somit liegt 

der Gedanke einer weiteren Annäherung an die full IFRS und damit die Überarbeitung 

des 25. Abschnitts auf der Hand. 

 

17.2 Wirtschaftsprüfer 

17 (35,4%) Ablehnungen sind mit den neutralen Antworten zahlenmäßig gleichauf. 9 

(18,8%) setzen sich für den Vorschlag ein. 5 (10,4%) beantworten die Frage nicht. 

Big Four 

Die Big Four spiegeln die Meinung der gesamten Interessengruppe wider. Deloitte und 

KPMG lehnen eine Veränderung ab. Beide WP-Gesellschaften berufen sich dabei auf 

ihre Antworten auf die zehnte Frage und geben deshalb keine gesonderte Begründung 

an.549 EY bezieht sich auf die Antwort zur vierten Frage, wo EY bereits einen einheitli-

chen Ansatz eines Verfahrens zur Integration von Standards der full IFRS forderte. Es 

wird die Angleichung beider Standards unter der Prämisse gefordert, SMEs den An-

satz als Aufwand per Wahlrecht auch in Zukunft zu gestatten.550 Bei PwC sieht man 

das ähnlich und bezieht sich ebenfalls auf eigene Antworten auf frühere Fragen, um 

die Forderung nach einem Wahlrecht zu untermauern.551 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

6 Antworten (54,6%) sind gegen eine Änderung. Nach Ansicht von 4 Stellungnahmen 

würde die Aufnahme weiterer Optionen zu unnötiger Komplexität führen.552 2 Stellung-

nahmen lehnen die durch die Umsetzung des Vorschlags entstehende Inkonsistenz 

mit den full IFRS ab.553 4 Stellungnahmen werden der neutralen Antwort zugerechnet 

                                                            
547 Vgl. RFI, S. 28. 
548 Vgl. FSE: Zusammenfassung der Standards und Interpretationen zur int. Rechnungslegung, S. 1. 
549 Vgl. 402, S. 6; 461, S. 7. 
550 Vgl. 428, S. 21. 
551 Vgl. 450, S. 3 und 5. 
552 Vgl. 416, S. 25; 430, S. 24; 449, S. 24; 487, S. 4. 
553 Vgl. 308_1, S. 23; 462, S. 19. 
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und 1 befürwortet den Vorschlag unter der Voraussetzung, dass SMEs Fremdkapital 

zum Zweck der Anschaffung eines qualifizierten Vermögenswerts ausweisen und die 

Fremdkapitalkosten so vereinfacht aktiviert werden können.554 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

11 Stellungnahmen (33,3%) antworten neutral mittels der Antwort (c). 6 Antworten 

(18,2%) verweisen auf die Fragen 9 und 10 und sprechen sich für ein Wahlrecht aus.555 

1 Organisation fordert die Separation dieser Möglichkeit durch einen eigenen Ab-

schnitt.556 1 Stellungnahme bezweifelt den Nutzen der verpflichtenden Aktivierung von 

Fremdkapitalkosten, da dieser Meinung nach vor allem Cashflows im Interesse der 

Stakeholder vom SMEs stehen. Die Überarbeitung würde hingegen die Liquidität und 

die Kapitalressourcen eines Unternehmens sichtbar machen. Nach dieser Meinung 

würden sich Unternehmen mit ausreichend Kapitalreserven beispielsweise kein 

Fremdkapital beschaffen. Außerdem lässt sich auch mit dieser Maßnahme keine ver-

besserte Aussage darüber treffen, ob ein Unternehmen seine Schulden tilgen kann 

oder nicht.557 9 (27,3%) lehnen den Vorschlag vorwiegend mangels Notwendigkeit 

ab.558 Auch die Kosten-Nutzen-Überlegungen von 2009 werden erneut zur Argumen-

tation aufgegriffen. 1 Stellungnahme kritisiert die bisher ausgebliebene Evaluierung 

der zwei Ansätze mittels Stärken-Schwächen-Analyse.559 1 Stellungnahme lehnt die 

Überarbeitung aufgrund des seit seiner Einführung unveränderten Standards ab, 2 

weitere lehnen jede zusätzliche Reglementierung ab.560 Die 8 zustimmenden Antwor-

ten bringen nur wenige neue Sichtweisen ein. 1 Stellungnahme begrüßt es die finan-

zielle Realisierbarkeit von Projekten gegenüber potentiellen Kreditgebern besser dar-

legen zu können.561 1 Stellungnahme stimmt dem Vorschlag zu, sofern die Fremdka-

pitalkosten verlässlich ermittelt werden können.562 1 Sichtweise fordert ein vereinfach-

tes Modell oder Erleichterungen, um die Bewertung durchzuführen.563  

 

                                                            
554 Vgl. 403, S. 26. 
555 Vgl. 390_1, S. 24; 415, S. 24; 418_1, S. 24; 447, S. 31; 473, S. 15; 491, S. 5. 
556 Vgl. 468, S. 23. 
557 Vgl. 500, S. 7. 
558 Vgl. 331, S. 3. 
559 Vgl. 335, S. 26. 
560 Vgl. 437, S. 8; 439, S. 20; 592, S. 17. 
561 Vgl. 413, S. 25. 
562 Vgl. 452, S. 16. 
563 Vgl. 483, S. 24 f. 
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17.3 Standardsetter 

Die Antworten der standardsetzenden Institutionen für und gegen den Vorschlag fallen 

denkbar eindeutig aus. Es stimmen 29 (43,9%) der Stellungnahmen für den Vorschlag 

des IASB und nur 3 (4,5%) dagegen. Auch sind die neutral antwortenden Stellungnah-

men zum Großteil der Zustimmung zum Vorschlag zuzurechnen, womit die Mehrheit 

der Standardsetter eindeutig für die Überarbeitung ist. Die breite Zustimmung begrün-

det sich im Wunsch nach der Annäherung an die full IFRS und deren Rahmenkon-

zept.564 Wie schon bei der Beantwortung der sechsten und achten Frage gibt 1 Stel-

lungnahme, welche 24 Stimmen entspricht, eine Doppelantwort ab.565 24 Stellungnah-

men sehen in dem Vorschlag zur verpflichtenden Aktivierung überdies die angemes-

sene Darstellung der Bedeutung der dieser zugrundeliegenden wirtschaftlichen Trans-

aktion.566 2 Ablehnungen und 1 Zustimmung beziehen sich auf ihre Antworten der Fra-

gen 9 und 10 und antworten nur teilweise erneut.567 1 Stellungnahme argumentiert mit 

der estnischen Vorgehensweise, die im Zuge der Reform nationaler Rechnungsle-

gungsvorschriften bewusst auf einen Ansatz von Fremdkapitalkosten verzichtete, da 

diese für SMEs oft eine untergeordnete Rolle spielen und deren Ansatz Fehler provo-

ziert.568 Insgesamt votieren 6 der neutralen Stellungnahmen für ein Wahlrecht mit zwei 

oder mehreren Varianten.569 Nur 1 Stellungnahme schließt ein Wahlrecht explizit 

aus.570 

 

17.4 Wissenschaft 

Die wissenschaftlich motivierten Stellungnahmen weisen ein Patt auf. 2 sind gegen 

eine Überarbeitung, wobei sich 1 Stellungnahme auf die Antworten der Fragen 9 und 

10 bezieht.571 Für die andere Stellungnahme übersteigen die Kosten des Vorschlags 

dessen Nutzen.572 2 für die Aktivierungspflicht von Fremdkapitalkosten qualifizierter 

Vermögenswerte argumentierende Antworten befürworten die Konsistenz mit den full 

                                                            
564 Vgl. 357, S. 5 f.; 496, S. 9 f.; 497, S. 9. 
565 Siehe 9.3 und 12.3. 
566 Vgl. 496, S. 9 f. 
567 Vgl. 407, S. 14; 478, S. 5; 591, S. 27. 
568 Vgl. 469, S. 24. 
569 Vgl. 417, S. 23; 419_1, S. 22; 431, S. 32; 440_1, S. 23; 442, S. 7; 454, S. 7. 
570 Vgl. 4772, S. 28 f. 
571 Vgl. 406, S. 25. 
572 Vgl. 472, S. 24. 
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IFRS.573 Die verbleibenden 2 Stellungnahmen verweisen auf ihre Antworten der Frage 

10 und fordern ein Wahlrecht.574  

  

17.5 Abschlussersteller 

3 der antwortenden Stellungnahmen (4) sind dem neutralen Standpunkt zuzurechnen. 

Das Interesse richtet sich dabei erneut auf die Einführung eines Wahlrechts. Zum ei-

nen soll damit die aus Sicht von beiden Stellungnahmen notwendige Flexibilität zur 

weltweiten Anwendung gewährleistet werden.575 1 Stellungnahme verweist kritisch auf 

die Überarbeitung des IAS 23 im Jahr 2007 und fordert den IASB unter Bezug auf die 

Ansichten der sich im Vereinigten Königreich gerade neu ausrichtenden Rechnungs-

legungsstandards zur Rückkehr zur alten Regelung auf.576 1 Stellungnahme sieht An-

wender der full IFRS im Vorteil, sollte das Wahlrecht nicht gestattet werden.577 1 lehnt 

Änderungen ab. 

 

17.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

2 (66,7%) bringen neutrale Argumente ein. 1 davon spricht vom Eindruck eines Zwei-

Klassen-Systems, welcher durch die exzessive Argumentation zugunsten von Kosten-

Nutzen-Abwägungen entsteht.578 Einen zielführenden Lösungsvorschlag liefert die 

Stellungnahme jedoch nicht. 1 Stellungnahme ist für den verpflichtenden Ansatz von 

Fremdkapitalkosten in der Bilanz und 1 weitere Stellungnahme antwortet nicht auf die 

Frage. 

 

17.7 Finanzinstitutionen 

Nur 1 Finanzinstitution beantwortet die Frage (20%). Die Stellungnahme spricht sich 

aus bereits von anderen Interessengruppen genannten Gründen gegen die Moderni-

sierung aus.579 

 

17.8 Sonstige 

Die sonstigen Stellungnahmen lehnen den Vorschlag einstimmig ab. 

                                                            
573 Vgl. 475, S. 6; 498, S. 7. 
574 Vgl. 471, S. 4. 
575 Vgl. 489, S. 19. 
576 Vgl. 490_1, S. 22 f. 
577 Vgl. 423, S. 8. 
578 Vgl. 405, S. 20. 
579 Siehe 16.2; Vgl. 453, S. 14. 
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Abschlussnutzer  

Nach eigenen Angaben diskutierte ein den Vorschlag ablehnender Abschlussbenutzer 

im Zuge von öffentlichen Überlegungen bereits im Juni 2008 einen Vorschlag zur Lö-

sung dieser Frage. Der Vorschlag definiert Kriterien zur Neutralisierung des Einflusses 

von aktivierten Fremdkapitalkosten auf Verbindlichkeiten.580 

Privatpersonen 

Die Privatperson unterstellt Financiers das größte Interesse an der Art des Ausweises 

von Fremdkapitalkosten und plädiert aus diesem Grund für den bisherigen konserva-

tiven Ansatz.581 

 

17.9 Zusammenfassung 

Neben der Einbeziehung früherer Überlegungen zum Entstehungsprozess der Fas-

sung des IFRS für SMEs aus dem Jahr 2009 greifen gleich mehrere Stellungnahmen 

Antworten auf andere Fragen des Fragebogens auf um ihre Ansichten zu verdeutli-

chen.582 57 (39,3%) formulieren neutrale Antworten, die weder eindeutig der Zustim-

mung noch der Ablehnung zugerechnet werden können. 

 

 
Abbildung 19: Ergebnis Frage S14 

 

                                                            
580 Vgl. 373, S. 25 f. 
581 Vgl. 467, S. 24. 
582 Siehe 17.2 und 16.3. 
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Als Kernforderung dieser Stellungnahmen lässt sich die Ausbildung eines Wahlrechts 

identifizieren, wonach Unternehmen zwischen mindestens zwei Modellen wählen kön-

nen sollten.583 41 (28,3%) befürworten den Vorschlag der Aktivierungspflicht von 

Fremdkapitalkosten, die qualifizierten Vermögenswerten direkt zugerechnet werden 

können. Als am häufigsten genanntes Argument ist die Annäherung an die full IFRS 

zu nennen, jedoch werden auch die verbesserte Möglichkeit zur Ableitung der Liquidi-

tät und die angemessene Würdigung der zugrundeliegenden Transaktion angeführt.584 

Die übrigen 27 (18,6%) lehnen den Vorschlag überwiegend vor dem Hintergrund ab, 

die Steigerung der Komplexität des Regelwerks vermeiden zu wollen. 

  

                                                            
583 Siehe 17.3. 
584 Siehe 17.2 und 17.3. 
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18 Presentation of actuarial gains or losses (Frage S15) 

18.1 Erläuterung der Fragestellung 

Abschnitt 28 Leistungen an Arbeitnehmer orientiert sich an der Fassung des IAS 19 

vor dessen Überarbeitung 2011. Nach dieser Fassung erlaubt der IFRS for SMEs bis-

her den Ansatz von versicherungsmathematischen Gewinnen oder Verlusten in Form 

eines Wahlrechts entweder als sonstiges Ergebnis oder als Gewinn bzw. Verlust.585 

Nicht zuletzt Überlegungen zur Steigerung der Vergleichbarkeit führen auch bei die-

sem Abschnitt zur aufkeimenden Debatte darüber, ob der Standard an die full IFRS 

angeglichen werden soll oder nicht. 

 

18.2 Wirtschaftsprüfer 

30 Stellungnahmen (62,5%) sind für den Vorschlag. Jeweils 6 Antworten lehnen eine 

Veränderung ab und antworten neutral bzw. zumindest abweichend von den vorgege-

benen Antwortmöglichkeiten. 

Big Four 

Die Verteilung der Antworten der gesamten Gruppe der Wirtschaftsprüfer spiegelt sich 

auch bei den Big Four wider. Deloitte stimmt gegen eine Änderung. Die alte Regelung 

wird als deutlich einfacher und nicht verzerrt angesehen, somit müssen nach dieser 

Meinung keine aufwendigen Wertbereinigungen stattfinden.586 KPMG und PwC äu-

ßern sich dem Vorschlag zustimmend. Dabei widerspricht PwC direkt dem Argument 

von Deloitte und versteht den Vorschlag des IASB als die einfachere Lösung.587 KPMG 

pflichtet dieser Meinung bei, ohne andere Argumente einzubringen.588 EY verfasst eine 

umfassende neutrale Antwort und wiederholt dabei die Forderung der Antwort auf die 

vierte Frage nach einem standardisierten Implementationsprozess von Änderungen 

der full IFRS. EY führt außerdem an, dass die Änderungen der Überarbeitung des IAS 

19 weit über das bloße Entfernen des Wahlrechts hinausgingen. Demnach wurde die 

Frage vom IASB nur unzureichend formuliert, weswegen man bei EY der Ansicht ist 

keine Veränderungen vorzunehmen, bevor der grundlegende Umgang mit Überarbei-

tungen der full IFRS beschlossen wurde.589  

 

                                                            
585 Vgl. RFI, S. 29. 
586 Vgl. 402, S. 7 f. 
587 Vgl. 450, S. 2 und 5. 
588 Vgl. 461, S. 7. 
589 Vgl. 528, S. 22 f. 
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Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Der Trend setzt sich auch in dieser Untergruppe fort. Erneut stimmt mit 7 Stellungnah-

men die große Mehrheit für das Wahlrecht. Mit der Gewichtung von 4 Stellungnahmen 

steht der Wunsch, den Ausweis durch Umrechnung generierter Gewinne zu unterbin-

den, im Vordergrund, jedoch spielt auch der Konsistenzgedanke mit den full IFRS eine 

Rolle.590 1 Stellungnahme ist gegen den Vorschlag, um die Einfachheit und Verständ-

lichkeit der Jahresabschlüsse zu fördern.591 1 der neutralen Antwort zuzurechnende 

Stellungnahme kritisiert, dass mit dem Vorschlag keine klare Definition des sonstigen 

Ergebnisses geliefert wurde.592 2 Stellungnahmen beantworten die Frage nicht. 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

21 (63,6%) befürworten den Vorschlag des IASB nahezu uneingeschränkt, greifen die 

im RFI genannte Möglichkeit der Streichung des Wahlrechts als einfachste Lösung auf 

und sprechen sich dafür aus.593 Die bessere Vergleichbarkeit bei gleichzeitiger Ver-

einfachung des Standards steht bei der Argumentation im Mittelpunkt. Mehrere Stel-

lungnahmen hinterfragen die Praxisrelevanz des Wahlrechts, indem sie die mangelnde 

Bereitschaft von SMEs monieren versicherungsmathematische Gewinne bzw. Ver-

luste freiwillig periodengenau zu erfassen. Dieses Vorgehen verursacht eine übermä-

ßige Volatilität der Einnahmen und wird aus Glättungsgründen meist vermieden.594 4 

(12,1%) antworten neutral. Dabei spricht sich 1 Stellungnahme für den erfolgswirksa-

men Ansatz versicherungsmathematischer Gewinne und Verluste aus.595 1 Stellung-

nahme bezieht sich auf die Antworten zu drei vorangegangenen Fragen, wonach zu-

erst das Ergebnis der Überprüfung des IAS 19 abgewartet werden sollte.596 13,8% 

wollen den 28. Abschnitt aufgrund seiner mangelnden Bedeutung für SMEs nicht ver-

ändern, wobei 1 Antwort auf die zwanzigste Frage verweist.597 Weitere 6 Stellungnah-

men antworten nicht auf diese Frage. 

 

18.3 Standardsetter 

35 (83,3%) sind für die Überarbeitung gemäß dem Vorschlag. 31 dieser Stellungnah-

men pflichten dem Argument der Verbesserung der Vergleichbarkeit der Abschlüsse 

                                                            
590 Vgl. 425_0, S. 10; 308_1, S. 24 und 462, S. 20. 
591 Vgl. 416, S. 26. 
592 Vgl. 449, S. 25. 
593 Vgl. 331, S. 4; 335, S. 28; 410, S. 18; 418_1, S. 25; 434, S. 8; 447, S. 33; 452, S. 16; 483, S. 26. 
594 Vgl. 335, S. 28; 390, S. 26. 
595 Vgl. 470, S. 22. 
596 Vgl. 437, S. 9. 
597 Vgl. 439, S. 21. 
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bei.598 1 Stellungnahme empfindet eine komplexere Regel dieses Standards als des-

sen Pendant in den full IFRS als nicht angebracht für ein vereinfachtes Regelwerk.599 

1 Stellungnahme kritisiert neben diesen Ansichten Wahlrechte prinzipiell als kostenin-

tensiv.600 Nur 3 Stellungnahmen stimmen nicht zu. 2 lehnen eine Veränderung auf-

grund mangelnder Relevanz ab.601 Die verbleibende Stimme antwortet neutral und for-

dert die Einführung eines Haftungsansatzes, angelehnt an den 21. Abschnitt.602 

 

18.4 Wissenschaft 

4 (57,1%) der Stellungnahmen befürworten den Vorschlag des Ausweises als sonsti-

ges Ergebnis. 2 Organisationen erhoffen sich eine deutliche Kostenersparnis für Er-

steller und ein Mehrwert für Nutzer der Abschlüsse.603 1 Stellungnahme lehnt die Über-

arbeitung ab und führt an, dass versicherungsmathematische Gewinne oder Verluste 

klar den Definitionen von Gewinnen und Verlusten des zweiten Abschnitt erfüllen. Aus 

diesem Grund erscheint die fünfzehnte Frage überflüssig.604 1 neutrale Antwort greift 

den Wortlaut des Paragraphen 5.4 (b) auf der genau drei Fälle kennt, welche zum 

Ansatz eines sonstigen Ergebnisses führen. Demnach ist es nicht nachvollziehbar, 

wieso das IASB die Zwei-Klassen-Erfassung überhaupt eingeführte. Die Schwächung 

der Abschlüsse wird unterstellt.605 

  

18.5 Abschlussersteller 

Nur 3 von 7 Stellungnahmen beantworten die Frage. 2 Antworten stimmen dem Vor-

schlag zu, 1 kann der Ablehnung zugerechnet werden. 1 zustimmende Stellungnahme 

empfiehlt die Streichung der Ansatzoption als Gewinn bzw. Verlust aufgrund von sehr 

wenigen Unternehmen, die sich für diese Methode entscheiden.606 1 Stellungnahme 

                                                            
598 Vgl. 357, S. 6; 407, S. 14; 417, S. 24; 431, S. 33 f.; 435, S. 36 f.; 478, S. 5 f.; 496, S. 10; 497, S. 9 

f. 
599 Vgl. 454, S. 7 f. 
600 Vgl. 591, S. 28. 
601 Vgl. 469, S. 25; 440_1, S. 24. 
602 Vgl. 419_1, S. 24. 
603 Vgl. 471, S. 5. 
604 Vgl. 475, S. 6 f. 
605 Vgl. 406, S. 26 f. 
606 Vgl. 332, S. 26 f. 
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befürwortet die Überarbeitung, da keine zusätzlichen Kosten entstehen und eine ver-

besserte Vergleichbarkeit der Abschlussinformationen erwartet wird.607 Die einzige ab-

lehnende Antwort widerspricht dieser Ansicht und verweigert die Zustimmung, da der 

erhoffte Vorteil die potentiellen Mehrkosten nicht rechtfertige.608 

 

18.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

75% der Stellungnahmen stimmen dem Vorschlag zu und sehen in der Vereinfachung 

des IAS 19 auch den richtigen Weg für den IFRS for SMEs. Darüber hinaus kann die-

ser Schritt auch als technische Verbesserung gewertet werden.609 Der Ansatz versi-

cherungsmathematischer Gewinne und Verluste als sonstiges Ergebnis kommt nach 

einer Meinung dem Nutzer zugute, indem er ihre Identifizierung erleichtert, die Volati-

lität des ausgewiesenen Ergebnisses reduziert und dessen Verständnis verbessert.610 

Auch hier befürwortet 1 Stellungnahme die verbesserte Vergleichbarkeit.611 

 

18.7 Finanzinstitutionen 

Nur 1 Stellungnahme beantwortet diese Frage. Da sie von zwei Organisationen ge-

meinsam verfasst wurde, ist sie doppelt zu werten. Es werden keine neuen Argumente 

für die Zustimmung eingebracht und die Verfasser insistieren nur das Wahlrecht abzu-

schaffen sowie alle anderen Veränderungen aus der Überarbeitung des IAS 19 nicht 

unverändert zu übernehmen. Jedoch wird die Meinung vertreten, dass die sonstigen 

Änderungen des IAS 19 den 28. Abschnitt ebenfalls tangieren und Letzterer bei dieser 

Gelegenheit um unklare Sachverhalte bereinigt werden sollte.612 

 

18.8 Sonstige 

100% der Antworten sind für den Vorschlag. 

Abschlussnutzer  

Wie fast alle anderen Interessengruppen wird auch von 1 Abschlussnutzer die verbes-

serte Vergleichbarkeit ohne nennenswerte Nachteile hervorgehoben.613 1 Antwort ver-

weist auf die Beantwortung der vierzehnten Frage. Dort wurde bereits auf eine eigene 

                                                            
607 Vgl. 490_1, S. 23. 
608 Vgl. 423, S. 8. 
609 Vgl. 405, S. 21. 
610 Vgl. 354, S. 8. 
611 Vgl. 510, S. 9. 
612 Vgl. 445, S. 1. 
613 Vgl. 421, S. 5. 



 

132 
 

Veröffentlichung hingewiesen, die auch die Ansicht zur fünfzehnten Frage widerspie-

gelt.614 Als wesentliches Anliegen wird zudem die Überarbeitung der Bilanzierung von 

Rentenverpflichtungen genannt.615  

Privatpersonen 

Die einzige Stellungnahme erkennt mit dem Vorschlag die Tatsache von nicht reali-

sierten Gewinnen und Verlusten als gegeben an und äußert sich dazu mit ihren allge-

meinen Ansichten zu diesem Thema im Rahmen der Frage 20.616 

 

18.9 Zusammenfassung 

Die Auswertung der Antworten auf die fünfzehnte Frage liefert das eindeutigste 

Ergebnis des SME-spezifischen Teils des Fragebogens.  

 

 
Abbildung 20: Ergebnis Frage S15 

 

81,3% sehen die Zukunft in der Erfassung versicherungsmathematischer Gewinne und 

Verluste als sonstiges Ergebnis. Ein in der Anwendung unkomplizierter Standard steht 

im zentralen Interesse der antwortenden Organisationen. Manche Stimmen berufen 

sich auf den Wunsch der Angleichung an die full IFRS, andere begrüßen den Mehrwert 

in Form einer besseren Vergleichbarkeit ohne zusätzliche Kosten für 

                                                            
614 Siehe 17.8. 
615 Vgl. 373, S. 27. 
616 Vgl. 467, S. 25. 
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Abschlussersteller. Die ablehnenden Stellungnahmen empfinden die Frage als 

überflüssig und nicht praxisrelevant. Von den wenigen neutralen Antworten ist eine 

hervorzuheben, welche eine klare Definition des sonstigen Ergebnisses verlangt.617 

  

                                                            
617 Siehe 18.2. 
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19 Approach for accounting for deferred income taxes (Frage S16) 

19.1 Erläuterung der Fragestellung 

Dem Motiv des RFI 2012 folgend befasst sich die sechzehnte Frage mit den Wünschen 

und Ansichten der Anwender. Konkret stellt das IASB zur Debatte, ob latente Ertrag-

steuern für SMEs weiterhin nach dem Vorbild der full IFRS ansatzpflichtig sein sollen 

und ob die Temporary-Difference-Methode zu diesem Zweck angemessen ist. Bislang 

sind dem IASB Stimmen dafür, dagegen, aber auch davon abweichende Ansichten 

bekannt.618 Das Ziel dieser Frage ist somit die Ermittlung einer aus Anwendersicht 

wünschenswerten Lösung zur Frage, ob und wie latente Ertragsteuern angesetzt wer-

den sollen.  

 

19.2 Wirtschaftsprüfer 

46,5% sind davon überzeugt, dass die bestehende Handhabung beibehalten werden 

sollte. 4,7% finden den Ansatz latenter Ertragsteuern weiterhin förderlich, bevorzugen 

jedoch den Wechsel zur Timing-Difference-Methode. 2,3% sprechen sich für den An-

satz mittels der sogenannten Liability-Methode aus. 27,9% lehnen den Ansatz von la-

tenten Ertragsteuern prinzipiell ab. 18,6% antworten neutral und führen ergänzende 

Ansichten an. 

Big Four 

Deloitte und PwC lehnen den Ansatz latenter Ertragssteuern für SMEs grundsätzlich 

ab. Die Forderung wird durch die Einfachheit des Systems der Steuerschuld selbst 

genährt. Die Möglichkeit einer auf SMEs zugeschnittenen Variante ist aus Sicht von 

Deloitte zwar möglich, doch wird die verpflichtende Offenlegung der effektiven Steuer-

quote im Jahresvergleich als wirksameres Instrument angesehen.619 PwC führt ergän-

zend an, wenn der Vorschlag nicht übernommen wird, sollte die vollständige Anglei-

chung des 29. Abschnitts an den IAS 12 erfolgen sollte.620 KPMG stimmt der umfas-

senden Anpassung an die full IFRS zu.621 EY folgt einer von den Antwortmöglichkeiten 

abweichenden Argumentation. So ist EY derselben Ansicht wie KPMG und befürwortet 

                                                            
618 Vgl. RFI, S. 30. 
619 Vgl. 402, S. 8. 
620 Vgl. 450, S. 3. 
621 Vgl. 461, S. 7. 
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die Temporary-Difference-Methode, fordert jedoch noch ausdrücklicherer deren Har-

monisierung mit dem IAS 12. Insbesondere geht es um die Reduktion der Regelungs-

tiefe.622 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

6 weitere WP-Gesellschaften (54,5%) teilen die Ansichten von KPMG und PwC. Die 

einschlägige Meinung verlangt eine Vereinfachung des Abschnitts.623 1 Stellung-

nahme kritisiert die Unverständlichkeit der Ansatzregeln und fordert deren Vereinfa-

chung.624 1 Meinung bescheinigt einen geringen Unterschied zwischen den zur De-

batte stehenden Bewertungsmethoden. Bevorzugt wird die Temporary-Difference-Me-

thode aufgrund ihrer Plausibilität bei der Darstellung zukünftiger steuerlicher Auswir-

kungen.625 4 Stellungnahmen verlangen ein Wahlrecht zwischen dem 29. Abschnitt 

und der jeweiligen zuständigen Gesetzgebung einzuführen.626 1 Antwort ist gegen den 

Ansatz von latenten Ertragsteuern und argumentiert am Beispiel der USA. Die Verei-

nigten Staaten haben eine hohe Anzahl an SMEs, die nur als sogenannte Durchlauf-

gesellschaften dienen. Solche Gesellschaften haben keine latenten Ertragssteuern. 

Auch ist der antwortenden Institution kein Problem ausländischer Gesellschaften mit 

dieser Thematik bekannt, was die Antwort zunächst nicht durchdacht erscheinen lässt. 

Weiter argumentiert die Stellungnahme, das Prinzip latenter Ertragsteuern würde nicht 

von allen Nutzern von Jahresabschlüssen verstanden. Aus diesem Grund solle das 

IASB für den Ansatz Grundprinzipien der gegenwärtigen Ertragsteuer anwenden.627 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

13 Meinungen (39,4%) sehen in der Ansatzpflicht den bestmöglichen Umgang mit la-

tenten Ertragsteuern. Zum einen wird die Temporary-Difference-Methode als etabliert 

angesehen, zum anderen sehen 9 (27,3%) keinen logischen Grund dafür auf eine an-

dere Methode zu wechseln.628 6 (18,2%) befürworten die Gleichbehandlung mit den 

full IFRS.629 Ebenfalls 9 sprechen sich für die Abschaffung des Ansatzes der latenten 

Ertragsteuer aus und 6 äußern zudem Bedenken. Die Bewertung wird als äußerst 

komplex und fehleranfällig angesehen und der Nutzen für Abschlussbenutzer in Frage 

                                                            
622 Vgl. 528, S. 23 f. 
623 Vgl. 308_1, S. 26; 403, S. 28 f.; 430, S. 27; 462, S. 21. 
624 Vgl. 416, S. 27 f. 
625 Vgl. 449, S. 27. 
626 Vgl. 425_0, S. 10 f. 
627 Vgl. 487, S. 4. 
628 Vgl. 331, S. 4; 335, S. 30; 390_1, S. 27; 437, S. 9; 439, S. 22; 470, S. 23; 483, S. 27 f.; 6750_1, S. 

26. 
629 Vgl. 428_1, S. 17; 439, S. 22; 447, S. 35; 473, S. 17; 6750_1, S. 26; 494, S. 27. 
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gestellt.630 1 Stellungnahme fordert insbesondere die Streichung von Fallback-Optio-

nen.631 1 Stellungnahme erkennt das Bestreben von EFRAG und dem UK-Stan-

dardsetter nach alternativen Vorgehen unter Einbeziehung von zukünftigen Cash-

flows. Jedoch sieht man den IASB vor allem in der Pflicht, die Komplexität zu reduzie-

ren, da der Ansatz von EFRAG und UK bei Abschlussbenutzern auf wenig Interesse 

stößt.632 10,7% antworten neutral. Auch hier werden überwiegend die Reduzierung der 

Komplexität und die Erhöhung der Vergleichbarkeit gefordert.633 1 Stellungnahme for-

dert, wie auch schon im Rahmen der Frage zu Paragraph 8, die Etablierung eines 

Kriterienkataloges zur Interaktion mit den full IFRS. 2 Stellungnahmen sprechen sich 

zudem für das Flow-Through-Prinzip aus.634 7,1% favorisieren die Antwort (b) und da-

mit den Wechsel der Bewertungsmethode. 3,6% können dem Zuspruch zur Haftungs-

methode zugeordnet werden. 

 

19.3 Standardsetter 

37 (88,1%) wollen den Ansatz latenter Ertragsteuern unter Verwendung der Tempo-

rary-Difference-Methode. 23 Stellungnahmen sind für den unveränderten Fortbestand 

der Ansatzpflicht. Die Vergleichbarkeit von SMEs mit börsennotierten Unternehmen 

steht im Vordergrund des Interesses. 2 Antworten unterstellen der Temporary-Diffe-

rence-Methode die besten Informationen zu liefern und als einzige zur Wahl stehende 

Methode die im 2. Abschnitt definierten Ziele des Standards zu erreichen.635 1 Stel-

lungnahme verweist auf die Antworten zur neunten und zehnten Frage, wonach die 

Frage nicht nachvollziehbar ist, da sie auf die Neubewertung einer früheren Entschei-

dung abzielt.636 1 Stellungnahme fordert die Abkehr von der Gleichbehandlung nicht 

diskontierter latenter Steuern der IFRS for SMEs und der full IFRS.637 1 Stellungnahme 

verweist auf die nationale Gesetzgebung in Südafrika, nach welcher der IAS 12 bereits 

seit dem Jahr 2000 verpflichtend anzuwenden ist. Aufgrund der damit einhergehenden 

                                                            
630 Vgl. 410_1, S. 19 f.; 413, S. 27 f.; 415, S. 27; 434, S. 8; 452, S. 17 f.; 500, S. 8. 
631 Vgl. 491, S. 6. 
632 Vgl. 418_1, S. 27 f. 
633 Vgl. 429, S. 39 f.; 592, S. 19. 
634 Vgl. 418_1, S. 27 f.; 468, S. 25.  
635 Vgl. 497, S. 10. 
636 Vgl. 407, S. 11, 12 und 15. 
637 Vgl. 419, S. 25. 
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Anwendungssicherheit wird vorgeschlagen den 29. Abschnitt am IAS 12 zu orientie-

ren.638 1 Antwort führt das Kosten-Nutzen-Argument an, wonach der Nutzen die Kos-

ten dieser Methode deutlich übersteigt.639 2 (4,8%) empfinden die Ansatzpflicht als 

eine ungerechtfertigt hohe Belastung für SMEs.640 Ebenfalls 2 sehen in der bestehen-

den Ansatzpflicht eine für den Zeitpunkt des RFI angemessene Lösung, fordern den 

IASB aber dazu auf eine Studie zu initiieren, die ein Konzept für einen kostenschonen-

den Umgang mit Ertragsteuern von SMEs erforschen soll.641 

 

19.4 Wissenschaft 

50% antworten neutral. 2 (28,6%) fordern ein Wahlrecht, nach welchem SMEs den 

Ansatz von latenten Ertragsteuern unterlassen oder die Temporary-Difference-Me-

thode nutzen können.642 1 Ansicht spiegelt die von WP-Gesellschaften bereits einge-

brachte Meinung wider nur aktuelle Steuerschulden auszuweisen. Um einer notwen-

digen Periodenabgrenzung Rechnung zu tragen, sollte die Steuerschuld als Quotient 

aus dem EBIT und dem anzuwendenden Steuersatz berechnet werden. Ein Beispiel 

wurde beigefügt.643 2 entscheiden sich für den Status quo. 16,7% verweisen auf die 

Frage 15 und regen an das sonstige Ergebnis abzuschaffen. Die Stellungnahme führt 

an, dass der Ansatz von latenten Steuern damit immens vereinfacht würde, und emp-

fiehlt die Umsetzung der Antwortmöglichkeit (b) Timing-Difference-Methode.644 

  

19.5 Abschlussersteller 

3 (50%) der auf die Frage antwortenden Stellungnahmen sind für den Erhalt der An-

satz- und Bewertungspflicht. Erneut wird die Ansicht vertreten, dass ein gut funktionie-

rendes Regelwerkt ohne eine fundierte Fehlentwicklung nicht verändert werden sollte. 

Zudem bietet die Liability-Methode zu viel Spielraum für abweichende Darstellun-

gen.645 1 Antwort lehnt die Ansatzpflicht zur Gänze ab. Insbesondere kleine Unterneh-

men sind demnach aufgrund knapper Ressourcen als schützenswert einzustufen und 

von der Last des Ansatzes latenter Ertragsteuern zu befreien.646 Ebenfalls 1 Antwort 

                                                            
638 Vgl. 440_1, S. 26. 
639 Vgl. 459, S. 7. 
640 Vgl. 417, S. 26; 469, S. 27.  
641 Vgl. 591, S. 29 f. 
642 Vgl. 471, S. 5. 
643 Vgl. 475, S. 7. 
644 Vgl. 406, S. 28. 
645 Vgl. 332, S. 28 f. 
646 Vgl. 423, S. 8 f. 
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verfasst die Stellungnahme neutral und verlangt zur finalen Entscheidungsfindung 

mehr Details vom IASB über die zur Wahl stehenden Optionen.647 

 

19.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

Ein Drittel der Regulatoren beantwortet die Frage. 1 Stellungnahme präferiert die Ti-

ming-Difference-Methode, da alle anderen Möglichkeiten nach der Ausschlussme-

thode nicht in Frage kommen. Demnach ist die temporäre Timing-Difference-Methode 

zu komplex für SMEs und die Liability-Methode kann dem Anspruch des Ausweises 

der tatsächlichen Gegebenheiten nicht immer gerecht werden.648 1 Stellungnahme 

lehnt die Änderung im Rahmen der Antwortmöglichkeit (e) nicht grundsätzlich ab. Viel-

mehr sieht diese die Komplexität von latenten Steuern ebenfalls als Problem an, er-

kennt jedoch, dass sie in vielen Jurisdiktionen zumindest teilweise als Basis zur Steu-

erbemessung dienen.649 

 

19.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen dieser Interessengruppe beantwortet diese Frage. 

 

19.8 Sonstige 

1 der Antworten stimmt für die Liability-Methode. 1 (33,3%) Antwort wurde augen-

scheinlich neutral verfasst. 

Abschlussnutzer  

1 Stellungnahme vertritt die Ansicht, dass die Liability-Methode die bestmögliche Be-

stimmung der künftigen Steuerschuld ermöglicht.650 Die zweite Stellungnahme gibt 

keine Antwort darauf. 

Privatpersonen 

Die Privatperson unterstellt dem Prinzip der latenten Steuern konzeptionelle Fehler. 

Deswegen wird die Zustimmung zum Ansatz verweigert.651 

 

                                                            
647 Vgl. 490_1, S. 25 f. 
648 Vgl. 510, S. 9. 
649 Vgl. 405, S. 23 f. 
650 Vgl. 421, S. 6. 
651 Vgl. 467, S. 27. 
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19.9 Zusammenfassung 

Als Ergebnis dieser Frage können 61 (51,7%) der Antworten der Fraktion zugerechnet 

werden, welche keine Änderung des 29. Abschnitts bevorzugt. Die Argumentation 

beschränkt sich im Wesentlichen auf dessen etablierte und weitgehend problemlose 

Anwendung. 15 (12,7%) lehnen den verpflichtenden Ansatz von latenten Steuern ab. 

12 dieser 15 Stellungnahmen stammen von der Interessengruppe der 

Wirtschaftsprüfer. Wiederum 9 von diesen 12 können Interessenvertretern 

zuzurechnet werden. Dabei steht die Forderung nach einer Reduktion der Komplexität 

im Vordergrund.652  

 

 
Abbildung 21: Ergebnis Frage S16 

 

13 (11%) antworten neutral und bringen eigene Ansichten zur Frage ein. 4 (3,4%) 

sprechen sich für die Timing-Difference-Methode aus und lediglich 2 (1,7%) sind für 

die Liability-Methode. Und schließlich enthalten sich fast ein Fünftel der Stimme. 

  

                                                            
652 Siehe 19.2. 
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20 Consideration of IAS 12 exemptions from recognising deferred 
taxes and other differences under IAS 12 (Frage S17) 

20.1 Erläuterung der Fragestellung 

Das IASB unterstellt zur Beantwortung die positive Rückmeldung zur temporären Dif-

ferenzenmethode (Temporary-Difference-Methode) im Rahmen der sechzehnten 

Frage. Die Entwicklung des 29. Abschnitts führte für die Bilanzierung latenter Ertrag-

steuern im Vergleich zum IAS 12 nach Ansicht einiger Anwender zu keiner Vereinfa-

chung. Teilweise wird sogar von einer umständlicheren Herangehensweise berichtet, 

da die Streichung von Befreiungskriterien mehr Berechnungen notwendig mache.653  

 

20.2 Wirtschaftsprüfer 

25 (67,6%) stimmen dem Vorschlag der Überarbeitung des 29. Abschnitts und dessen 

Angleichung an den IAS 12 unter Einbezug von adäquaten Erleichterungen zu. 10 

(20,8%) wollen nichts verändern. 5 (10,4%) präferieren abweichende Ansätze und 8 

(16,7%) enthalten sich. 

Big Four 

Deloitte, EY und KPMG sprechen sich für die Überarbeitung aus. Die drei Unterneh-

men vertreten den Standpunkt, dass sowohl die full IFRS als auch der IFRS for SMEs 

auf den ED von 2009 basieren. Dieser wurde für die full IFRS jedoch nie finalisiert, 

weshalb der 29. Abschnitt des IFRS for SMEs somit ungerechtfertigt in der ursprüng-

lichen Form fortbesteht.654 PwC antwortet zwar mit der von den Vorgaben abweichen-

den Möglichkeit (c), ist jedoch der gleichen Meinung wie Deloitte, EY und KPMG.655 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

5 (45,5%) der Stellungnahmen votieren gegen eine Veränderung des Abschnitts ohne 

die Gründe für diese Entscheidung genauer auszuführen. 42,9% befürworten die An-

näherung an den IAS 12, wobei 3 Organisationen auf die Antwort der sechzehnten 

Frage verweisen.656 1 Stellungnahme bezichtigt das IASB bei der Entwicklung des 29. 

Abschnitts mehrere Fehler begangen zu haben.657 1 Antwort lehnt die Überarbeitung 

aufgrund minimaler Relevanz ab.658 

                                                            
653 Vgl. RFI, S. 31. 
654 Vgl. 402, S. 8; 461, S. 7; 528, S. 24. 
655 Vgl. 450, S. 3. 
656 Vgl. 308_1, S. 27; 416, S. 30;  
657 Vgl. 449, S. 28 f. 
658 Vgl. 487, S. 5. 
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Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

19 (57,6%) der Interessenvertreter sind für die Abschaffung einer unterschiedlichen 

Behandlung latenter Steuern beider Standards. Im Fokus dieser Meinungen steht die 

Tatsache, dass es sich beim IFRS for SMEs um keine vereinfachte Form der full IFRS, 

sondern um einen voreilig verabschiedeten Entwurf handelt der so nicht mehr zu-

stande kommen würde.659 Aus diesem Grund fordern mehrere Stellungnahmen die 

vollständige Überarbeitung des Ansatzes und lehnen eine Erweiterung des Abschnitts 

ab.660 4 Antworten verweisen auf die Argumentation der sechzehnten Frage. 2 Stel-

lungnahmen führen Beispiele für eine mögliche Adoption an. So erscheinen die im 

Vereinigten Königreich und in Hongkong verabschiedeten Standards als wünschens-

wert, weil dort unnötige Abweichungen von den full IFRS vermieden wurden.661 1 wei-

tere Antwort hebt unwiderlegbare Annahmen von Vermögenswerten hervor, welche 

berücksichtigt werden sollen.662 5 (15,2%) der Stellungnahmen sind der Antwort (a) 

zuzurechnen. 3 (9,1%) antworten neutral unter (c). Hier ist eine Sichtweise hervorzu-

heben, welche SMEs die Flexibilität nicht nehmen möchte, über ihre vollständigen Ge-

winne frei verfügen zu können.663 

 

20.3 Standardsetter 

Mehrere Stellungnahmen verweisen auf die Antwort zur sechzehnten Frage. 38 

(90,5%) Standardsetter wollen die Überarbeitung. Dabei äußert 1 Stellungnahme die 

Meinung, dass nur finalisierte und in den full IFRS erprobte Standards in den SME-

Standard übernommen werden sollten.664 Fast alle Antworten denken, die 2009 voll-

zogenen Vereinfachungen für SMEs seien nicht nur unwirksam, sondern führten für 

den Anwender auch zu einem Mehraufwand.665 1 (2,4%) der zustimmenden Antworten 

lehnt latente Steuern grundsätzlich ab666 und 1 antwortet aufgrund mangelnder An-

wendungserfahrung neutral und verlangt die Umsetzung von Verbesserungen durch 

das IASB, sofern ein mögliches Verbesserungspotential als erwiesen gilt.667 

 

                                                            
659 Vgl. 335, S. 31 ff. 
660 Vgl. 428_1, S. 19. 
661 Vgl. 418_1, S. 28 f.; 468, S. 26. 
662 Vgl. 6750_1, S. 28. 
663 Vgl. 413, S. 29. 
664 Vgl. 478, S. 6. 
665 Vgl. 591, S. 31. 
666 Vgl. 469, S. 28. 
667 Vgl. 407, S. 15. 
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20.4 Wissenschaft 

2 positive Rückmeldungen auf die sechzehnte Frage den richtigen Weg in der Orien-

tierung an den full IFRS.668 1 Stellungnahme führt an, dass der bestehende 29. Ab-

schnitt nicht einfacher anzuwenden ist als der IAS 12.669 1 Stellungnahme stimmt zu, 

da nach den gegenwärtigen Kriterien unterschiedliche Ergebnisse entstehen kön-

nen.670 2 Stellungnahmen lehnen eine Änderung des Gesamtkonzeptes ohne Begrün-

dung ab. 

  

20.5 Abschlussersteller 

Alle 4 (57,1%) auf die Frage antwortenden Stellungnahmen befürworten die Überar-

beitung und lehnen Unterschiede im Ansatz und in der Bewertung des 29. Abschnitts 

und des IAS 12 als nicht gerechtfertigt ab.671 1 Stellungnahme verweist auf Gründe, 

die bereits zum ED/2009/2 eingereicht wurden.672  

 

20.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

2 Stellungnahmen wählen die neutrale Antwort (c). 1 kann der Zustimmung zugerech-

net werden. 1 lehnt die Überarbeitung ab, da eine andere Bewertungsmethode präfe-

riert wird.673 4 (66,7%) äußern sich nicht. 

 

20.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen dieser Interessengruppe beantwortet die siebzehnte Frage. 

 

20.8 Sonstige 

2 Stellungnahmen antworten im Rahmen der Option (c). 

Abschlussnutzer  

1 Stellungnahme lehnt die Temporary-Difference-Methode für SMEs als teilweise un-

angemessen ab.674 Die Ratingagentur enthält sich ihrer Stimme. 

  

                                                            
668 Vgl. 406, S. 29. 
669 Vgl. 475, S. 7. 
670 Vgl. 498, S. 8. 
671 Vgl. 332, S. 30. 
672 Vgl. 423, S. 9. 
673 Vgl. 510, S. 10. 
674 Vgl. 421, S. 6. 
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Privatpersonen 

Mit Verweis auf die Antwort zur Frage 16, erklärt die Privatperson keine Antwort abge-

ben zu können.675 

 

20.9 Zusammenfassung 

71 (60,2%) Antworten halten die Überarbeitung für sinnvoll. 12 (10,2%) wollen das 

Gesamtkonzept nicht verändern. 10 (8,5%) antworten abweichend und geben eigene 

Ansichten zum Besten. Im Vergleich zur sechzehnten Frage, auf welche die 

siebzehnte aufbaut, ist ein signifikanter Anstieg der Zustimmung der am stärksten 

bevorzugten Antwort zu verzeichnen. Es werden sehr ähnliche Argumente wie bei der 

vorherigen Frage vorgebracht. Zudem verweisen viele Stellungnahmen auf deren 

Antwort zur sechzehnten Frage und einige bedienen sich nahezu identischer 

Argumente. Die Interessengruppen Aufsichts- und Regulierungsbehörden sowie die 

Sonstigen weichen von der Masse deutlich ab. Sie antworten ausnahmslos neutral. 

Weit über ein Fünftel aller Organisationen enthalten sich kommentarlos. 

 

 
Abbildung 22: Ergebnis Frage S17 

  

                                                            
675 Vgl. 467, S. 28 f. 
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21 Rebuttable presumption that investment property at fair value is 
recovered through sale (Frage S18) 

21.1 Erläuterung der Fragestellung 

Ungeachtet der Beantwortung der Fragen 16 und 17 fordert das IASB zur Beantwor-

tung dieser Frage auf. Es wird ein Paragraph desselben Abschnitts thematisiert. Der 

Ansatz latenter Ertragsteuern mittels Temporary-Difference-Methode (temporärer Dif-

ferenzenmethode) wird als Annahme vorgegeben. Es geht um die Änderung des IAS 

12 aus dem Jahr 2010 und um die Entscheidung, ob diese in den SME Standard über-

nommen werden soll, welcher seither die Frage der Realisierung von Erträgen aus 

dem Abgang als Finanzinvestition gehaltener Immobilien klärt. 2010 wurde im IAS 12 

die widerlegbare Vermutung eingeführt, welche die Realisierung von Erträgen aus dem 

Abgang als Finanzinvestition gehaltener Immobilien zum Fair Value vorsieht.676 

 

21.2 Wirtschaftsprüfer 

27 Stellungnahmen die 56,3% repräsentieren sind für die Angleichung an den IAS 12 

und 9 (18,8%) lehnen die Zustimmung ab. 3 (6,3%) sind der neutralen Beantwortung 

zuzurechnen, und 9 (18,8%) beantworten die Frage nicht. 

Big Four 

KPMG und PwC sind für die Erweiterung des Paragraphen 29.20 nach dem Vorbild 

des IAS 12, da so eine weitere Erleichterung implementiert werden würde.677 Deloitte 

ist gegen die Bewertung zum beizulegenden Zeitwert. Man sieht das IASB in der Pflicht 

Annahmen, ohne den Standard im Detail um diese zu erweitern, bereits im Vorhinein 

auszuschließen.678 EY antwortet neutral und mit Bezug auf die vierte Frage. Dort 

wurde bereits die Ausarbeitung eines generellen Ansatzes der Adoption von Neuerun-

gen der full IFRS verlangt. EY gibt zu bedenken, dass SMEs, die als Finanzinvestition 

Immobilien halten, aus Kostengründen wahrscheinlich die Bewertung zum Fair Value 

bevorzugen. So wird die Realisierung zum Verkaufszeitpunkt als einschneidend emp-

funden und um eine weitere Möglichkeit gebeten (z.B. durch Konsum).679  

 

 

                                                            
676 Vgl. RFI, S. 32. 
677 Vgl. 461, S. 8. 
678 Vgl. 402, S. 9. 
679 Vgl. 528, S. 25. 
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Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

5 (45,5%) stimmen der Überarbeitung unter der Voraussetzung zu, dass den Bedürf-

nissen der Abschlussbenutzer Rechnung getragen wird und die Kosten der Anwen-

dung nicht den Nutzen überwiegen.680 1 Stellungnahme verweist auf weitere Ausfüh-

rungen im Rahmen der Beantwortung der zwanzigsten Frage.681 4 (36,4%) lehnen eine 

Änderung der Ansatzkriterien ab. Mit der möglichen Bewertung zum Fair Value wird 

für diese Parteien ein zu großes Risiko der Überbewertung verbunden.682 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

20 (60,6%) bevorzugen die Aufnahme der Bewertung als Investition gehaltener Immo-

bilien zum beizulegenden Zeitwert. Mehrere Stellungnahmen stimmen für die Überar-

beitung mit der Begründung, dass es ohne konkrete Veräußerungsabsicht nur subjek-

tiv und schwierig möglich ist zu bestimmen, in welcher Höhe der Buchwert des Vermö-

gensgegenstandes zurückgewonnen bzw. erhalten werden kann.683 2 Antworten be-

rufen sich auf die Argumentation der siebzehnten Frage.684 Mit der Aufnahme der wi-

derlegbaren Annahme wird von mehreren eine immense Vereinfachung der Bewer-

tung verbunden.685 Auch wollen mehrere keine Abweichung von den full IFRS.686 1 

Stellungnahme beruft sich auf eine wünschenswerte Leitfunktion der full IFRS für die 

Einführung neue Standards.687 1 andere empfände es als unangebracht und nicht 

nachvollziehbar, wenn eine Vereinfachung nicht in den SME-Standard übernommen 

werden würde.688 4 (12,1%) sind dagegen. 1 der ablehnenden Stellungnahmen argu-

mentiert der IFRS for SMEs sollte prinzipienbasiert ausgerichtet sein und keine Aus-

nahmefälle regeln.689 1 Stellungnahme hat keine Kenntnis von Problemen bei der An-

wendung.690 1 Stellungnahme sieht keine signifikante Verbesserung bzw. Vereinfa-

chung in dem Vorschlag.691 2 (6,1%) antworten neutral. Im Mittelpunkt der Kritik steht 

die Ambition, Änderungen zu häufig und zu nachgiebig vollziehen zu wollen. Aus Sicht 

                                                            
680 Vgl. 462, S. 23. 
681 Vgl. 449, S. 30. 
682 Vgl. 425_0, S. 12. 
683 Vgl. 447, S. 39. 
684 Vgl. 390_1, S. 30; 418_1, S. 30. 
685 Vgl. 439, S. 24 f.; 434, S. 9; 499, S. 23. 
686 Vgl. 468, S. 27; 491, S. 6. 
687 Vgl. 437, S. 10; 468, S. 27. 
688 Vgl. 473, S. 19. 
689 Vgl. 335, S. 33 f. 
690 Vgl. 415, S. 30. 
691 Vgl. 592, S. 21. 



 

146 
 

1 Stellungnahme würde der Vorschlag die Vergleichbarkeit vermindern und die Kom-

plexität erhöhen, jedoch gleichzeitig auch die Flexibilität erhöhen, was wiederum für 

eine breitere Akzeptanz sorgen könnte. Es wird vorgeschlagen Wahlrechte im Zeitab-

lauf zu eliminieren und durch zielführende national erprobte Ansätze zu ersetzen.692 

 

21.3 Standardsetter 

Eine ebenso deutliche Sprache spricht die Verteilung der Antworten der SS. 37 

(88,1%) wollen die Überarbeitung. Die Veränderung würde von den meisten als deut-

liche Erleichterung empfunden werden und die Konvergenz zu den full IFRS wird le-

diglich von 1 Stellungnahme ausdrücklich nicht gewünscht.693 1 zustimmende Partei 

kritisiert jedoch, dass der Zweck eines vereinfachten Standards genau genommen als 

verfehlt angesehen werden muss, da die Überarbeitung mehr Fälle erfassen würde als 

bisher.694 Zudem antworten 2 neutral. 1 Standardsetter spricht dabei von einer „ähnli-

chen Ausnahme“, die eingeführt werden solle.695 1 anderer empfiehlt SMEs davor zu 

beschützen Ressourcen für Änderungen verwenden zu lassen, deren Nutzen nicht 

zweifelsfrei belegt werden kann. Aus diesem Grund sollte die Wirkung der Änderung 

zuerst im Rahmen der full IFRS bewertet werden.696 

 

21.4 Wissenschaft 

3 (50%) Antworten optieren für die Zustimmung. Die zustimmenden Argumente wur-

den bereits von den WP und Standardsettern eingebracht. Neue Details werden nicht 

genannt. 2 (28,6%) lehnen den Vorschlag ab und 1 Partei antwortet ebenso neutral. 

Begründungen für die Entscheidungen werden nicht genannt. 

 

21.5 Abschlussersteller 

Nur 3 von 7 Stellungnahmen (42,9%) beantworten die Frage. 2 befürworten auch hier 

die Überarbeitung ohne neue Erkenntnisse vorzubringen. Dagegen spricht sich 1 Ab-

schlussersteller aus. Diese ablehnende Stellungnahme legt dar, dass eine den tat-

sächlichen Gegebenheiten entsprechende Bewertung wichtiger sei.697 

 

                                                            
692 Vgl. 429, S. 43 f. 
693 Vgl. 417, S. 29; 6772, S. 34. 
694 Vgl. 497, S. 11. 
695 459, S. 7. 
696 Vgl. 591, S. 32 f. 
697 Vgl. 423, S. 9. 
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21.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

2 von 6 Stellungnahmen beantworten die Frage alternativ. 1 Stellungnahme ist der 

Zustimmung, eine der Ablehnung zuzurechnen. Die Zustimmung wird aufgrund der 

subjektiv als wichtigsten Faktor angesehenen Stabilität befürwortet.698 Letztere ver-

weigert die Zustimmung aufgrund der Befürwortung der Timing-Differenz-Methode und 

verweist auf die Antwort auf die sechzehnte Frage.699 

 

21.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen beantwortet die achtzehnte Frage. 

 

21.8 Sonstige 

Auch die Meinung dieser Interessengruppe ist zweigeteilt. Jeweils ein Drittel der Par-

teien ist für den Vorschlag, ist dagegen und enthält sich. 

Abschlussnutzer 

1 Stellungnahme befürwortet die Überarbeitung ohne Begründung. 

Privatpersonen 

1 Stellungnahme antwortet neutral und verweist auf die Antwort zur sechzehnten 

Frage.700  

 

21.9 Zusammenfassung 

Die Antworten auf die dritte und letzte Frage zum Abschnitt 29 folgen dem Muster der 

Ergebnisse der Auswertungen der beiden vorangegangenen Fragen. Bei einer Rück-

meldungsquote von 78% befürwortet die breite Mehrheit von 70 Stellungnahmen 

(59,3%) die Überarbeitung zugunsten der Bewertung als Finanzinvestition gehaltener 

Immobilien zum beizulegenden Zeitwert, wonach Erträge erst beim Abgang realisiert 

werden. Dies ist durch die vollumfängliche Überarbeitung des Paragraphen 29.20 zu-

gunsten des IAS 12 möglich. Hervorzuheben sind mehrere Forderungen nach einem 

Wahlrecht. Es gibt aber auch kritische Stimmen, die eine dauerhafte, jedoch widerleg-

bare Vermutung als teilweise rechtswidrig und mit den Grundprinzipien des IFRS for 

SMEs unvereinbar ansehen. 

 

                                                            
698 Vgl. 405, S. 24 f. 
699 Vgl. 510, S. 10. 
700 Vgl. 467, S. 30. 
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Abbildung 23: Ergebnis Frage S18 
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22 Inclusion of additional topics in the IFRS for SMEs (Frage S19) 

22.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die erste von zwei den Hauptteil des RFI abschließenden Fragen fordert eine eigen-

ständige Antwort von den Adressaten des Fragebogens. Sinn und Zweck ist es The-

mengebiete zu identifizieren, die bisher nicht Gegenstand des Standards sind, deren 

Aufnahme aus Sicht verschiedener Parteien jedoch sinnvoll sein kann.701 Die Frage-

stellung lässt keinen Zweifel daran, dass es nicht um Bereiche gehen soll, die aus 

subjektiver Sicht Einzelner nicht detailliert genug ausgestaltet wurden. Im Zuge der 

Beantwortung wird eine klare Ja- oder Nein-Antwort verlangt. Darüber hinaus soll im 

Fall der Zustimmung ein Thema identifiziert werden. 

 

22.2 Wirtschaftsprüfer 

26 (54,2%) sehen mit dem IFRS for SMEs alle notwendigen Themen abgedeckt und 

machen keine Vorschläge. 16 (33,3%) stimmen dieser Ansicht nicht zu und 6 (12,5%) 

enthalten sich. 

Big Four 

Deloitte und PwC bringen keine Themen ein und kommentieren ihre Antworten nicht. 

EY argumentiert im Zusammenhang mit der Antwort auf die zweite Frage, dass die 

Bilanzierung von Versicherungsverträgen gesondert geregelt werden sollte.702 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

81,8% der sonstigen WP-Gesellschaften wollen etwas ändern und begründen ihre Ant-

wort. 18,2% sehen Verbesserungspotential und wünschen sich die Erweiterung um 

mehrere Bereiche. 3 Stellungnahmen fordern einen Abschnitt für die Anwendung auf 

NPOs und Leitlinien für den Umgang mit staatlichen Zuschüssen.703 1 Stellungnahme 

konkretisiert diesen Wunsch mit der Bewertung durch Exploration erlangter Vermö-

genswerte.704 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

22 (66,7%) konnten keine zusätzlichen relevanten Bewertungs- oder Offenlegungsbe-

dürfnisse identifizieren und sind mit der Regelungstiefe des Standards zufrieden.705 6 

                                                            
701 Vgl. RFI, S. 33. 
702 Vgl. 528, S. 26. 
703 Vgl. 425_0, S. 12; 487, S. 5; 449, S. 31. 
704 Vgl. 416, S. 32. 
705 Vgl. 6750_1, S. 30. 
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(18,2%) sehen das anders und streben mehr Erweiterungen an. 1 Stellungnahme ver-

langt auch die Regulierung von nichtstaatlichen Einkommenszuschüssen.706 1 Stel-

lungnahme wünscht sich ein Pendant zum IFRS 5 „Zur Veräußerung gehaltene lang-

fristige Vermögenswerte und aufgegebene Geschäftsbereiche“.707 Zudem wird von 2 

Antworten die Thematik von Segment- und Zwischenberichterstattungen und zum Ver-

kauf gehaltener Vermögenswerte aufgegriffen, die sich klare Vorgaben wünscht.708 

 

22.3 Standardsetter 

29 (69,1%) der Standardsetter antworten mit Ja und bringen Ergänzungsvorschläge 

ein. 28 gewichtete Stellungnahmen führen IFRS 5 „Zur Veräußerung gehaltene lang-

fristige Vermögenswerte und aufgegebene Geschäftsbereiche“ als wünschenswerte 

Erweiterungen und 1 Stellungnahme IAS 34 „Zwischenberichterstattung“ an.709 1 Ant-

wort regt mit Bezug auf das Beispiel Brasilien einen vereinfachten Mechanismus zur 

Bemessung der Einkommensteuer an.710 Von 3 gewichteten Stellungnahmen werden 

außerdem spezielle Voraussetzungen für NPO-Jahresabschlüsse gefordert.711 9 

(21,4%) konnten kein weiteres Verbesserungspotential zugunsten neuer Themen 

identifizieren. Als wesentlicher Grund ist die Bemühung anzusehen, den Standard 

nicht zu überladen.712 

 

22.4 Wissenschaft 

4 (57,1%) sehen keine Notwendigkeit weitere Themen vorzuschlagen. 1 der zustim-

mend antwortenden Stellungnahmen bringt kein Thema ein und kann der zweiten Ant-

wortmöglichkeit zugerechnet werden.713 1 Stellungnahme greift die bereits von ande-

ren Interessengruppen genannten Vorschläge auf (IFRS 5 und NPO).714 

 

22.5 Abschlussersteller 

2 (42,9%) Antworten entscheiden sich dazu keine Vorschläge zu machen. 1 der Stel-

lungnahmen (14,3%) verweist zustimmend auf die Fragen 1 bis 3 und stützt sich bei 

                                                            
706 Vgl. 470, S. 27. 
707 Vgl. 491, S. 6. 
708 Vgl. 463, S. 8; 483, S. 32. 
709 Vgl. 435, S. 42; 496, S. 11; 497, S. 11 f. 
710 Vgl. 454, S. 9. 
711 Vgl. 497, S. 11 f. 
712 Vgl. 469, S. 31. 
713 Vgl. 475, S. 8. 
714 Vgl. 498, S. 9. 
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der Argumentation auf Erfahrungen in der Entwicklung des UK GAAP. Es wird darauf 

hingewiesen, dass im Fall der Erweiterung des Anwendungsbereiches des IFRS for 

SMEs zusätzliche Offenlegungspflichten notwendig werden würden. Als Beispiel wer-

den Earnings per Share (EPS) und die Segmentberichterstattung angeführt.715 1 Ab-

schlussersteller antwortet mit Nein. 

 

22.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

1 Stellungnahme (16,7%) macht keine Vorschläge und antwortet abweisend. 1 Stel-

lungnahme stärkt die Position der full IFRS mit dem enthaltenen „mandatory fallback“, 

was zur Lösung von Fragen zu Geschäftsvorfällen, die im IFRS for SMEs nicht beant-

wortet werden, herangezogen werden sollte. Damit bezieht sich die Stellungnahme auf 

einen bereits diskutierten Lösungsansatz, der auf einer Stufenregelung der Paragra-

phen 10.4 bis 10.6 basiert und sukzessive angewendet werden sollte.716 4 Parteien 

beantworten die Frage nicht. 

 

22.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen dieser beantwortet die Frage. 

 

22.8 Sonstige 

Die private Stellungnahme und beide Abschlussnutzer antworten mit Nein.  

 

22.9 Zusammenfassung 

Unter Berücksichtigung der Gewichtungen fällt das Ergebnis der neunzehnten Frage 

denkbar knapp aus. 49 Stimmen (41,5%) bringen Themen zur Sprache, die sie im 

IFRS for SMEs als nicht berücksichtigt empfinden. Die größten Befürworter stellen die 

Standardsetter gefolgt von den WP-Gesellschaften dar. Insgesamt können vier Punkte 

identifiziert werden, die von nahezu allen zustimmenden Stellungnahmen benannt 

werden. So werden Regelungen zur Behandlung von Staatshilfen, die Verpflichtung 

zu Zwischenberichterstattungen, gesonderte Offenlegungsverpflichtungen für NPOs 

und die Einführung eines Pendants zum IFRS 5 mehrfach gefordert.717 46 Stellung-

nahmen (39%) antworten mit Nein und machen demnach klar, dass mit der bisherigen 

                                                            
715 Vgl. 490, S. 29. 
716 Vgl. 405, S. 26. 
717 Siehe 22.2, 22.3 und 22.4. 
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Fassung aus ihrer Sicht alle notwendigen Bereiche abgedeckt werden. 21 (17,8%) 

Stellungnahmen äußern sich nicht zu der Frage. 

 

 
Abbildung 24: Ergebnis Frage S19 
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23 Opportunity to add your own specific issues (Frage S20) 

23.1 Erläuterung der Fragestellung 

Wie die Fragestellung schon vermuten lässt, rechnet das IASB mit weiteren Proble-

men, die bisher nicht angesprochen wurden. So wird mit dieser den ersten Teil des 

Fragebogens abschließenden Frage unmissverständlich dazu aufgefordert, alle Be-

lange von Interesse den IFRS for SMEs betreffend einzubringen.718 

 

23.2 Wirtschaftsprüfer 

24 (50%) benennen Problemfelder, deren Klärung sie sich wünschen. 19 (39,6%) brin-

gen keine Themen ein und antworten mit Nein. 5 (10,4%) Stellungnahmen antworten 

nicht auf die Frage. 

Big Four 

Deloitte und PwC antworten kommentarlos mit Nein. KPMG antwortet nicht auf die 

Frage und EY benennt sieben Sachverhalte. Laut EY ist nicht klar, ob eingebettete 

Derivate im Sinn des IAS 39 und IFRS 9 auch im IFRS for SMEs berücksichtigt werden 

müssen. Aus diesem Grund wird um die Überarbeitung der Abschnitte 11 und 12 ge-

beten.719 Als zweiter Punkt wird die erstmalige Anwendung bzw. die Wiederaufnahme-

prämisse angeführt, nach welcher ein Unternehmen nach Anwendung des IFRS 1 in 

einer früheren Periode entweder erneut IFRS 1 anwenden kann oder IFRS 1 anwen-

den und rückwirkend Schätzungen und Fehler gemäß IAS 8 berichtigen darf. Diese 

Möglichkeit fehlt beispielsweise jenen Unternehmen, welche den IFRS for SMEs an-

gewendet haben, durch Börsenpräsenz zwischenzeitlich zur Anwendung der full IFRS 

verpflichtet waren und diese Pflicht wieder verloren haben. Die Aufnahme der Mög-

lichkeit zur rückwirkenden Anwendung wäre kostengünstig und würde die Attraktivität 

des Standards steigern.720 Als dritte Problematik benennt EY den 28. Abschnitt, der 

die Diskontierung von leistungsorientierten Verpflichtungen von Unternehmen gegen-

über ihren Angestellten regelt. Es wird die Frage nach der Sinnhaftigkeit von Abzin-

sungen leistungsorientierter Verpflichtungen aufgeworfen, wenn gleichzeitig Sterblich-

keitsraten und Gehaltserhöhungen unberücksichtigt bleiben. EY fordert die Klarstel-

lung diverser Paragraphen, insbesondere 28.19 (a) und (b).721 

                                                            
718 Vgl. RFI, S. 33. 
719 Vgl. 528, S. 26. 
720 Vgl. 528, S. 27. 
721 Ebenda. 
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Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

9 (81,8%) machen Vorschläge und bedienen sich dabei eines weiten Spektrum von 

Themen. Demnach bemängeln 4 Stellungnahmen den Abschnitt 34 im Hinblick auf 

seine Relevanz in Südamerika als zu wenig beachtet, weswegen eine Überarbeitung 

zugunsten nationaler Besonderheiten in diesen Gebieten gefordert wird.722 1 Stellung-

nahme kritisiert fehlende Bezüge des 21. Abschnitts zu nachhaltiger Rechnungslegung 

und bezieht sich dabei auf die Ölkrise im Golf von Mexiko.723 1 Stellungnahme verlangt 

die Gestattung des LIFO-Verfahrens für die Bestandsbuchhaltung und begründet das 

mit der üblichen Anwendung in den USA.724 Die Vorschläge von 1 Organisation bezie-

hen sich nach eigenen Angaben auf eine selbst durchgeführte Umfrage aus dem Jahr 

2012. Demnach fürchten deutsche Unternehmen Wettbewerbsnachteile aufgrund von 

Offenlegungsverpflichtungen von Kreditbedingungen (Paragraph 11.42 und 11.43) 

und zukünftigen Verpflichtungen aus dem Erwerb von Sachanlagen (Paragraph 16.10 

und 17.32).725 1 weitere Stellungnahme führt insgesamt acht Sachverhalte an. Nach 

dieser sollte die Korrektur der Gesamtergebnisrechnung (Abschnitt 2 und 5) um vola-

tile Elemente abgeschafft werden oder die Gründe zur Bereinigung sollten zumindest 

detailliert erläutert werden.726 In Fortsetzung wird die Praktik der Eigenkapitalverände-

rungsrechnung (Abschnitt 6) kritisiert und eine Reihe von Detailfragen als unklar an-

geführt. Die Überarbeitung der Paragraphen 12.23, 28.4, 30.18 und 30.13 wird aus-

drücklich verlangt.727 Als dritter Sachverhalt wird eine Begriffsklärung angesprochen. 

Es wird vorgeschlagen dem IAS 1 diesbezüglich zu folgen und sich der gängigen Pra-

xis anzuschließen.728 2 (18,2%) antworten mit Nein und bringen keine wesentlichen 

Argumente vor. 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

15 (45,5%) wollen keine weiteren Veränderungen veranlassen. 1 Stellungnahme sieht 

den Grund darin, dass es entweder an der Kenntnis von Problemen mangelt oder 

Probleme so spezifisch sind, dass sie nur in wenigen Jurisdiktionen als solche identi-

fiziert werden können.729 14 (42,4%) bringen Themen ein. Mehrere Stellungnahmen 

                                                            
722 Vgl. 425, S. 12. 
723 Vgl. 403, S. 34. 
724 Vgl. 487, S. 5. 
725 Vgl. 430, S. 32. 
726 Vgl. 449, S. 34. 
727 Vgl. 449, S. 34 f. 
728 Vgl. 449, S. 35. 
729 Vgl. 429, S. 46. 
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führen mehr als drei Probleme mit der Bitte um Überprüfung an. Im Fokus von 1 Stel-

lungnahme stehen vier Abschnitte. Es wird vorgeschlagen die direkte Methode der 

Kapitalflussrechnung (Paragraph 7.7 (b) und 7.9) zu streichen, weil das die Komplexi-

tät reduzieren würde.730 Die sonstigen Finanzinstrumente, im speziellen Hedge Ac-

counting, werden nach 2 Meinungen überreguliert, weswegen der Anwendungsbe-

reich erweitert und Basisinstrumente als Sicherungsinstrumente erlaubt werden soll-

ten.731 Als dritten Änderungswunsch fokussiert die Stellungnahme den 19. Abschnitt, 

kritisiert die zu komplexen Regeln zum Ansatz und zur Bewertung immaterieller Ver-

mögenswerte (Paragraph 18.8) bei Unternehmenszusammenschlüssen und verlangt 

unwesentliche Vermögenswerte dem Goodwill zuschreiben zu dürfen.732 1 Stellung-

nahme äußert ähnliche Bedenken zu 28.18 und verlangt die Überarbeitung des ge-

samten Abschnitts.733 1 Stellungnahme wünscht sich die Erklärung des Konzeptes des 

Kosten-Nutzen-Verhältnisses (ED-IFRS for SMEs BC46) zugunsten von SMEs im Ver-

gleich zu den full IFRS.734 1 Stellungnahme würde die Berücksichtigung der Fort-

schritte des Projekts zum IAS 41 begrüßen.735 1 Antwort will keine pauschale Über-

prüfung für Änderungen der full IFRS zur Eignung für die IFRS for SMEs und so die 

Eigenständigkeit des Standards stärken.736 2 sehen in Ziffer 3.8 eine nur schwer an-

wendbare Regelung und verlangen die Aufnahme der IFRS-Schlussfolgerungen zur 

Unternehmensfortführung und 1 rät dem IASB sich verstärkt auf die Ergebnisse der 

Beratungen des FRC zu beziehen.737 1 Meinung forciert die Ausweitung des Standards 

auf NPOs bzw. eine einheitliche Grundlage für nationale Bestrebungen, bestehende 

RL-Gesetze zu überarbeiten, was die Behandlung von mehreren Problemen notwen-

dig macht.738 1 Stellungnahme macht insgesamt 9 Vorschläge. Der erste regt zur Über-

arbeitung des Paragraphen 34.11 an, der zweite Punkt thematisiert – ähnlich wie 

schon bei der Äußerung von 1 Stellungnahme der anderen WP-Gesellschaften – das 

sonstige Ergebnis und kritisiert, dass er weder ausreichend definiert noch erklärt wird, 

wieso Ergebnisse von SMEs bereinigt werden sollten.739 Als dritter Punkt wird erneut 

                                                            
730 Vgl. 335, S. 36. 
731 Vgl. 335, S. 37. 
732 Vgl. 335, S. 37 f. 
733 Vgl. 390_1, S. 33. 
734 Vgl. 413, S. 33. 
735 Vgl. 418_1, S. 32. 
736 Vgl. 444, S. 32. 
737 Vgl. 447, S. 42; 483, S. 32 f.; 439, S. 26. 
738 Vgl. 464, S. 16. 
739 Vgl. 470, S. 27 ff. 
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die Eigenkapitalveränderungsrechnung kritisiert. Analog zu 1 Stellungnahme der an-

deren WP-Gesellschaften wird die Überarbeitung der Paragraphen 12,23, 28.4, 30.18 

und 30.13 gefordert.740 1 Meinung hat die Idee IAS 27 Paragraph 23 einzubinden, wo-

nach die Aufstellung der Einzelabschlüsse von Mutter- und Tochterunternehmen nicht 

mehr als drei Monate voneinander abweichen dürfen.741 Dieselbe Stellungnahme ver-

misst Leitlinien (vgl. IAS 2, Paragraph 32), nach denen die Bewertung für Vorräte nicht 

gesenkt werden darf.742 1 andere Stellungnahme zieht den Nutzen des Paragraphen 

16.7 in Zweifel. Demnach sollte die Klassifizierung als Finanzinvestition gehaltener Im-

mobilien nach Art des Vermögenswerts und nicht nach der beim erstmaligen Ansatz 

verwendeten Bemessungsgrundlage erfolgen.743 Zudem fordert 1 Stellungnahme die 

Gestattung des LIFO-Verfahrens (vgl. andere WP-Gesellschaften).744 1 Antwort 

schlägt die Anwendung der full IFRS für folgende Abschnitte vor: 14, 15 und 26.745 4 

(12,1%) Stellungnahmen der Interessenvertreter antworten nicht auf die zwanzigste 

Frage. 

 

23.3 Standardsetter 

34 (81%) sind vom Verbesserungspotential überzeugt und machen Vorschläge. 5 

(11,9%) geben keine Antwort auf die Frage und nur 3 (7,2%) wollen unter anderem 

aufgrund der Befürchtung unlösbare Probleme einzubringen keine zusätzlichen The-

men aufgreifen.746 4 fordern ein Wahlrecht im 16. Abschnitt zugunsten der Bewertung 

gemäß Kostenmethode oder Fair Value nach Vorbild des IAS 40. Die verpflichtende 

Anwendung des Fair Values für als Finanzinvestition gehaltene Immobilien in Abschnitt 

16 ist bei gleichzeitigem Verbot der Neubewertung von SAV in Abschnitt 17 nach die-

sen Meinungen als Fehlentwicklung einzustufen.747 5 Antworten fordern die Änderung 

des 11. Abschnitts. Die zwangsweise Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten 

soll außerdem um die Möglichkeit der Bewertung zum Fair Value erweitert werden, 

wenn dieser kostengünstig ermittelbar ist.748 Von diesen 5 fordern 3 Stellungnahmen 

überdies die Klärung der Voraussetzungen der Paragraphen 11.24(a) respektive 

                                                            
740 Siehe 23.2, andere WP-Gesellschaften. 
741 Vgl. 483, S. 34. 
742 Vgl. 483, S. 34 f. 
743 Vgl. 439, S. 27. 
744 Vgl. 500, S. 8 ff. 
745 Vgl. 6750_1, S. 31 f. 
746 Vgl. 435, S. 43. 
747 Vgl. 357, S. 7; 469, S. 34; 496, S. 11; 497, S. 12. 
748 Vgl. 469, S. 34; 497, S. 12. 
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11.8(b) und führen fünf weitere Themen wie z.B. die Überarbeitung der allgemeinen 

Ziele in Abschnitt 2 an.749 1 dieser Stellungnahmen greift das bereits dargelegte 

Thema der staatlichen Zuwendungen auf (siehe WP-Gesellschaften).750 2 Stellung-

nahmen schlagen vor Unternehmenszusammenschlüsse unter gemeinsamer Leitung 

von der Regelung des Paragraphen 22.8 auszuschließen, um die Konsolidierung nach 

der Interessenzusammenführungsmethode zu ermöglichen.751 1 Stellungnahme kriti-

siert den Überprüfungsprozess insbesondere bei der Absicht den full IFRS zu folgen 

und schlägt die Dokumentation von Überprüfungsüberlegungen vor.752 1 Antwort weist 

auf die Inkonsistenz der Definition von Sachanlagen im Glossar und jener des Para-

graphen 17.2 hin. Demnach sind diese aufgrund des Begriffs „Investitionen“ nicht mit-

einander vereinbar. Es wird die Streichung des Begriffs empfohlen um die Überein-

stimmung mit jener des Paragraphen 16.6 und des Glossars zu erreichen.753 

 

23.4 Wissenschaft 

6 (85,7%) machen Vorschläge. 1 (14,3%) antwortet nicht auf die Frage. 2 Stellungnah-

men rufen dazu auf das Rahmenkonzept des IFRS for SMEs zu hinterfragen. Dem-

nach wäre es denkbar Erleichterungen für SMEs durch die Reduktion der full IFRS zu 

erreichen, indem SMEs immer dann frei entscheiden können welchem Ansatz sie fol-

gen, wenn laut full IFRS ein Wahlrecht besteht. Das würde nicht nur den Umfang des 

Standards reduzieren, sondern diesen überflüssig machen.754 Es gibt deutliche Über-

schneidungen mit den Interessengruppen der WP und Standardsetter. So sprechen 

sich 2 Stellungnahmen für die Überarbeitung des zweiten Abschnitts aus (siehe WP 

und Standardsetter)755 und 1 Stellungnahme für die des 11. Abschnitts und wiederum 

1 weitere für die des 16. Abschnitts.756 Die Bemühungen zur Verbesserung der Bilan-

zierung von Kleinstunternehmen des SMEIG wird von 1 Antwort anerkannt und gleich-

zeitig angemerkt, dass die Frage geklärt werden müsse, ob weitere Vereinfachungen 

für solche Unternehmen sinnvoll wären.757 1 Meinung verlangt die Streichung des 

                                                            
749 Vgl. 497, S. 12 f. 
750 Vgl. 469, S. 32 f. 
751 Vgl. 431, S. 40 f.; 591, S. 35 f. 
752 Vgl. 407, S. 16 f. 
753 Vgl. 454, S. 9 f. 
754 Vgl. 471, S. 5 f. 
755 Vgl. 498, S. 9 f.; 472, S. 32. 
756 Vgl. 498, S. 9 f.; 484, S. 5. 
757 Vgl. 475, S. 8. 
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Wertminderungsansatzes für die full IFRS, da der Ansatz eines endlichen Lebens kon-

zeptionell richtig ist und ein zumindest teilweise und intern selbsterstellter Firmenwert 

nicht ausgeschlossen werden kann. Auch werden Ermessensentscheidungen kriti-

siert, die nicht ausgeschlossen werden können.758 1 Stellungnahme kritisiert die Leitli-

nien in Abschnitt 34 (insbesondere für die Landwirtschaft und Rohstoffgewinnung), die 

nach dieser Antwort zu ungenau sind.759 1 Antwort führt neun Sachverhalte an und 

empfiehlt die Abschnitte 12, 14, 15, 20, 22, 27, 28, und 33 zu überarbeiten. Unter Ein-

beziehung von Verweisen auf Trainingsmodule wird beispielsweise gefordert den An-

wendungsfall der Sicherungsbilanzierung in Abschnitt 12 ausdrücklich zu benennen 

und alle direkten Bezüge auf die vollen IFRS zu eliminieren (Abschnitt 14).760  

 

23.5 Abschlussersteller 

Fast 43% (3) der Abschlussersteller geben weder eine positive noch eine negative 

Rückmeldung auf diese Frage. Sie enthalten sich. 2 (28,6%) antworten abweisend und 

sehen kein Verbesserungspotential. Jedoch formulieren ebenfalls 2 allgemeine Ver-

besserungsvorschläge. 1 Stellungnahme plädiert für einen geregeltem Implementie-

rungsprozess für Änderungen der den full IFRS.761 1 Stellungnahme kritisiert allgemein 

das Fehlen von Erklärungen zu Gestaltungsgrundsätzen, Richtlinien und eine zu ge-

ringe Anzahl von Wahlrechten.762 

 

23.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

2 (33,3%) antworten mit Nein, 2 der Stellungnahmen machen keine Angaben und 1 

(16,7%) Partei bringt Vorschläge ein. Dabei werden zehn Sachverhalte stichpunktartig 

aufgezählt, wobei auf die Erweiterung des Geltungsbereiches des IFRS for SMEs und 

die Überarbeitung diverser Kriterien zugunsten von NPOs abgezielt wird. Der Argu-

mentation folgend sollte unter anderem die Bilanzierung von Nicht-Tausch-Transakti-

onen geregelt und in der Fondsbuchhaltung zwischen treuhänderisch gehaltenen und 

uneingeschränkt verfügbaren Fonds unterschieden werden.763 

 

                                                            
758 Vgl. 484, S. 4. 
759 Vgl. 498, S. 10. 
760 Vgl. 406, S. 33 ff. 
761 Vgl. 423, S. 9 f. 
762 Vgl. 589, S. 24. 
763 Vgl. 354, S. 9. 
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23.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen dieser Interessengruppe beantwortet die Frage. 

 

23.8 Sonstige 

2 (66,7%) schlagen Verbesserungen vor und (33,3%) antworten kommentarlos mit 

Nein.  

Abschlussnutzer 

Die Stellungnahme der Ratingagentur steht im Mittelpunkt der Argumentation der Ab-

schlussnutzer für Überarbeitungsvorschläge. Dort steht man den Unterschieden zwi-

schen dem überarbeiteten IAS 19 und dem Abschnitt 28 ablehnend gegenüber. Nach 

eigenen Angaben zählt die Korrektur von steuerbereinigten Nettopensionsdefiziten zu 

den bedeutendsten Anpassungen bei der Analyse von Jahresabschlüssen.764 Die ver-

bleibende Partei reicht keinen Kommentar ein und beantwortet die Frage mit Nein. 

Privatpersonen 

Die Privatperson kritisiert den Ansatz nach drei Arten von nicht realisierten Beteili-

gungsgewinnen im sonstigen Ergebnis. Der Ausschluss von Gewinnen aus anderen 

Quellen nach Abschnitt 5.4 (b) wird mit einer Reihe von Argumenten entkräftet und 

erklärt, dass die Meldung aller nicht realisierten Gewinne die Finanzierungssituation 

verbessern kann. Insbesondere SMEs sind oft auf Darlehensfinanzierungen angewie-

sen, für die nicht realisierte Gewinne wesentlich sein können. So kann auch die Unter-

nehmenssteuerung als Grund für den Ansatz herangezogen werden, indem die Ma-

nagementqualität nicht nur am Betriebserfolg, sondern auch an der Entwicklung des 

Nettovermögens gemessen wird.765 Als weiterer Kritikpunkt werden die Kriterien des 

33. Abschnitts (und IAS 24) beanstandet. Dabei konzentrieren sich die Überlegungen 

auf das Näheverhältnis verwandter Parteien zur Unternehmensführung und die Defi-

nition der Formulierung „nahestehende Partei“. Es wird bemängelt, dass die Definition 

eines nahestehenden Familienmitglieds in Wirklichkeit durch Kultur und familiäre Um-

stände bestimmt wird und der Standardsetter die Trivialisierung nur mäßig meistert. 

Vor dem Hintergrund, dass SMEs ohnehin stärker familiär geprägt sind, scheint es 

naheliegend, dass die Kriterien der full IFRS auf SMEs nicht unverändert angewendet 

werden können. So wird gefordert die in Paragraph 33.2 (b) aufgeführten Beispiele für 

                                                            
764 Vgl. 373, S. 35 f. 
765 Vgl. 467, S. 32 f. 
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verbundene Parteien auf die unter (i), (ii), (iii) und (iv) genannten Beispiele zu be-

schränken, und auf Transaktionen, die nicht unter unabhängigen Drittparteien stattfin-

den würden.766  

 

23.9 Zusammenfassung 

69 Antworten (58,5%) machen Vorschläge. Mit der Beantwortung werden viele ver-

schiedene Themen angesprochen, die zum größten Teil von jeweils nur einer Stellung-

nahme als Einzelbenennungen erfolgen. Das macht zwar die Standpunkte der antwor-

tenden Parteien klar, offenbart aber teilweise sehr deutliche Unterschiede der Interes-

senschwerpunkte zwischen sowie innerhalb der IG. Ein weiterer Indikator für die Band-

breite ungleicher Antworten liegt in der Art der Beantwortung begründet.  

 

 

Tabelle 8: Positive Rückmeldungen zur Frage S20767 

 

Einige Kommentare umfassen wenige Worte, einige mehrere Seiten. Auch liegt die 

Vermutung nahe, dass sich die Verfasser mit den thematisierten Sachverhalten unter-

schiedlich intensiv beschäftigt haben. Denn die Rückmeldungen sind auch qualitativ 

als sehr ungleich einzustufen. Die Stellungnahmen reichen von der bloßen Erwähnung 

bzw. Darstellung bestimmter Sachverhalte (135) über Forderungen zur Änderung be-

stimmter Bereiche (109) bis hin zu konkreten Verbesserungsvorschlägen (53). Die 

obige Tabelle zeigt, wie viele Themen von den IG genannt und jeweils einer der drei 

Kategorien der Beantwortung zugeordnet wurden. 

 

                                                            
766 Vgl. 467, S. 30 ff. 
767 Aus Gründen der korrekten Darstellung der Beteiligungsverhältnisse werden im Rahmen der quan-

titativen Erfassung keine Bereinigungen vorgenommen. 
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Abbildung 25: Ergebnis Frage S20 

 

Drei Sachverhalte kommen dabei interessengruppenübergreifend zur Sprache. Hier 

ist die von den WP und Standardsettern angestrebte Überarbeitung der Abschnitte 11 

bzw. 12, ebenso wie die von den Standardsettern und wissenschaftlich motivierten 

Stellungnahmen aufgeworfene Frage nach der Streichung des Ansatzes des 22. Ab-

schnitts bei Unternehmenszusammenschlüssen unter gemeinsamer Leitung zu nen-

nen.768 Hervorzuheben ist auch die Vielzahl von Vorschlägen die zur Lösung von Prob-

lemen aus Anwendersicht bestehen. Insgesamt wurden mehr als ein Dutzend Ab-

schnitte des IFRS for SMEs zumindest zur Begriffsklärung zur Überarbeitung vorge-

schlagen. 27 (22,9%) wollen keine Veränderungen forcieren und begnügen sich mit 

dem Status quo. 22 (18,6%) beziehen keine Stellung zu dieser Frage. 

  

                                                            
768 Siehe 23.3 und 23.4. 
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24 Analyse Fragebogen Teil B – allgemeine Fragen 

24.1 Consideration of minor improvements to full IFRSs (Frage G1) 

24.1.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die erste allgemeine Frage greift häufig diskutierte Regelungslücken des Standards 

auf. Seit Jahren fordert eine Vielzahl von Parteien einen geordneten und fest vorgege-

benen Ablauf für den Umgang mit kleineren Verbesserungen bzw. Neuerungen der full 

IFRS.769 Es stehen aber nicht nur Stimmen für und gegen die Übernahme von Ände-

rungen zur Debatte. Einige lehnen einen solchen Automatismus gänzlich ab.770 Wieder 

andere befürworten Änderungen nur zur Lösung bekannter Probleme.771 Das IASB 

trägt den unterschiedlichen Meinungen insoweit Rechnung, dass vier Antwortmöglich-

keiten zur Auswahl stehen. 

 

24.1.2 Wirtschaftsprüfer 

58 (49,2%) der Wirtschaftsprüfer stimmen der Aufnahme von Änderungen der full IFRS 

im Rahmen der dreijährigen Überprüfungen des Standards zu. 11 (9,3%) antworten 

neutral und begründen ihre Entscheidung. 14 (11,9%) wollen ausschließlich bekannte 

Anwendungsprobleme lösen. 11 (9,3%) fordern das IASB zur Entwicklung von Bewer-

tungskriterien auf, nach welchen Verbesserungen eingearbeitet werden sollen. 24 

(20,3%) antworten nicht auf die Frage. 

Big Four 

Deloitte, EY und KPMG wollen vom IASB bestimmte Kriterien vorgegeben bekommen, 

die eindeutig besagen wann, ob und wie die Verbesserungen auf den IFRS for SMEs 

übernommen werden sollen. Für diesen Zweck erscheint allen 4 Stellungnahmen die 

dreijährige Überprüfung das richtige Forum zu sein.772 Das Instrument der widerlegba-

ren Vermutung wird abgelehnt. PwC befürwortet die Einarbeitung von Änderungen der 

full IFRS in den IFRS for SMEs in jenen Fällen, in denen diese zu Verbesserungen 

geführt haben und kein Grund dagegen spricht.773 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

7 (63,6%) plädieren für die Aufnahme von Verbesserungen und deren Thematisierung 

im Rahmen der dreijährigen Überprüfung. 4 dieser Stellungnahmen ermahnen das 

                                                            
769 Vgl. 528, S. 22 f. 
770 Vgl. 335, S. 23 f.; 415, S. 21; 444, S. 32. 
771 Vgl. RFI, S. 33. 
772 Vgl. 402, S. 9; 450, S. 2; 461, S. 8; 528, S. 30. 
773 Vgl. 450, S. 2. 
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IASB dazu den Wortlaut auch von weniger bedeutenden Änderungen bei der Übertra-

gung auf den IFRS for SMEs nicht zu stark abzuwandeln, sodass die ursprüngliche 

Bedeutung nicht verloren geht.774 1 (9,1%) sieht ausschließlich Bedarf in Form von 

begrifflichen Klarstellungen und lehnt die automatisierte Aufnahme von Neuerungen 

ab.775 Ebenfalls 1 antwortet neutral und 1 Stellungnahme befürwortet den Erweite-

rungsautomatismus im Zuge der dreijährlichen Überprüfung prinzipiell, jedoch wird ein-

dringlich davor gewarnt, komplexe und überflüssige Verbesserungen auf den IFRS for 

SMEs zu übernehmen.  

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

12 (36,4%) vertreten die Auffassung, dass Änderungen von geringer Tragweite an den 

full IFRS im IFRS for SMEs während der regelmäßigen Überprüfung vorgenommen 

werden sollen, sofern der Standard vergleichbare Vorschriften enthält. 3 argumentie-

ren mit zu hohen und frustrierenden Adaptionskosten bei kürzeren Überarbeitungsin-

tervallen.776 2 Stellungnahmen empfinden die fortschreitende Harmonisierung als 

maßgebliche Hilfe für SMEs für einen einfachen Wechsel zu den full IFRS.777 Außer-

dem verweisen 2 Stellungnahmen bei der Beantwortung auf die Argumentation zur 

Frage 4.778 6 (18,2%) wollen Änderungen für zur Lösung bekannter Probleme akzep-

tieren. Von diesen sehen 3 Stellungnahmen die Eigenständigkeit des IFRS for SMEs 

durch zu häufige Anpassungen an die full IFRS als gefährdet an und befürchten nach-

teilige Effekte beispielsweise durch Überregulierung.779 2 Antworten verlangen von der 

Leitfunktion der full IFRS abzusehen und fordern ausschließlich auf Anregungen der 

Anwender hin tätig zu werden.780 1 von diesen 2 Stellungnahmen beantwortet die 

Frage formal neutral und zählt somit zu den alternativen Rückmeldungen (18,2%), die 

sich mit keiner der drei Antwortmöglichkeiten eindeutig identifizieren können.781 2 neut-

rale Antworten verlangen teilweise verkürzte Überprüfungsdauern und die zwangs-

weise Anwendung bereits im zweiten Jahr nach der Verabschiedung von Änderun-

gen.782 3 (9,1%) verlangen Kriterien, nach welchen Änderungen der full IFRS zur Über-

                                                            
774 Vgl. 425_0, S. 13. 
775 Vgl. 416, S. 35. 
776 Vgl. 437, S. 11; 485, S. 35; 468, S. 29. 
777 Vgl. 470, S. 36; 494, S. 33. 
778 Vgl. 418_1, S. 33; 434, S. 10. 
779 Vgl. 335, S. 39; 415, S. 33; 499, S. 25. 
780 Vgl. 444, S. 34. 
781 Vgl. 491, S. 6. 
782 Vgl. 463_1, S. 8; 473, S. 21. 
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arbeitung des IFRS for SMEs führen. Als wesentliche Prinzipien solcher Kriterien wer-

den die Relevanz für Abschlussnutzer und die Komplexität von möglichen Verbesse-

rungen genannt.783 18,2% (6 Stellungnahmen) äußern sich nicht. 

 

24.1.3 Standardsetter 

30 (71,4%) stimmen generell überein, dass Kosten-Nutzen-Abwägungen bevorzugt 

berücksichtigt werden müssen. Aus diesem Grund sind mehrere die erste Antwort-

möglichkeit bevorzugende Parteien für die Einarbeitung kleinerer Änderungen der full 

IFRS in den IFRS for SMEs im Rahmen der regulären Überprüfung bzw. Überarbei-

tung.784 1 dieser Antworten empfindet es aber als wichtig Änderungen in unregelmä-

ßigen Abständen durchzuführen und bei den Überprüfungen zunächst nur potentielle 

Auswirkungen einer möglichen Änderung auf den Standard zu diskutieren.785 3 (7,1%) 

befürworten die Antwort aufgrund der Übereinstimmung mit den Paragraphen P16 bis 

P18 und BC163 bis BC165.786 4 (9,5%) sprechen sich für die Veröffentlichung von 

Kriterien durch das IASB aus, welche Änderungen des IFRS for SMEs zur Durchfüh-

rung qualifizieren. Die Entwicklung der Kriterien soll unter Berücksichtigung von Kos-

ten-Nutzen-Abwägungen stattfinden.787 1 Stellungnahme schlägt drei Beispiele vor.788 

1 Stellungnahme verlangt vor der Durchführung auch kleiner Änderungen Beweise, 

die einen sinnvollen Nutzen belegen, ausgenommen dringende Verbesserungen die 

als längst überflüssig angesehen werden.789 7,1% wollen Änderungen nur bei wissent-

lichen Problemen. 1 Stellungnahme argumentiert die Eigenständigkeit des Standards 

erhalten zu wollen, indem eine sehr begrenzte Anzahl an Änderungen übernommen 

werden soll und eine pauschale Überarbeitung bei Änderungen der full IFRS unterblei-

ben soll.790 Ebenfalls 7,1% antworten neutral. Die Argumentation dieser Gruppe weicht 

kaum von dem einhelligen Tenor ab. So forcieren die Antworten ebenfalls die klare 

Sprache sowie die Qualität eines eigenständigen IFRS for SMEs.791 1 Stellungnahme 

kritisiert die Fragestellung, da nicht völlig klar ist, ob geringfügige Verbesserungen nur 

                                                            
783 Vgl. 483, S. 37. 
784 Vgl. 419_1, S. 32; 454, S. 11 f. 
785 Vgl. 469, S. 35. 
786 Vgl. 497, S. 13. 
787 Vgl. 435, S. 45. 
788 Vgl. 459, S. 8. 
789 Vgl. 591, S. 37 f. 
790 Vgl. 440_1, S. 32. 
791 Vgl. 6772, S. 37;  
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Erkenntnisse aus dem jährlichen Verbesserungsprozess umfassen oder auch Ent-

wicklungen andere Projekte beinhalten. Damit ist auch diese Stellungnahme gegen 

automatische Folgeänderungen des IFRS for SMEs aufgrund von Überarbeitungen 

der full IFRS.792 2 (4,8%) Standardsetter antworten nicht auf die Frage. 

 

24.1.4 Wissenschaft 

Mit 3 (42,9%) folgen die meisten der antwortenden wissenschaftlich motivierten Stel-

lungnahmen der Mehrheit der Standardsetter. Dabei wird der im Vergleich zu den full 

IFRS verzögerte Revisionsprozess als Vorteil und wesentliche Unterscheidung des 

IFRS for SMEs angesehen.793 Das garantiere eine stabile Basis für mindestens drei 

Jahre.794 Ebenfalls dem Hauptargument der Stabilität des Regelwerks folgend wollen 

2 (28,6%) nur jene Abänderungen aufnehmen, um bekannte Probleme zu lösen.795 2 

(28,6%) antworten nicht. 

 

24.1.5 Abschlussersteller 

Auch 3 (42,9%) Abschlussersteller optieren zugunsten eines modernen Standards zur 

dreijährigen Überprüfung, während welcher über Änderungen entschieden werden 

soll.796 1 (14,3%) empfindet den bis dato aktuellen IFRS for SMEs als zu komplex und 

fordert weitere Vereinfachungen. Aus diesem Grund wird die regelmäßige Einarbei-

tung auch von kleinen Verbesserungen auf Basis der full IFRS abgelehnt.797 1 (14,3%) 

spricht sich für die Vorgabe von Kriterien zur Überprüfung der Kompatibilität zur An-

wendung auf SMEs aus. Dabei werden vorangestellte Kosten-Nutzen-Überlegungen 

vorausgesetzt.798 2 (28,6%) antworten nicht auf die Frage. 

 

24.1.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

25% sprechen sich für die erste Antwortmöglichkeit, also für die regelmäßige Einar-

beitung kleiner Änderungen, aus und kommentieren das nicht weiter.799 25% (1 Stel-

lungnahme) antworten neutral. Im Fokus dieser Meinung steht die Absicht, nationale 

Bestrebungen in der Entwicklung des IFRS for SMEs zu berücksichtigen und diese vor 

                                                            
792 Vgl. 407, S. 17 f. 
793 Vgl. 406, S. 41. 
794 Vgl. 498, S. 10 f. 
795 Vgl. 471, S. 6. 
796 Vgl. 332, S. 35; 423, S. 10. 
797 Vgl. 439, S. 9. 
798 Vgl. 490_1, S. 31. 
799 Vgl. 510, S. 11 f. 
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einer Änderung des Standards zu homogenisieren, was zu dessen Stabilität beitragen 

soll.800 Im Zweifel sind Änderungen der full IFRS jedoch als maßgeblich anzusehen. 

50% der Stellungnahmen antworten nicht auf die Frage. 

 

24.1.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen beantwortet diese Frage. 

 

24.1.8 Sonstige 

1 (33,3%) der Stellungnahmen ist für die Umsetzung von Änderungen, sofern sie be-

kannte Probleme lösen, 1 will vom IASB vorgegebene Kriterien zur Evaluierung und 1 

antwortet nicht auf die Frage. 

Abschlussnutzer 

1 AN bescheinigt dem IFRS for SMEs eine sehr gute Akzeptanz und sieht kaum Prob-

leme in der Anwendung. Aus diesem Grund will er Änderungen nur zur Lösung von 

Problemen akzeptieren.801 50% machen keine Angaben und antworten nicht. 

Privatpersonen 

Wie zahlreiche Stellungnahmen zuvor befürwortet die Privatperson ebenfalls einen 

dreijährlichen Rhythmus zur Einarbeitung von Änderungen. Es wird der Vorschlag ein-

gebracht, die Struktur und das Vokabular auf Schwächen zu überprüfen, um Verständ-

nisproblemen nicht englischsprachiger Anwender vorzubeugen.802 Wie bereits von 1 

Stellungnahme der Standardsetter argumentiert wurde, unterstützt auch die Privatper-

son komplexe Änderungen nur, insoweit diese einen signifikanten Mehrnutzen zur 

Folge haben.803 

 

24.1.9 Zusammenfassung 

Weit mehr als die Hälfte der Stellungnahmen sprechen sich für die Einarbeitung von 

Änderungen der full IFRS während der dreijährlichen Überprüfung aus. Nur wenige 

Stellungnahmen widersprechen dieser Ansicht direkt und verlangen kürzere Überprü-

fungsdauern.804 58 (49,2%) Antworten sind positiv gestimmt und wollen kleine Ände-

rungen generell übernehmen, sofern sie Verbesserungen der full IFRS herbeiführen 

                                                            
800 Vgl. 405, S. 28. 
801 Vgl. 421, S. 7. 
802 Vgl. 467, S. 36. 
803 Ebenda. 
804 Vgl. 24.1.2. 
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sollen und ähnliche Formulierungen auch im SME-Standard zu finden sind. 14 (11,9%) 

finden es sinnvoll nur bekannte Probleme auf diese Art zu beheben. Dabei wollen meh-

rere Antworten die widerlegbare Vermutung durchsetzen, dass Änderungen nicht au-

tomatisch übernommen werden sollen. Manche wollen die Eigenständigkeit des Stan-

dards bewahren, andere möchten komplizierte Änderungen verhindern, indem nur 

Vorschläge mit für SMEs vorteiligen Kosten-Nutzen-Abwägungen in Frage kommen 

sollen.805 11 (9,3%) fordern die Vorgabe von Kriterien vom IASB zur Identifizierung von 

Änderungen die im IFRS for SMEs eingearbeitet werden sollen. Weitere 11 (9,3%) 

antworten neutral. 1 Stellungnahme regt an vor Einarbeitung von Änderungen die Hal-

tung nationaler Standardsetter zu berücksichtigen bzw. auf die Homogenisierung der 

national gebräuchlichen Handhabung hinzuwirken, bevor eine Änderung final über-

nommen wird. Das erscheint widersprüchlich. Die Privatperson bringt das Vokabular 

und die Grammatik des Standards zur Sprache und weist auf mögliche Unklarheiten 

für nicht englischsprachige Anwender hin und bittet zeitgleich um ihre vorbeugende 

Klärung. 24 (20,3%) enthalten sich. 

  

 
Abbildung 26: Ergebnis Frage G1 

  

                                                            
805 Siehe 24.1.3 und 24.1.5. 

0

0

1

3

3

30

12

7

2

1

0

0

1

2

3

6

1

0

1

0

0

1

0

4

3

0

2

0

0

1

0

0

3

6

1

0

1

5

4

2

2

2

6

2

0

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Sonstige

F‐Institutionen

Regulatoren

A‐Ersteller

Wissenschaft

Standardsetter

WP‐IVertreter

WP‐Andere

WP‐Big Four

Ergebnis Frage G1

Allg. Zustimmung Nur bei Problemen Kriterien des IASB Alternativ Enthaltung



 

168 
 

24.2 Further need for Q&As (Frage G2) 

24.2.1 Erläuterung der Fragestellung 

Eine der Kernkompetenzen und wesentliche Zuständigkeit der SMEIG besteht in der 

Entwicklung von Hilfestellungen für Anwender des Standards. Zu diesem Zweck wurde 

ein nicht zur Handlung verpflichtender Fragen- und Antworten-Katalog entwickelt, wel-

cher von einzelnen Parteien nachweislich als hilfreich angesehen wird.806 Da die Arbeit 

an dem Projekt begrenzt wurde und bis zum Zeitpunkt des RFI 2012 lediglich sieben 

Q&As verfügbar waren, wurde von einzelnen Parteien, auch unter dem Vorwand einer 

zusätzlichen Last, dessen Abschaffung verlangt.807 So stehen sich ein befürwortendes 

und ein gegen die Fortführung dieser unverbindlichen Hilfestellung plädierendes Lager 

gegenüber. 

 

24.2.2 Wirtschaftsprüfer 

Neben 27 (56,3%) welche für die Fortsetzung des Q&A-Programms sind wollen 8 

(14,6%) dessen Ende erwirken. 6 (12,5%) antworten neutral und weitere 6 antworten 

abweichend. Ebenfalls 7 (14,6%) antworten nicht auf die Frage. 

Big Four 

Deloitte und EY entscheiden sich für die dritte Antwortmöglichkeit. Von Deloitte wird 

das Q&A-Programm als der falsche Weg angesehen, um das Vorhaben der periodi-

schen Aktualisierung durchzuführen. Überlegungen zum Kosten-Nutzen-Verhältnis 

gemäß BC163 lassen für Deloitte nur den Schluss zu, dass ausschließlich Fälle mit 

gravierenden Abweichungen zu dieser Art von Überarbeitungen führen sollten.808 Als 

Instrument der Wahl wird das ED benannt. PwC sieht den Zweck des Q&A-Programms 

als erfüllt an und möchte das Programm aufgrund der Gefahr möglicher Fehlinterpre-

tationen der full IFRS beenden.809 EY stimmt der Fortführung des Programms zu, kri-

tisiert aber den Entwicklungsprozess der Q&As in vier Punkten. Einerseits wird die 

Geschwindigkeit und damit die Anzahl der Veröffentlichungen im Verhältnis zur Be-

deutung des Standards als zu gering eingestuft. Um sicherzustellen, dass dem SMEIG 

keine wichtigen Sachverhalte entgehen, und zur Optimierung des Bearbeitungsflusses 

entsprechend der Wichtigkeit der Themen, wünscht man sich bei EY außerdem die 

                                                            
806 Vgl. DRSC: Quartalsbericht Q2/2010, S. 19. 
807 Vgl. RFI, S. 36. 
808 Vgl. 402, S. 10. 
809 Vgl. 450, S. 4 ff. 
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Möglichkeit, Fragen direkt an das Gremium zu stellen. Als dritter Punkt wird die Veröf-

fentlichung der Q&A-Entwürfe im Internet kritisiert. Dieser Schritt sollte ähnlich vertrau-

lich behandelt werden wie bei einem Diskussionspaper oder einem Exposure Draft. 

Als letzter Kritikpunkt wird die Reaktionszeit auf Entwürfe der SMEIG genannt. Es wird 

vorgeschlagen diese auf 60 Tage auszudehnen.810 KPMG teilt mit der Auswahl der 

Antwortmöglichkeit (a) zwar die Ansicht von EY, das Q&A-Programm beizubehalten, 

jedoch wird gegenteilig argumentiert. Da man befürchtet die Integrität des IFRS for 

SMEs als eigenständigen Standard zu gefährden wird um Beendigung des Programms 

gebeten.811 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

8 (72,7%) sprechen sich für die Fortsetzung des Programms aus. 1 Stellungnahme 

äußert pragmatisch, dass ihr kein Grund bekannt ist, wieso das Programm beendet 

werden sollte. Im Gegenteil, Q&As wird eine präventive Funktion zugeschrieben und 

deren Nutzen gilt für 3 Antworten als nachgewiesen.812 1 lehnt die Fortsetzung ab und 

sieht die Q&As als Konkurrenz zum eigentlichen Standard.813 1 antwortet neutral. Da-

bei handelt es sich um 1 Stellungnahme, die der Fortsetzung zustimmt. Jedoch wird 

das IASB ermahnt nur weit verbreitete Probleme zu thematisieren, deren falsche An-

wendung bereits stattgefunden hat oder sehr wahrscheinlich stattfinden wird.814 1 be-

antwortet die Frage nicht. 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

18 (54,5%) empfinden die Q&As als hilfreich und wollen sie beibehalten.815 Mehrere 

Stellungnahmen begründen die Entscheidung nicht oder nur banal. 3 Antworten äu-

ßern sich positiv über die Fortsetzung in begrenztem Umfang.816 2 Antworten haben 

bedenken, dass Benutzer den Q&As zu viel Interpretationsspielraum zuschreiben 

könnten.817 1 fordert die Möglichkeit, Fragen an die SMEIG stellen zu können und 

diese zeitnahe beantwortet bekommen zu können.818 6 (18,2%) finden, der Zweck des 

Q&As wurde vollumfänglich erfüllt, und wollen das Projekt beenden. Mehrere Stellung-

                                                            
810 Vgl. 528, S. 29 f. 
811 Vgl. 461, S. 8. 
812 Vgl. 308_1, S. 33 f.; 416, S. 37; 425_0, S. 14; 462, S. 26. 
813 Vgl. 430, S. 35 f. 
814 Vgl. 449, S. 38 f. 
815 Vgl. 390_1, S. 35 f. 
816 Vgl. 415, S. 35; 418, S. 34 f.; 447, S. 45. 
817 Vgl. 439, S. 30; 491, S. 6. 
818 Vgl. 463_1, S. 8. 
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nahmen fordern das IASB dazu auf Probleme in Form eines jährlichen Verbesserungs-

projekts oder während der dreijährlichen Überprüfung einzuarbeiten.819 3 lassen mit 

ihrer Begründung zumindest indirekt durchklingen, dass die Q&As als Bedrohung der 

Alleinstellung des IFRS for SMEs mit geradlinigen prinzipienbasierten Ansätzen gese-

hen werden müssen.820 Andere empfinden die Hilfestellung als rudimentär ,da fortge-

schrittene Anwendungsprobleme nicht thematisiert werden und nur grundlegende Hil-

festellungen für Erstanwender veröffentlicht werden.821 1 Antwort warnt vor Überregu-

lierung.822 3 (9,1)% antworten zunächst neutral. Neben dem bloßen Wunsch nach nicht 

zur Handlung verpflichtenden Hilfestellungen werden einerseits mehr Q&As gefor-

dert.823 1 Organisation ist der Ablehnung zuzurechnen und führt bereits genannte Ar-

gumente an.824 1 Stellungnahme ist für die Beendigung und bringt Bedenken gegen 

den Entwicklungsprozess der Hilfestellungen ein. So ist dieser nicht mit der Entwick-

lung von Standards vergleichbar. Aufgrund der Veröffentlichung durch das IASB wird 

Benutzern jedoch oft die Pflicht zur Anwendung vermittelt.825 6 Stellungnahmen 

(18,2%) enthalten sich. 

 

24.2.3 Standardsetter 

33 (78,6%) befürworten das Konzept der Q&As und wollen die Fortsetzung erwirken. 

Viele Organisationen möchten der steigenden Komplexität des Regelwerks entgegen-

wirken und sehen in den Q&As eine geeignete Hilfestellung zur praktischen Umset-

zung der Buchführungsregularien.826 4 Stellungnahmen sprechen dem Programm 

ebenfalls eine entscheidende Rolle in den Assistenzbemühungen des IASB für Benut-

zer zu und regen sogar zur Ausweitung dieser Tätigkeit an.827 Als ausschlaggebendes 

Argument ist nach Ansicht von 1 Antwort die Ressourcenknappheit von SMEs zu nen-

nen. In aller Regel verfügen SMEs nicht über professionelle Buchhalter und engagie-

ren nach Meinung von 1 weiteren Stellungnahme keine großen Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaften, womit ihnen keine spezialisierten Abteilungen zur Beantwortung von 

                                                            
819 Vgl. 592, S. 24. 
820 Vgl. 335, S. 40 f.; 410_1, S. 26; 468, S. 30. 
821 Vgl. 437, S. 11. 
822 Vgl. 434, S. 10. 
823 Vgl. 444, S. 35 f. 
824 Vgl. 429, S. 49 f. 
825 Vgl. 473, S. 22 f. 
826 Vgl. 496, S. 12. 
827 Vgl. 440_1, S. 33 f.; 497, S. 13 f. 
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Detailfragen zur Verfügung stehen.828 1 andere Stellungnahme schlägt eine Neuaus-

richtung der Q&As vor, da die Frage nach der Notwendigkeit der zu klärenden Sach-

verhalte bisher nicht sorgfältig genug geprüft wurde.829 Alle 3 (9,1%) neutral antwor-

tenden Standardsetter haben Bedenken, dass Q&As trotz der ausdrücklich nicht ver-

pflichtenden Veröffentlichungen als weisende Vorgaben verstanden werden könn-

ten.830 Als zentrale Stelle zur Lösung von Problemen, die zwischen den Überprüfungen 

aufgezeigt werden wird der Aufbau eines Komitees ähnlich dem IFRS Interpretation 

Committee gefordert.831 2 (4,8%) wollen das Ende des Programms und sehen im Aus-

bau des Angebots des Trainingsmaterials eine Kompensationsmöglichkeit.832 4 (9,5%) 

antworten nicht. 

 

24.2.4 Wissenschaft 

Die wissenschaftlichen Stellungnahmen sehen für diese Frage nur eine sinnvolle Ant-

wort. Alle 5 (71,3%) kommentierenden Antworten sind für die Fortsetzung des Pro-

gramms. Diese Haltung scheint von der Einstellung beflügelt, dass weder regelmäßige 

Erweiterungen noch umfassendes Trainingsmaterial alle aufkommenden Fragen zeit-

gerecht beantworten können.833 Zudem wird die nicht verpflichtende Fortführung des 

Projekts von 2 Stellungnahmen als besonders sinnvoll hervorgehoben.834 

 

24.2.5 Abschlussersteller 

3 (42,9%) Abschlussersteller wollen die Q&As erhalten. 2 Stellungnahmen begründen 

die Entscheidung nicht. 1 sieht keinen Grund die Q&As zu beschneiden, jedoch wird 

auch keine ansteigende Nachfrage erwartet und die bisherigen Veröffentlichungen 

werden als ausreichend angesehen.835 1 lehnt die Q&As ab und verweist auf die vom 

IASB dargelegte Argumentation dieser Gruppe.836 3 andere beantworten die Frage 

nicht. 

 

                                                            
828 Vgl. 459, S. 8 f. 
829 Vgl. 478, S. 7. 
830 Vgl. 407, S. 18; 435, S. 47 f.; 491, S. 39 f. 
831 Vgl. 591, S. 39 f. 
832 Vgl. 431, S. 46. 
833 Vgl. 406, S. 42 f.; 471, S. 6. 
834 Vgl. 471, S. 6; 472, S. 34 f. 
835 Vgl. 490_1, S. 33. 
836 Vgl. 332, S. 37. 
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24.2.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

Wieder antworten nur 2 Stellungnahmen (33,3%) dieser Interessengruppe. 1 Antwort 

lehnt die Q&As ab. Diese Antwort zieht den Ausbau des Angebots des Trainingsma-

terials vor.837 Begründet wird diese Entscheidung nicht. 1 Autor antwortet neutral und 

argumentiert abweichend von den vorgegebenen Antwortmöglichkeiten. Es wird die 

Schaffung eines regulierenden Gremiums vorgeschlagen, welches Anwender schnell, 

informell und zentral koordiniert unterstützt. Als Methode zur Auswahl zur Veröffentli-

chung wird weder die Arbeit des IFRIC noch die Form der Q&As angestrebt. Vielmehr 

will man eine Art Hitliste der nützlichsten Antworten während eines bestimmten Zeit-

raums veröffentlichen.838 

 

24.2.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Finanzinstitutionen beantwortet diese Frage. 

 

24.2.8 Sonstige 

2 (66,7%) beantworten die Frage. 1 (33,3%) stimmt für die Fortführung der Q&As, 1 

ist dagegen.  

Abschlussnutzer 

1 AN lehnt die Q&As aufgrund der zusätzlichen Arbeit für das IASB, Abschlussvorbe-

reiter bzw. Anwender und Benutzer ab.839 Die andere Stellungnahme antwortet nicht. 

Privatpersonen 

Die Privatperson befürwortet die Q&As aufgrund des großen Nutzens für Standardset-

ter die von nationalen Rechnungslegungsvorschriften zum IFRS for SMEs wech-

seln.840 

 

24.2.9 Zusammenfassung 

Mit 69 Antworten (58,5%) ist die absolute Mehrheit für die Fortführung des Q&A-Pro-

gramms. Die Kernaussage der Zustimmungen wird von der Privatperson trotz der for-

mal neutralen Antwort treffend formuliert. Diese begrüßt vor allem den Nutzen für fi-

nanzschwache Länder und Standardsetter, die den Wechsel zum IFRS for SMEs voll-

ziehen möchten. 13 (11%) sehen keine Zukunft für das Projekt und 10 (8,5%) haben 

                                                            
837 Vgl. 510, S. 12. 
838 Vgl. 405, S. 29 f. 
839 Vgl. 421, S. 7. 
840 Vgl. 467, S. 37 f. 
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von den Antwortmöglichkeiten abweichende Vorstellungen darüber, wie das IASB wei-

ter vorgehen sollte. Interessant ist die Haltung der Big Four. 2 antworten neutral, ob-

wohl die Ansichten durchaus der Ablehnung bzw. Zustimmung zugerechnet werden 

können. EY kritisiert trotz Zustimmung den Entwicklungsprozess der Q&As wesentlich 

und Deloitte lehnt die Q&As aufgrund des Kosten-Nutzen-Prinzips des BC163 ab. 26 

(22%) äußern sich nicht zu der Frage. Die großen Befürworter sind in den Reihen der 

WP-Gesellschaften, der Standardsetter und der wissenschaftlich motivierten Stellung-

nahmen zu sehen. Die Finanzinstitutionen und Regulatoren glänzen hingegen mit Ent-

haltungen. 

 

 
Abbildung 27: Ergebnis Frage G2 
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24.3 Treatment of existing Q&As (Frage G3) 

24.3.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die dritte Frage des zweiten Teils befasst sich mit den zuvor genannten sieben Veröf-

fentlichungen. Das IASB stellt zur Debatte, ob die nicht verpflichtenden Q&As in den 

Standard eingearbeitet und zu verpflichtenden Vorschriften umgewandelt werden soll-

ten.841 Dabei werden zwei Varianten in Aussicht gestellt. Im Fall der Einarbeitung wird 

bereits dargelegt dies in reduzierter Form tun zu wollen. Sollte die Mehrheit das nicht 

wollen, wird die aktive Weiterentwicklung der Q&As vorgeschlagen. 

 

24.3.2 Wirtschaftsprüfer 

18 (37,5%) verlangen die Einarbeitung der Q&As in den Standard. 10 (20,8%) sehen 

den bisherigen Weg als den richtigen an und entscheiden sich für die zweite Variante. 

9 (18,8%) antworten vorerst neutral und legen ihre abweichende Ansicht dar. 11 

(22,9%) antworten nicht. 

Big Four 

Die Big Four zeigen ein uneiniges Bild. Es ist nicht nur jede Antwortmöglichkeit vertre-

ten, auch enthält sich EY. KPMG stimmt der Aufnahme der sieben Q&As in den Stan-

dard zu. Mit Verweis auf drei Rückmeldungen vom 14. September 2011, 29. November 

2011 und 27. Januar 2012 zu Q&As bringt man bei KPMG deutlich zum Ausdruck, 

dass man nicht verpflichtende Handlungsempfehlungen als kein geeignetes Instru-

ment ansieht, um die Entwicklung eines eigenständigen IFRS for SMEs voranzutrei-

ben.842 PwC befürwortet die Fortführung und bezieht sich auf die Antwort zur zweiten 

Frage.843 Es wird keine neue Sichtweise eingebracht. Bei Deloitte antwortet man neut-

ral. Jedoch wird die von den Q&As zu erfüllende Aufgabe unmissverständlich verdeut-

licht. So sollte, bis auf eine in einer früheren Rückmeldung benannte Ausnahme, keine 

der sieben Q&As über die Dauer der nächsten Überarbeitung hinaus erhalten wer-

den.844 Nach dieser Meinung ist es die logische Konsequenz und die Pflicht des IASB 

sinnvolle Q&As einzuarbeiten und die verbleibenden zu verwerfen. Konkret wird die 

Erweiterung des Paragraphen 9.18 durch das Q&A 2012/04 Recycling of cumulative 

exchange differences on disposal of a subsidiary gefordert.845 

                                                            
841 Vgl. RFI, S. 37. 
842 Vgl. 461, S. 8. 
843 Siehe 5.2. 
844 Vgl. 402, S. 10. 
845 Ebenda. 
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Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

7 (63,6%) stimmen der Fortsetzung zu und sehen die Erweiterung des Standards 

durch die Q&As als legitimen Schritt zur Vervollständigung einzelner Abschnitte an.846 

Die Einarbeitung als verpflichtenden Teil des Standards wird von 1 Stellungnahme als 

nicht notwendig angesehen847, 2 weitere verlangen diesen Schritt ausdrücklich zu-

gunsten der Benutzerfreundlichkeit und zur Reduzierung von Quellen für die Anwender 

da ohnehin nicht mit einer Änderung der Bilanzierung zu rechnen sei.848 2 (18,2%) 

lehnen die Fortführung ab, 1 dieser Stellungnahmen möchte sie jedoch lediglich als 

separate Hilfestellung neben dem eigentlichen Standard erhalten.849 9,1% äußern sich 

neutral und machen nicht klar, ob sie für die Fortsetzung sind. Jedoch sollte nach die-

ser Meinung jedes Q&A individuell betrachtet und entschieden werden, ob es verpflich-

tend anzuwenden sein soll oder nicht.850 9,1% (1 Stellungnahme) antworten nicht. 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Die Wirtschaftsprüfer zeigen sich einig, denn mit 10 (30,3%) Parteien ist auch die 

Mehrheit der Interessenvertreter für die Einarbeitung der Q&As. 7 (21,2%) antworten 

zunächst neutral. Von diesen insgesamt 17 Stellungnahmen schwärmt die Meisten 

vom Ideal eines einheitlichen Prüfungsprozesses für Q&As zwecks Einarbeitung in den 

Standard und Löschung.851 Auch wird häufig auf die Rückmeldungen auf die Frage G2 

verwiesen. 3 Antworten wollen die Q&As als separate Leitlinien abschaffen.852 7 

(21,2%) votieren direkt für die Antwort (b) und wollen die Q&As als separate Hilfestel-

lung neben dem Standard erhalten.853 Dieser Sichtweise sind außerdem 2 neutrale 

Antworten zuzurechnen.854 Auch empfindet es 1 Stellungnahme als überflüssig teils 

triviale Hilfestellungen einzubeziehen.855 1 andere will die Abschnitte nicht mit Hilfe-

stellungen verkomplizieren und aufblähen.856 Beachtlich ist, dass 9 (27,3%) nicht auf 

die Frage antworten und einige ihre Entscheidung nicht begründen. 

 

                                                            
846 Vgl. 425, S. 15. 
847 Vgl. 487, S. 6. 
848 Vgl. 416, S. 38 f.; 462, S. 27. 
849 Vgl. 308_1, S. 35. 
850 Vgl. 449, S. 40 f. 
851 Vgl. 331, S. 5; 415, S. 36; 418_1, S. 36 ff. 390, S. 37 ff.; 434, S. 11; 447, S. 48; 468, S. 31; 473, S. 

23; 592, S. 25. 
852 Vgl. 335, S. 42; 429, S. 51 f.; 592, S. 25. 
853 Vgl. 444, S. 37. 
854 Vgl. 470, S. 38; 483, S. 40. 
855 Vgl. 437, S. 11; 485, S. 38. 
856 Vgl. 449, S. 28. 
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24.3.3 Standardsetter 

Das Ergebnis keiner Interessengruppe fällt so knapp aus wie das der Standardsetter. 

Ein Interessenvertreter, der bereits drei Fragen zuvor nicht eindeutig beantworten 

konnte, ist auch bei dieser Frage nicht in der Lage eine eindeutige Mehrheit seiner 

Mitglieder zu identifizieren. Die gewichteten Stimmen dieses Interessenvertreters wer-

den aus diesem Grund für jede der drei Antwortmöglichkeiten gezählt und entspre-

chend ins Verhältnis gesetzt. Demnach stimmen 27 Stellungnahmen (30%) für die 

Fortführung der Q&As als unabhängigen Leitfaden. Die meisten Stellungnahmen be-

fürchten der Standard würde zu komplex werden und zu viele neue unbeabsichtigte 

Anforderungen an die Finanzberichterstattung mit sich bringen.857 28 (32,2%) antwor-

ten abweichend mit Begründung. 24 befürworten die Aufnahme nur jener Q&As, die 

einen fundamentalen Einfluss darstellen.858 1 Antwort verweigert die Aufnahme, bis 

ein richtiges Maß an Klarheit geschaffen wurde und keine Frage mehr unbeantwortet 

bleibt. Bis dahin wird die Aufnahme ins Trainingsmaterial vorgeschlagen.859 24 Stel-

lungnahmen sehen ein kritisches Level möglicher Einflussnahmen der Q&As auf Full-

IFRS-Anwender.860 1 Standardsetter sieht den IASB als einzige autoritäre Quelle zur 

Veröffentlichung von Hilfestellungen an und hält es für notwendig den Entstehungs-

prozess der Q&As zu überarbeiten. Es wird befürchtet, dass sie als de facto verpflich-

tend angesehen werden könnten.861 Etwa ein Drittel befürwortet die Aufnahme der 

sieben Q&As als festen Bestandteil des Standards. Die Modifizierung sehr detaillierter 

Q&As zur Vereinfachung wird vorausgesetzt.862 5 (3%) beantworten die Frage nicht. 

 

24.3.4 Wissenschaft 

4 (57,1%) wissenschaftlich motivierte Stellungnahmen sehen in der Einarbeitung der 

Q&As den nächsten logischen Schritt. 2 der Antworten verweisen auf die Begründung 

zur Frage G2.863 1 hält es für sinnvoll Q&As auch bei der Entscheidung zur Nichtauf-

nahme zu löschen. Alternativ wird die Aufnahme ins Schulungsmaterial vorgeschla-

gen.864 Die einzige nicht vorbehaltlos zustimmende Antwort entscheidet sich für (c) 

und verweist auf notwendige Einzelfallentscheidungen und regt dabei konkret an die 

                                                            
857 Vgl. 454, S. 12; 496, S. 12 f. 
858 Vgl. 357, S. 7 f.; 496, S. 12 f. 
859 Vgl. 591, S. 41. 
860 Vgl. 435, S. 49 f.; 496, S. 13. 
861 Vgl. 407, S. 18. 
862 Vgl. 431, S. 48. 
863 Vgl. 471, S. 6. 
864 Vgl. 406, S. 44. 
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Q&As 2011/01, 2011/02, 2011/03 und 2012/01 ohne Umschweife einzuarbeiten sowie 

Q&A 2012/03 zur Löschung freizugeben.865 28,6% beantworten die Frage nicht. 

 

24.3.5 Abschlussersteller 

2 (28,6%) befürworten die Einarbeitung. 1 (14,3%) Abschlussersteller will die Q&As 

als separate Orientierungshilfe beibehalten. Keine dieser 3 Stellungnahmen begründet 

die Entscheidung. Die einzige neutral antwortende Stellungnahme ist der Zustimmung 

zuzurechnen, wobei der Gedanke im Vordergrund steht, nachweislich nützliche Be-

standteile der Q&As und des Trainingsmaterials der verpflichtenden Anwendung zu-

zuführen.866 Nur 40% der antwortenden Stellungnahmen begründen ihre Antwort und 

3 (42,9%) aller Stellungnahmen antworten nicht auf die Frage. 

 

24.3.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

3 (50%) antworten neutral. Dabei verweist 1 Stellungnahme auf die eigene Antwort zur 

Frage G2867, 1 Meinung sieht die Aufnahme der Q&As ins Trainingsmaterial als erstre-

benswerte Variante an.868 Die verbleibenden 50% antworten nicht. 

 

24.3.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen beantwortet die Frage. 

 

24.3.8 Sonstige 

2 (66,7%) beantworten die Frage. Davon stimmt 1 für die Fortführung der Q&As und 1 

antwortet neutral.  

Abschlussnutzer 

Die einzige Ratingagentur enthält sich auch bei dieser Frage. Die andere Stellung-

nahme will die Einarbeitung der Q&As, da eine separate Betrachtung als zusätzliche 

Arbeitsbelastung angesehen wird.869 

 

 

 

                                                            
865 Vgl. 498, S. 11. 
866 Vgl. 490_1, S. 34. 
867 Vgl. 405, S. 30 f. 
868 Vgl. 510, S. 12. 
869 Vgl. 421, S. 7. 
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Privatpersonen 

Die einzige private Sichtweise positioniert sich entsprechend der Idee, mit Q&As Un-

ternehmen insbesondere während der Erstanwendung zu unterstützen. Mit zuneh-

mender globaler Akzeptanz wird eine Prüfung zur Aufnahme der Handlungsempfeh-

lungen in den Standard empfohlen.870  

 

24.3.9 Zusammenfassung 

Das Ergebnis der Auswertung nur weniger Fragen fällt so knapp aus wie hier. Mehrere 

Organisationen antworten mit Bezug auf ihre Antwort zur Frage G2 oder in Anlehnung 

an frühere Stellungnahmen.871 So wird schnell klar, dass die Frage nicht separat, son-

dern nur im Kontext der Sinnhaftigkeit des Q&A-Programms beantwortet werden kann. 

Insgesamt stimmen 52 (31,3%) für die Einarbeitung und anschließende Löschung. 

Den größten Zuspruch erfährt das Argument, nach welchem nur die Q&As mit dem 

sinnvollsten und fundamentalsten Einfluss eingearbeitet werden sollten.872  

 

 
Abbildung 28: Ergebnis Frage G3 

 

Eine konkrete Definition bzw. Kriterien werden nicht genannt. 40 (24,1%) wollen die 

Abgrenzung zum Standard beibehalten und führen mehrfach die mangelnde Klarheit 

                                                            
870 Vgl. 467, S. 39. 
871 Siehe 24.3.2 und 24.3.4. 
872 Siehe 24.3.3 und 24.3.2. 
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der Handlungsempfehlungen an.873 44 (26,5%) antworten zunächst abweichend, 

können nach genauerer Betrachtung jedoch meist dem Zuspruch zu (a) oder (b) zu-

gerechnet werden. So werden die Q&As von 1 neutralen Stellungnahme als trivial 

und unnötig bezeichnet.874 30 (18,1%) äußern sich nicht. Im Verhältnis zur Anzahl 

der Stellungnahmen der einzelnen Interessengruppen glänzen insbesondere die Fi-

nanzinstitutionen, Regulatoren, Abschlussersteller und sonstigen Stellungnahmen 

mit Enthaltung. Die zahlenmäßig größte Enthaltung liegt bei den WP-Interessenver-

tretern mit 9 Stellungnahmen vor, gefolgt von den Finanzinstitutionen und den Stan-

dardsettern mit jeweils 5 Enthaltungen. 

  

                                                            
873 Siehe 24.3.3. 
874 Siehe 24.1.2. 
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24.4 Training material (Frage G4) 

24.4.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die vierte allgemeine Frage lädt zu Kommentaren über das zum Selbststudium online 

zur Verfügung gestellte Trainingsmaterial ein. Zur Beantwortung werden keine konkre-

ten Vorgaben gemacht. Demnach zeigt sich das IASB über aufkommende Fragen und 

Kommentare ebenso glücklich wie über Verbesserungsvorschläge und die Meinung 

der Antwortenden über das Trainingsmaterial.875 Zum Zeitpunkt der Abhandlung die-

ser Arbeit war die im RFI 2012 genannte Webseite nicht mehr verfügbar, da sie ins 

Archiv der IFRS Foundation verlagert wurde.876  

 

24.4.2 Wirtschaftsprüfer 

18 (37,5%) WP lehnen das Trainingsmaterial ab und kommentieren ihre Antwort nicht. 

Dem stehen 17 (35,4%) gegenüber, die sich äußern, und 13 (27,1%) beantworten die 

Frage nicht.  

Big Four 

Deloitte und PwC antworten verneinend und kommentieren die Entscheidung nicht. 

EY und KPMG beantworten die Frage nicht. 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

5 (45,5%) beantworten die Frage mit Ja, jedoch kommentieren ihre Rückmeldungen 

nur 3 (27,3%) Parteien wortkarg. 2 loben die Idee hinter der Publikation877, das man-

gelnde Bewusstsein über dessen Existenz wird jedoch kritisiert.878 1 ablehnend ant-

wortende WP-Gesellschaft bezieht sich auf die Meinung eines Klienten, der um Hilfe 

bei der Bilanzierung von Lebensrechten in Pensionistensiedlungen bittet und die Auf-

nahme ins Trainingsmaterial fordert.879 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Die kommentierenden und die abweisenden Antworten sind zahlenmäßig gleichauf. 

Beide schlagen mit jeweils 12 Stimmen (36,4%) zu Buche. Ähnlich wie bei der vorhe-

rigen Frage enthalten sich mit 27,3% erneut 9 Stellungnahmen. Also sehen fast drei 

Viertel der Interessenvertreter keine Notwendigkeit das Trainingsmaterial zu kommen-

tieren. Fast alle Kommentare votieren für den Erhalt der elektronisch abrufbaren Hilfe 

                                                            
875 Vgl. RFI, S. 38. 
876 IFRS Foundation: Training modules. 
877 Vgl. 425_0, S. 15. 
878 Vgl. 416, S. 39. 
879 Vgl. 462, S. 28. 
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und deren kontinuierliche Erweiterung auch auf komplexere Fälle, wenn neue Schwie-

rigkeiten für die Anwendung entstehen880, beispielsweise durch Überarbeitung oder 

Einführung neuer Abschnitte.881 Das vom IASB zur Verfügung gestellten Onlineportal 

wird durchweg als hilfreich umschrieben.882 Vereinzelt wird konkret zur Diversifikation 

der verfügbaren Trainingsszenarien angeregt, was die Qualität der Unterstützung wei-

ter steigern würde.883 1 Stellungnahme umschreibt das Trainingsmaterial als ange-

messen und gut strukturiert.884 Um Missverständnisse zu vermeiden, raten 2 Stellung-

nahmen zur klaren Abgrenzung von einer verpflichteten Anleitung.885 1 andere Mei-

nung empfindet SMEs als stellenweise unzureichend berücksichtigt und ruft zur Klar-

stellung des Schulungsmaterials zu Transaktionen mit verbundenen Parteien auf.886 

Als einziger Kritikpunkt wird verdeutlicht, dass eine nicht unerhebliche Anzahl von 

SMEs keine Kenntnis von dem verfügbaren Schulungsmaterial hat. Neben der Prüfung 

der Bezeichnung Trainingsmaterial werden zusätzliche Distributionskanäle zur besse-

ren Verbreitung empfohlen.887 1 Stellungnahme hat zwei Abweichungen bei der An-

wendung von Kriterien der Onlinehilfe von den entsprechenden Abschnitten des IFRS 

for SMEs aufgedeckt und bittet um Klärung.888 Auch die Aufforderung der weiteren 

Kooperation mit dem FASB wird eingebracht. In diesem Zusammenhang wird angeregt 

die Ausweitung von Schulungen mittels Workshops in den USA anzustreben, um das 

Bewusstsein für SMEs zu schärfen.889 Der Autor bietet seine volle Unterstützung und 

die Ausrichtung von Workshops im Zuge eines solchen Vorhabens an. Die Überle-

gung, das Ziel, welches mit dem Schulungsmaterial verfolgt wird, auch in selbigem zu 

propagieren, bestärkt eine Organisation darin die Wiedergabe des Wortlauts des 

Disclaimers zu fordern. Darüber hinaus wird von dieser Meinung auf fünf Abschnitte 

hingewiesen, von denen online keine Übungen verfügbar sind.890 Die einzige gegen 

einen Kommentar stimmende, aber dennoch kommentierende Antwort bezeichnet das 

Schulungsmaterial als qualitativ hochwertig.891 

                                                            
880 Vgl. 468, S. 32; 483, S. 42. 
881 Vgl. 390_1, S. 39 f.; 418_1, S. 38. 
882 Vgl. 429, S. 53 f.; 468, S. 32. 
883 Vgl. 447, S. 50. 
884 Vgl. 470, S. 39. 
885 Vgl. 473, S. 24; 592, S. 26. 
886 Vgl. 413, S. 39. 
887 Vgl. 439, S. 33. 
888 Vgl. 463_1, S. 9. 
889 Vgl. 500, S. 10. 
890 Vgl. 434, S. 11. 
891 Vgl. 415, S. 38. 



 

182 
 

24.4.3 Standardsetter 

Von den Standardsetter kommentieren 32 (76,2%) das Schulungsmaterial zumindest 

indirekt. Bei genauerer Betrachtung muss diese Zahl aufgrund eines Interessenvertre-

ters bereinigt werden, der angibt, von 21 Mitgliedern zu dieser Frage keine Antwort 

bekommen zu haben.892 Demnach wurde von 11 (26,2%) direkt oder indirekt vertrete-

nen Standardsetter ein Kommentar eingereicht. 8 (19%) verneinen die Frage und 3 

(7,1%) äußern sich nicht. Einige Antworten empfinden das Schulungsmaterial als gut 

durchdacht und von hoher Qualität, ohne näher auf die besonders gelungenen As-

pekte einzugehen.893 Mehrere schlagen dem IASB vor eine Bitte um Feedbacks zu 

den einzelnen Modulen zu veröffentlichen, um eine qualifizierte Überprüfung mit Un-

terstützung der SMEIG zu initiieren.894 Im Zuge dessen erscheint es diesen Autoren 

als sinnvoll, eine regelmäßige Überprüfung für das Trainingsmaterial einzuführen. 1 

Antwort kritisiert die teilweise Notwendigkeit von Kenntnissen der full IFRS um den 

IFRS for SMEs korrekt anwenden zu können (Beispiel Mietverträge) und stellt damit 

die Eigenständigkeit des Regelwerks in Frage.895 1 Stellungnahme empfiehlt die Um-

benennung in Implementation Guidance, um die Wahrnehmung als Leitfaden zu ver-

bessern und da der Begriff „training material“ in der Vergangenheit von Anwendern 

fehlinterpretiert wurde.896 Für 1 von 3 mit Nein antwortenden Organisationen ist die 

Frage nach eigener Aussage nicht relevant, da der IFRS for SMEs im Ansässigkeits-

staat nicht verpflichtend anzuwenden ist.897 2 regen zur Veröffentlichung des Trai-

ningsmaterials für alle Abschnitte an.898 Schließlich will auch 1 Standardsetter auf je-

den Fall vermieden wissen, dass Schulungsmaterial als eine maßgebliche Interpreta-

tion des IFRS for SMEs gesehen werden könnte.899 

 

24.4.4 Wissenschaft 

5 (71,4%) beantworten die Frage und kommentieren das Schulungsmaterial. Aus-

nahmslos alle betonen die hohe Qualität des zur Verfügung gestellten Materials und 

dessen Nutzen für Studenten bzw. zu Übungszwecken. Um die Vervollständigung mit 

                                                            
892 Vgl. 496, S. 13. 
893 Vgl. 419_1, S. 37; 431, S. 49 f.; 496, S. 13; 591, S. 42. 
894 Vgl. 497, S. 15. 
895 Vgl. 442, S. 11. 
896 Vgl. 440_1, S. 37. 
897 Vgl. 435, S. 50. 
898 Vgl. 454, S. 12; 459, S. 9. 
899 Vgl. 431, S. 49 f. 
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Modulen von bislang nicht behandelten Abschnitten wird von 4 Stellungnahmen gebe-

ten.900 1 greift die bereits genannte Ansicht eines WP-Interessenvertreters auf, dass 

Lösungskriterien der online abrufbaren Beispiele teilweise von den Voraussetzungen 

des entsprechenden Abschnitts abweichen und deshalb eine umfassende Überarbei-

tung unter Einbeziehung der SMEIG und des IASB angestrebt werden sollte.901 

 

24.4.5 Abschlussersteller 

Es antworten 3 (42,8%) Abschlussersteller auf die Frage. Auch hier ist Einstimmigkeit 

zu verzeichnen. Alle 3 Stellungnahmen lehnen die Kommentierung ohne Begründung 

ab. 

 

24.4.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

3 (50%) machen Anmerkungen zum Trainingsmaterials. 1 dieser Stellungnahmen 

empfindet das Angebot als hilfreich mit Verweis auf einen praktischen Nutzen für An-

wender des UK-Irish GAAP.902 1 Stellungnahme sieht den größten Nutzen für das 

grundlegende Verständnis von Rechnungslegungsstandards und empfiehlt die Ver-

knüpfung von Inhalten der Q&As und des Trainingsmaterials.903 1 Stellungnahme hat 

nichts zu sagen und 3 beantworten die Frage nicht. 

 

24.4.7 Finanzinstitutionen 

Keine der Stellungnahmen beantwortet diese Frage. 

 

24.4.8 Sonstige 

1 beantwortet die Frage kommentarlos mit Nein. 2 ergreifen die Chance ihre Meinung 

zu propagieren und äußern sich zum Thema. 

Abschlussnutzer 

1 Ratingagentur antwortet kommentarlos mit Nein. Der andere Abschlussbenutzer ver-

langt die baldmögliche Ergänzung der noch fehlenden Module für die Abschnitte 9, 12, 

19 und 26.904 

 

                                                            
900 Vgl. 406, S. 46; 472, S. 38; 471, S. 6. 
901 Siehe 24.4.2; vgl. 498, S. 12. 
902 Vgl. 354, S. 10. 
903 Vgl. 405_0, S. 31. 
904 Vgl. 421, S. 8. 
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Privatpersonen 

Erneut erweist sich die Privatperson als interessiert und beantwortet die Frage G4 mit 

Hintergrundwissen. Demnach belegt die Antwort ein Problem der verzögerten Verfüg-

barkeit der Hilfestellung. Mit Bezug auf unterschiedliche lokale Bedürfnisse weltweit 

wird das Material im eigenen Ansässigkeitsstaat als angemessen beschrieben.905 

 

24.4.9 Zusammenfassung 

Das Interesse am Schulungsmaterial ist zweigeteilt. 57 gewichtete Stellungnahmen 

(48,3%) beantworten die Frage bejahend und nahezu alle Antworten schreiben dem 

Projekt durchweg positive Effekte zu. Dabei steht das Empfinden einer qualitativ hoch-

wertigen Hilfestellung im Mittelpunkt. Direkt gefolgt von der Forderung das Trainings-

materials zu vervollständigen, indem bisher nicht abgedeckte Bereiche des IFRS for 

SMEs aufgegriffen werden. Nur wenige Antworten bringen Kritikpunkte zur Sprache. 

Hier wird der für manche missverständliche Titel aber auch Abweichungen von Lösun-

gen der diesen zugrundeliegenden Kriterien der Abschnitte genannt. 31 (26,3%) be-

antworten die Frage ablehnend. Wenige dieser Stellungnahmen kommentieren die 

Frage dennoch. 30 (25,4%) enthalten sich.  

 

 
Abbildung 29: Ergebnis Frage G4 

  

                                                            
905 Vgl. 467, S. 41. 
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24.5 Opportunity to add any further general issues (Frage G5) 

24.5.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die fünfte allgemeine Frage bittet um Rückmeldungen zu allen sonstigen Belangen 

den IFRS for SMEs betreffend. Im Fall der Beantwortung wird vom IASB dazu angeregt 

Sachverhalte und damit in Verbindung stehende Probleme samt präziser Begründung 

zu liefern.906 

 

24.5.2 Wirtschaftsprüfer 

21 (43,8%) antworten mit Nein und sprechen keine Sachverhalte an. 14 (29,2%) führen 

ihre Zustimmung an und kommentieren die Antwort wie vorgegeben. 13 (27,1%) be-

antworten die Frage nicht.  

Big Four 

Von PwC stammt die einzige Stellungnahme der Big Four die eine konstruktive Antwort 

liefert. Jedoch fällt auch diese Antwort verhältnismäßig knapp aus. In nur einer Zeile 

wird dargelegt, dass man es nicht für notwendig erachtet weitere Sachverhalte in den 

SME-Standard einzubeziehen. Darüber hinaus wird das IASB dazu aufgefordert den 

IFRS for SMEs umzubenennen, da der Begriff IFRS Abschlussnutzer potentiell ver-

wirre.907 Deloitte antwortet verneinend und bringt nichts zur Sprache. Mit EY und 

KPMG antwortet die Hälfte, wie auch schon bei G4, nicht. 

Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

5 (45,5%) sehen Verbesserungspotential im IFRS for SMEs und antworten mit Ja. 4 

schlagen die Ausarbeitung eines Abschnitts für NGOs mit besonderer Berücksichti-

gung lateinamerikanischer Organisationsformen vor und bieten gleichzeitig die Unter-

stützung bei diesem Vorhaben an.908 1 Stellungnahme gibt acht Kriterien vor, an denen 

sich bei der Weiterentwicklung des SME-Standards aus dieser Sicht orientiert werden 

sollte.909 Dabei bezieht sich die Antwort auf die ursprünglichsten Ideen und Grunds-

ätze, die dem IFRS for SMEs ohnehin seit Beginn zugeschrieben werden. So ist zu 

bemerken, dass manche Punkte von der IFRS Foundation bereits teilweise berück-

sichtigt werden, dieser Prozess der Stellungnahme nur nicht konsequent genug voll-

zogen wird. So werden beispielsweise die regelmäßige Überarbeitung und die weitere 

                                                            
906 Vgl. RFI, S. 38. 
907 Vgl. 450, S. 4 und 6. 
908 Vgl. 425_0, S. 15. 
909 Vgl. 416, S. 40 f. 
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Vereinfachung des Regelwerks verlangt.910 3 (27,3%) der anderen WP-Gesellschaften 

antworten mit Nein und ebenfalls 3 (27,3%) enthalten sich. 

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

17 (51,5%) antworten mit Ja und begründen dies wie folgt. Wie bereits bei der Frage 

S20 haben die WP-Interessenvertreter bei G5 eine Vielzahl von Ansichten und regen 

teilweise sehr oberflächlich zu den unterschiedlichsten Maßnahmen an. Demnach be-

fürworten 2 die Reduzierung von Pflichtangaben für Tochterunternehmen von börsen-

notierten Unternehmen, die nach den full IFRS bilanzieren.911 1 rät zur Vereinfachung 

der Bestimmungen zu verbundenen Unternehmen und latenten Steuern.912 1 bezieht 

sich auf die eigene Antwort zu Frage S20 und bittet um die Aufhebung der Regeln zum 

Hedge Accounting und der Verwendung des sonstigen Ergebnisses und regt zu Ver-

änderungen der Darstellung von Anlageimmobilien und zur Glättung von Leasingver-

hältnissen an.913 Besondere Beachtung gebührt nach Meinung von 1 Stellungnahme 

den Kleinstunternehmen, da deren Fähigkeiten und Bedürfnisse deutlich von anderen 

SMEs abweichen. Aus diesem Grund wird zur Sondierung von sechs konservativen 

Bilanzierungsansätzen gebeten, die im Wesentlichen das Alleinstellungsmerkmal des 

IFRS for SMES stärken und dessen weitere Vereinfachung bewirken würden.914 Dazu 

zählen beispielsweise die Streichung der Fallback-Option und das Verbot der Aktivie-

rung von Entwicklungskosten. 1 weitere Antwort führt sechs Sachverhalte zur Prüfung 

an, darunter die Bitte um Einführung von größenabhängigen Kriterien, um SMEs un-

terschiedlicher Länder besser vergleichen zu können, und die nicht verpflichtende 

Geldflussrechnung, um jenen Unternehmen gerecht zu werden, in deren Ansässig-

keitsstaat diese nicht verpflichtend zu erstellen ist.915 Auch wird beim Wechsel zum 

IFRS for SMEs die Verpflichtung zu einer Mindestanwendungsdauer thematisiert. Da 

im Zuge der Erstanwendung diverse Wahlrechte möglich sind, kann es beim erneuten 

Wechsel innerhalb von zwei Jahren zu einer fälschlich wahrgenommenen Verzerrung 

der Zahlen kommen.916 1 Stellungnahme führt außerdem bekannte Streitpunkte als zu 

lösende Probleme an. So werden SMEs, welche immaterielle Vermögenswerte kau-

fen, aus dieser Sicht stark benachteiligt, da auch ein Firmenwert als Aufwand erfasst 

                                                            
910 Vgl. 416, S. 40. 
911 Vgl. 439, S. 33; 491, S. 7. 
912 Vgl. 413, S. 40. 
913 Vgl. 439, S. 33. 
914 Vgl. 483, S. 42 f. 
915 Vgl. 451, S. 7. 
916 Vgl. 451, S. 8. 
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werden muss und nicht endliche Lebensdauern auf zehn Jahre zu reduzieren sind.917 

Darüber hinaus wird die fehlende Möglichkeit zur Neubewertung von SA und die ver-

pflichtende Verbuchung als Aufwand beim Kauf von qualifizierten Vermögenswerten 

aus Fremdkapital bemängelt.918 8 (24,2%) verneinen die Frage kommentarlos und 8 

weitere antworten nicht. 

 

24.5.3 Standardsetter 

Nur 7 (16,7%) Standardsetter tragen eigenen Input vor. Kurz gefasste Formulierungen 

sind dabei die Ausnahme. Die meisten dieser 7 Standardsetter sehen in der Thematik, 

wie künftig mit Änderungen der full IFRS umgegangen werden soll, den am dringlichs-

ten zu klärenden Sachverhalt und vermitteln diese Tatsache unmissverständlich. 1 die-

ser Standardsetter bezieht sich auf das der Beantwortung beigefügte Anschreiben, wo 

wünschenswerte Kriterien für die Erarbeitung künftiger Abschnitte dargelegt wer-

den.919 Auch weitere Standardsetter machen Vorschläge zu Einarbeitungskriterien920, 

regen zur Ausarbeitung eines konkreten Zeitplans für künftige Überarbeitungen an und 

bitten um die Entwicklung eines formalen Beschwerdeverfahrens, mit welchem Par-

teien die Klärung bestimmter Sachverhalte erwirken können.921 3 Standardsetter stre-

ben die Überprüfung des bisherigen Namens des Standards an. Als erster Schritt wird 

die Veröffentlichung einer Umfrage vorgeschlagen, um die Auffassung aller interes-

sierten Parteien zu eruieren.922 1 Antwort bemerkt, dass viele SMEs die Erfahrungen 

derzeitiger Anwender und das Ergebnis der Überarbeitung des Standards abwarten 

wollen, bevor sie den IFRS for SMEs anwenden.923 Von 1 Standardsetter werden zahl-

reiche Gründe angeführt, wieso der IFRS for SMEs beispielsweise in Australien nicht 

bevorzugt wird. Zu diesen gehören die beschränkte Anzahl von Wahlrechten, Unter-

schiede im Ansatz und in der Bewertung im Vergleich zu den full IFRS und das Fehlen 

von Bestimmungen zur Interimsberichterstattung und der Bilanzierung von zum Ver-

kauf gehaltenen Vermögenswerten.924 30 (71,4%) antworten ohne Umschweife mit 

Nein. 5 (11,9%) antworten nicht. 

 

                                                            
917 Vgl. 452, S. 29. 
918 Vgl. 452, S. 30. 
919 Vgl. 419_1, S. 37; 419_0, S. 1 f.; 431, S. 1 ff. 
920 Vgl. 407, S. 19 ff.; 591, S. 43. 
921 Vgl. 407, S. 19 ff. 
922 Vgl. 497, S. 15. 
923 Vgl. 459, S. 9. 
924 Vgl. 435, S. 2 ff. 
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24.5.4 Wissenschaft 

Insgesamt liefert die Interessengruppe der wissenschaftlich motivierten Stellungnah-

men ein schwaches Ergebnis ab. Nur 3 (42,9%) der wissenschaftlich motivierten Stel-

lungnahmen beantworten die Frage. 2 antworten mit Nein und nur 1 kommentiert die 

Frage. Diese erklärt, dass der Lehrstuhl für International Accounting der Universität 

Münster in Kooperation mit zwei multinationalen WP-Gesellschaften aktiv mit einer 

empirischen Untersuchung zur weltweiten Einführung des IFRS for SMEs beschäftigt 

sei.925 

 

24.5.5 Abschlussersteller 

4 (57,1%) beantworten die Frage. 3 davon bringen keine neuen Sachverhalte ein. 

Nach Meinung von 1 Stellungnahme bringt die unvorhersehbare Entwicklung rund um 

den SME-Standard eine große Unsicherheit mit sich.926 Es gibt eine große Bandbreite 

von unterschiedlichen Unternehmen, die unter den Geltungsbereich des IFRS for 

SMEs fallen. Aus diesem Grund spricht sich die Antwort für größenabhängige Erleich-

terungen bzw. für eine Klassifizierung der Unternehmen aus, was nationale Stan-

dardsetter bei der Einführung des IFRS for SMEs unterstützen soll.927 

 

24.5.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

4 (66,7%) würdigen die Frage mit keiner Antwort und 2 lehnen es ab Themen einzu-

bringen.928 

 

24.5.7 Finanzinstitutionen 

1 Stellungnahme macht klar, dass sich diverse Institutionen weltweit bei der Überar-

beitung bestehender und der Einführung neuer nationaler Rechnungslegungsstan-

dards regelmäßig auf die full IFRS und den IFRS for SMEs beziehen. Aus diesem 

Grund wäre die Veröffentlichung einer detaillierten Darstellung der Unterschiede bei-

der Standards durch den IASB als höchst vorteilhaft einzustufen.929 5 Stellungnahmen 

kommentieren die Frage nicht. 

 

                                                            
925 Vgl. 406, S. 46 f. 
926 Vgl. 423, S. 1. 
927 Vgl. 423, S. 2. 
928 Vgl. 405_0, S. 32; 510, S. 13. 
929 Vgl. 465, S. 3. 
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24.5.8 Sonstige 

2 (66,7%) beantworten die Frage kommentarlos mit Nein. 1 (33,3%) ergreift die 

Chance und gibt ihre Meinung zum Besten. 

Abschlussnutzer 

Beide Abschlussnutzer antworten mit Nein. Kommentare bleiben aus.  

Privatpersonen 

Die Privatperson zeigt sich erneut sehr interessiert und beantwortet die Frage G5 aus-

führlich. Aus dieser Sicht ist der IFRS for SMEs besonders für populationsschwache 

Jurisdiktionen mit zum Teil unter 200.000 Einwohnern interessant, da zu erwarten ist 

dort hauptsächlich Tochtergesellschaften von Firmen mit Konzernzentralen in einer 

der führenden Industrienationen anzutreffen.930 Demnach wäre die Verbesserung der 

Qualität, Stabilität und Benutzerfreundlichkeit der Abschlüsse zu erwarten.931 Als Bei-

spiele werden die Cook Islands, Samoa, die Solomon Islands, Tonga und Vanuatu 

genannt. 

 

24.5.9 Zusammenfassung 

Insgesamt sehen 60 (50,9%) Rückmeldungen keine Notwendigkeit, weitere Themen 

anzusprechen. 30 (28%) enthalten sich kommentarlos und 25 (21,2%) bringen neue 

Sachverhalte ein oder greifen zuvor tangierte Themenbereiche auf und machen damit 

deren zumindest subjektiv zu deutende Wichtigkeit klar. Obwohl die Standardsetter mit 

7 zustimmenden Stellungnahmen relativ schwach aufwarten, sind sie gleichzeitig als 

die ausführlichsten und qualitativ hochwertigsten Antworten zu beurteilen. Detailab-

weichungen ausgenommen formieren die Standardsetter eine nahezu einheitliche 

Meinung. Als wichtigster zu klärender Aspekt wird die Entwicklung von Kriterien zur 

Übernahme von Änderungen der full IFRS identifiziert. Die WP-Interessenvertreter 

weisen mit 8 Zustimmungen auf ein deutlich differenzierteres Interesse dar. So wird 

beispielsweise eine Reihe von Vereinfachungen insbesondere für Tochterunterneh-

men vorgeschlagen. Besondere Beachtung als Ausreißer finden die Antworten der 

einzigen Finanzinstitution und einer wissenschaftlich motivierten Stellungnahme. Der 

einzige Kreditgeber beantwortet nur wenige Fragen und fordert bei dieser die Veröf-

fentlichung der Unterschiede zwischen den full IFRS und dem IFRS for SME durch 

                                                            
930 Vgl. 467, S. 41 f. 
931 Ebenda. 
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das IASB. Eine Universität informiert über ein laufendes Kooperationsprojekt mit mul-

tinationalen Wirtschaftsteilnehmern zur empirischen Untersuchung der weltweiten Ein-

führung des IFRS for SMEs, ohne mehr Informationen darüber preiszugeben. 

 

 
Abbildung 30: Ergebnis Frage G5 
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24.6 Use of IFRS for SMEs in your jurisdiction (Frage G6) 

24.6.1 Erläuterung der Fragestellung 

Die letzte Frage des Fragebogens ist in vier Unterfragen gegliedert. Das Ziel dieser 

Fragen ist die Identifizierung des Umgangs mit dem IFRS for SMEs in den Ansässig-

keitsstaaten der Verfasser der Stellungnahmen.932 Die Analyse der Antworten erfolgt 

mit Ausnahme der ersten Unterfrage in der bisherigen Form. Das Ergebnis der ersten 

Frage wurde in einem früheren Teil dieser Arbeit, der Analyse der geographischen 

Zugehörigkeit der Stellungnahmen933, detailliert ausgewertet und mittels eigener Dar-

stellungen veranschaulicht. Die Unterfragen 2 bis 4 thematisieren die tatsächliche An-

wendungssituation und stehen im Mittelpunkt der Analyse. Die Unterfrage 2 prüft die 

Verbreitung der Anwendung des Standards im Ansässigkeitsstaat, die Fragen 3 und 4 

bringen mit der Anwendung verbundene Vorteile, aber auch Probleme zum Vorschein. 

 

24.6.2 Wirtschaftsprüfer 

Zur Frage G6.2 äußern sich die WP wie folgt. 12 (25%) geben von den Vorgaben 

abweichende Antworten an und begründen den Schritt. 10 (20,8%) erklären, dass der 

IFRS for SMEs in ihrem Ansässigkeitsstaat keine bedeutende Rolle spielt. 11 (22,9%) 

bestätigen die Anwendung durch eine lokale Minderheit und 2 Stellungnahmen (4,2%) 

bescheinigen die überwiegende Akzeptanz und Anwendung in ihrem Land. Mit 13 

(27,1%) antwortet die Mehrheit der WP nicht auf die Frage. Die Frage G6.3 wird von 

26 WP (54,17%) beantwortet. Davon attestieren 15 positive Effekte, die aus der An-

wendung des IFRS for SMEs resultieren. Die verbleibenden 11 belegen die in vielen 

Ländern fehlende rechtliche Grundlage zur Anwendung. Im Zusammenhang mit der 

Beantwortung der Frage G6.4 belegen 27 Stellungnahmen (56,25%) negative Erfah-

rungen mit der Erstanwendung. 

Big Four 

Deloitte berichtet von Kunden in Ländern mit und ohne Anwendungspflicht sowie vom 

Vereinigten Königreich, wo ein an den IFRS for SME angelehntes Rechnungslegungs-

system etabliert werden soll.934 PwC antwortet nicht und kommentiert die Frage 

schlicht mit „Not applicable“.935 EY und KPMG verweigern die Antwort kommentarlos.

                                                            
932 Vgl. RFI, S. 39. 
933 Siehe 3.3. 
934 Vgl. 402, S. 10. 
935 450, S. 6. 
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Andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

6 (54,5%) sehen die praktische Anwendung als sehr begrenzt an. 2 weisen ausdrück-

lich auf die multinationale Tätigkeit ihrer Organisation hin.936 2 (18,2%) sehen die sehr 

begrenzte Anwendung des Standards als gegeben an. Darunter fällt 1 Stellungnahme 

welche die aktuelle Entwicklung der UK GAAP skizziert, und 1, welche die deutsche 

Rechtslage zur Thematik darlegt.937 1 (9,1%) schlägt zur Verbesserung der Akzeptanz 

die Einführung des LIFO-Bewertungsverfahrens, des Voting Interest Models als pri-

märe Konsolidierungsvariante und die Lösung diverser Probleme der Einkommensteu-

erbilanz vor.938 1 Antwort sieht die Frage als fehlplatziert an und 3 weitere antworten 

nicht. Dieselben 6 Stellungnahmen identifizieren Vorteile und Probleme. Als Vorteile 

werden von allen die im Vergleich zu den full IFRS einfache Struktur und die zeitnahe 

sowie den tatsächlichen Umständen entsprechende Darstellung der wirtschaftlichen 

Situation für die Entscheidungsfindung der Unternehmensführung genannt.939 Ebenso 

viele Parteien identifizierten Probleme. 1 Stellungnahme kritisiert Abweichungen zu 

den full IFRS und schreibt den Anwendern des IFRS for SMEs im Ansässigkeitsstaat 

ein nicht angemessenes Bewusstsein zu940, befürwortete die Vereinfachungen aber 

wenige Zeilen zuvor. 1 kritisiert die Regelungen zu latenten Steuern als zu kompliziert 

und die Ermittlung von Fair Values als zu umständlich.941 4 Meinungen sehen man-

gelnde Erfahrung und traditionelle Hürden, aber auch die mangelnde Unterstützung 

des IASB als die größten Hindernisse.942 1 Antwort hebt den weitgehend problemlosen 

Übergang von den full IFRS hervor, welchen die meisten Erstanwender zu bewältigen 

haben, wobei das Verbot des Ansatzes von Fremdkapitalkosten als störend empfun-

den wird.943  

Interessenvertreter, Organisationen, Verbände 

Mehrere Stellungnahmen äußern sich, ohne detailliert auf die Unterfragen einzugehen, 

dass der Standard in ihrer Region nicht anwendbar ist.944 10 (30,3%) antworten zu-

nächst neutral mit (d). 8 Antworten (24,2%) bestätigen, dass der IFRS for SMEs in 

                                                            
936 Vgl. 416, S. 41; 449, S. 43. 
937 Vgl. 308_1, S. 38; 430, S. 40. 
938 Vgl. 487, S. 6. 
939 Vgl. 403, S. 41; 425, S. 16; 449, S. 43. 
940 Vgl. 403, S. 41. 
941 Vgl. 416, S. 42. 
942 Vgl. 425, S. 16. 
943 Vgl. 449, S. 43. 
944 Vgl. 429, S. 55. 



 

193 
 

ihrem Land nicht praxisrelevant ist. Die überwiegende Mehrheit vermittelt den Ein-

druck, dass der Standard in manchen Regionen als eine Art Nischenerscheinung an-

gesehen werden kann. Mehr als ein Dutzend Stellungnahmen legen die europäische 

Situation dar und verweisen zum Teil auf Länder, welche die Einführung des IFRS for 

SMEs zumindest in abgeänderter Form beabsichtigen.945 Hier stehen insbesondere 

das Vereinigte Königreich und Nordirland im Mittelpunkt und werden mehrfach ge-

nannt.946 1 lateinamerikanische Stellungnahme kritisiert an dieser Stelle bereits indi-

rekt das blinde Vertrauen vieler Unternehmen in die WP-Gesellschaften.947 Offiziell 

gibt es in diesem Staat keine repräsentative Statistik darüber, wie viele Unternehmen 

den IFRS for SMEs anwenden.948 5 (15,2%) geben an, dass sich eine Minderheit der 

Anwendung verschrieben hat. 3 (9,1%) nennen die weit verbreitete Anwendung im 

Ansässigkeitsstaat.949 2 Stellungnahmen belegen die geltende Rechtskraft des IFRS 

for SMEs als vollwertiges Substitut eines nationalen Rechnungslegungssystemens.950  

Von 24 (72,7%) Antworten auf die dritte und vierte Unterfrage wenden 8 den Standard 

aufgrund nationaler Verbote oder wegen einer ausbleibenden Verpflichtung nicht 

an.951 Dabei betont 1 Antwort, dass die Anforderungen an die Anwender selbst nicht 

pauschal als einfacher empfunden werden.952 Dennoch begrüßen einige Stellungnah-

men reduzierte Offenlegungspflichten und Vereinfachungen der Struktur und Sprache 

die den Standard weniger komplex wirken lassen.953 3 Antworten sehen den größten 

Nutzen in der Möglichkeit zur Anwendung des Standards und in Effekten, die auf ein 

weit verbreitetes, einheitliches und transparentes Rahmenkonstrukt zur RL zurückzu-

führen sind.954 Das Problembewusstsein der Antwortenden ist sehr unterschiedlich 

ausgeprägt. Im Wesentlichen werden die Beantwortung von offenen Fragen zur Steu-

erbemessung955, die Einführung von Größenklassen956, die Klärung des Umgangs mit 

                                                            
945 Vgl. 390_1, S. 41; 415, S. 39. 
946 Vgl. 447, S. 52; 464, S. 17; 468, S. 33; und andere. 
947 Vgl. 463, S. 9. 
948 Ebenda. 
949 Vgl. 444, S. 40. 
950 Vgl. 483, S. 44; 439, S. 34. 
951 Vgl. 331, S. 5; 335, S. 35; 397, S. 3; 410, S. 29; 437, S. 12; 464, S. 17; 491, S. 7; 499, S. 30. 
952 Vgl. 434, S. 12. 
953 Vgl. 452, S. 30 f.; 470, S. 40; 494, S. 39. 
954 Vgl. 439, S. 34; 463, S. 9; 468, S. 33. 
955 Vgl. 415, S. 39 f. 
956 Vgl. 434, S. 12; 439, S. 35. 
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nationalen RL-Standards957, die Klärung der angemessenen Behandlung von Klein-

stunternehmen958, die Weisung des Umgangs mit EU-Direktiven bzw. Inkonsistenzen 

mit dem EU-Recht959 und die Veröffentlichung der Unterschiede zu den full IFRS960 

gefordert. 4 Antworten klagen über mangelndes Expertenwissen und nicht ausrei-

chend zur Verfügung stehendes Personal zur Bewältigung der Erstanwendung.961 2 

weitere Meinungen sehen die Kosten-Nutzen-Abwägungen als nicht ausgereift an und 

wollen künftige Änderungen einer gesonderten Kosten-Nutzen-Analyse unterzie-

hen.962 Ebenfalls hervorzuheben ist 1 Kritik, die Lehrinstituten eine unzureichende In-

tegration des Themas in den Lehrplan vorwirft und außerdem die niedrige Bereitschaft 

nationaler Gremien, das bestehende Buchhaltungsmodell grundlegend zu erneuern, 

bemängelt.963 Sowie auf die schwierige Umsetzung in Ländern mit inaktiven Märkten 

und die niedrige Relevanz von durch den IFRS for SMEs offengelegten wirtschaftli-

chen Informationen für die Geschäftsleitung hinweist.964 2 WP-Interessenvertreter ha-

ben dem Anschein ihrer Antworten nach weder für positive noch negative Aspekte ein 

Bewusstsein entwickeln können.965 

 

24.6.3 Standardsetter 

18 Standardsetter (42,9%) antworten auf die Frage. Darunter ein Interessenvertreter, 

der allein bereits für 13 Organisationen spricht. Der Interessenvertreter legt die natio-

nale Situation für jedes Mitglied einzeln dar966 und wurde aus diesem Grund der neut-

ralen Antwort zugerechnet. 10 (28,6%) verneinen die Praxisrelevanz des IFRS for 

SMEs in ihrem Ansässigkeitsstaat.967 7 (16,7%) bestätigen die Anwendung teilweise 

unverändert, leicht verändert oder in stark abgeänderter Form.968 1 Standardsetter gibt 

an die full IFRS für SMEs verpflichtend anwenden zu müssen.969 

5 Standardsetter (11,9%) antworten auf die Unterfragen G6.3 und G6.4. Als Vorteil 

werden die Stabilität des Standards zwischen den Überprüfungen, die Reduzierung 

                                                            
957 Vgl. 468, S. 33. 
958 Vgl. 415, S. 40. 
959 Vgl. 415, S. 40; 468, S. 33. 
960 Vgl. 452, S. 31. 
961 Vgl. 6750_1, S. 39; 444, S. 40; 494, S. 39; 470, S. 40 f. 
962 Vgl. 390_1, S. 41; 413, S. 41. 
963 Vgl. 463_1, S. 9. 
964 Ebenda. 
965 Vgl. 485, S. 40. 
966 Vgl. 497, S. 15 f. 
967 Vgl. 591, S. 44. 
968 Vgl. 419_1, S. 38; 435, S. 51; 440_1, S. 38; 454, S. 13; 478, S. 8; 497, S. 16. 
969 Vgl. 469, S. 41. 
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von Schulungskosten und generelle Verbesserungen der Berichterstattung ange-

führt.970 Außerdem werden erneut reduzierte Offenlegungspflichten, Kosten-Nutzen-

Optimierungen (Fair Value), die Verfügbarkeit für Tochterunternehmen von börsenno-

tierten Unternehmen und latente Steuern genannt.971 2 Standardsetter geben an auf-

grund weniger Praxiserfahrung keine Vorteile identifizieren zu können.972 Dem gegen-

über sehen auch die Standardsetter Unklarheiten der Behandlung von Kleinstunter-

nehmen973, Widersprüche mit dem EU-Recht und den Mangel von Wahlrechten als 

Problem an.974 1 Meinung vertritt die Ansicht, die Unterschiede zu den full IFRS legten 

internationalen Konzernen unnötige Steine in den Weg. Insbesondere sieht dieser 

Standardsetter abweichende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden bei Firmen-

wert, Entwicklungskosten und staattlichen Förderungen als problematisch an.975 Un-

terschiede bezüglich Fremdkapitalkosten oder Schuldinstrumente werden als störend 

bezeichnet.976 

 

24.6.4 Wissenschaft 

3 (42,9%) belegen die nicht gegebene Anwendung des IFRS for SMEs in ihren Län-

dern.977 1 dieser Antworten räumt aber die 2011 eingeführte Wahlmöglichkeit zur An-

wendung ein.978 1 Stellungnahme (14,3%) bestätigt die Anwendung durch zumindest 

wenige SMEs und benennt als einzige Vor- und Nachteile.979 Demnach begrüßt man 

die reduzierte Komplexität, beklagt jedoch, ähnlich wie andere Interessengruppen zu-

vor, die Anwendung, ohne eine spezielle akademische Ausbildung bewältigen zu müs-

sen.980 2 enthalten sich. 

 

24.6.5 Abschlussersteller 

5 Stellungnahmen (71,4%) äußern sich zur Frage. Erneut weisen 2 Antworten (28,6%) 

auf nationale Verbote des IFRS for SMEs hin981, 1 pflichtet diesen bei und schildert die 

                                                            
970 Vgl. 442, S. 11. 
971 Vgl. 440_1, S. 38 f. 
972 Vgl. 419_1, S. 38; 469, S. 41. 
973 Vgl. 454, S. 13 f. 
974 Vgl. 419_1, S. 38. 
975 Vgl. 469, S. 41 f. 
976 Vgl. 469, S. 41. 
977 Vgl. 406, S. 47; 471, S. 7; 498, S. 12 f. 
978 Vgl. 498, S. 1. 
979 Vgl. 472, S. 39. 
980 Ebenda. 
981 Vgl. 423, S. 10 f.; 438, S. 15 f. 
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aktuelle Situation im eigenen Land (FRC).982 2 bestätigen, dass nur wenige der eige-

nen SMEs den Standard anwenden.983 Als Vorteile werden die Einfachheit und Stabi-

lität984 sowie die weltweite Vergleichbarkeit985 der Unternehmen genannt. Als negativer 

Aspekte ist 1 Sichtweise hervorzuheben, die den IFRS for SMEs als überflüssig be-

schreibt.986 1 andere wird konkreter und beschuldigt die weltweit zögerliche Abkehr 

von konkurrierenden lokalen Standards als Hemmnis der Akzeptanz des IFRS for 

SMEs.987 Noch 1 weitere Antwort, die Anwendungen im eigenen Land ausschließen 

kann, führt zwei bereits genannte Gründe an und legt außerdem die Unvereinbarkeit 

mit dem französischen Recht dar.988 

 

24.6.6 Aufsichts- und Regulierungsbehörden 

2 Stellungnahmen (33,3%) würdigen die Frage mit einer neutral einzustufenden Ant-

wort und 2 äußern sich nicht. 1 Regulator antwortet knapp und schildert erneut, die 

eigentliche Frage ignorierend, die Entstehung der UK-Irish GAAP.989 Die andere Ant-

wort bekräftigt das Verbot des IFRS for SMEs im eigenen Land und legt Vorzüge der 

nationalen Wahlrechte für SMEs dar.990 Die Unterfragen G6.3 und G6.4 werden nicht 

beantwortet. 

 

24.6.7 Finanzinstitutionen 

Kein Vertreter dieser Interessengruppe beantwortet die Fragen G6.2 bis G6.4. 

 

24.6.8 Sonstige 

Nur die Privatperson (33,33%) antwortet entsprechend den Vorgaben. 1 Abschluss-

nutzer führt ausschließlich Vor- und Nachteile (Fragen G6.3 und G6.4) an. Die einzige 

Ratingagentur äußert sich nicht. 

  

                                                            
982 Vgl. 490_1, S. 36. 
983 Vgl. 332, S. 40 f.; 589, S. 31 f. 
984 Vgl. 332, S. 40. 
985 Vgl. 589, S. 32. 
986 Vgl. 332, S. 40 f. 
987 Vgl. 589, S. 32. 
988 Vgl. 438, S. 15 f. 
989 Vgl. 354, S. 10. 
990 Vgl. 510, S. 13 f. 



 

197 
 

Abschlussnutzer 

Die einzige informative Antwort kommt von einem Interessenvertreter und belegt Mit-

glieder in 55 Länder zu haben, wobei viele davon die Anwendung bereits erlauben. Als 

Hauptvorteil wird die bessere Vergleichbarkeit genannt.991 

Privatpersonen 

Der durchweg sehr interessierte Eindruck setzt sich hier bis zur letzten Frage fort. Alle 

SMEs im Ansässigkeitsstaat der Privatperson sind zur Anwendung verpflichtet, wobei 

der Übergangsprozess noch nicht abgeschlossen wurde.992 Trotz der Gefahr eines 

verfrühten Urteils sieht die Antwort keine große Veränderung, der die SMEs im Zuge 

der Umstellung ausgesetzt sind, was den Schluss eines fehlerbehafteten Übergangs 

nahelegt. Da es sich um nur marginale Änderungen der Berichterstattungspraktik han-

delt, war jedoch von keiner Änderung auszugehen.993 Darüber hinaus befürchtet die 

Privatperson zu gering ausfallende Angaben zum Abschnitt 33 und informiert über Ge-

spräche mit diversen WP, wonach die Bestimmungen des 33. Abschnitts und des IAS 

24 als nicht erschöpfend ausgearbeitet angesehen werden.994 

 

24.6.9 Zusammenfassung 

Mit 52 Stellungnahmen (44,1%) enthält sich bei der Frage G6.2 die einfache Mehrheit 

und beantwortet auch die folgenden zwei sich auf die Frage G6.2 stützenden Unter-

fragen nicht. 31 (26,3%) antworten neutral und begründen ihre Entscheidung. Mehrere 

dieser Stellungnahmen können einer eindeutigen Antwort zugerechnet werden. 19 

(16,1%) bestätigen, dass die Anwendung in ihrem Land nicht verbreitet ist. 12 (10,2%) 

bestätigen die Anwendung durch eine Minderheit und 4 (3,4%) benennen den IFRS 

for SMEs als den von SMEs am häufigsten genutzten Standard zur Erstellung von 

Jahresabschlüssen. 

                                                            
991 Vgl. 421, S. 8. 
992 Vgl. 467, S. 43. 
993 Ebenda. 
994 Vgl. 467, S. 33 f. und S. 43. 
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Abbildung 31: Ergebnis Frage G6.2 

 

Viele auf die zweite Teilfrage antwortenden Stellungnah-

men weichen der Benennung von Vorzügen aus, indem 

generelle Meinungen und keine Praxiserfahrungen darge-

legt werden. Mit 24 (20,3%) beantwortet nur rund ein Fünf-

tel die Frage nach Vorteilen aus der praktischen Anwen-

dung, dennoch werden diverse Vorzüge eingebracht. So 

sehen einige den einfach verständlichen Aufbau, die ein-

fache Sprache, reduzierte Offenlegungspflichten und die 

einheitliche Anwendung aufgrund der voranschreitenden 

weltweiten Akzeptanz als 

Vorteile an. Die daraus resultierende globale Vergleichbarkeit und Stabilität der Fi-

nanzberichterstattung wird als am häufigsten genannter Pluspunkt identifiziert.995 

 

                                                            
995 Siehe 24.6.2. 
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Ebenfalls 24 (20,3%) benennen Nachteile. Insbesondere 

stehen die Entwicklung von Kriterien zur Anwendung von 

Wahlrechten zur Erleichterung der Anwendung durch 

Kleinstunternehmen, der nicht geregelte Umgang mit staat-

lichen Förderungen, Unterschiede beim Firmenwert sowie 

Entwicklungskosten und Unterschiede beim Ansatz- und 

bei der Bewertung von Fremdkapitalkosten der full IFRS 

und des IFRS for SMEs im Fokus der Argumentation.996 

Mehrfach werden Bedenken gegen die Vereinbarkeit  

von nationalen Rechnungslegungssystemen geäußert.997 

  

                                                            
996 Siehe 24.6.3. 
997 Siehe 24.6.5. 

Abbildung 33: Ergebnis Frage G6.4
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25 Fazit 

Als Grundlage der quantitativen Auswertung dienten 86 online verfügbare Stellung-

nahmen zum RFI der ersten Überprüfung des IFRS for SMEs. Im Anschluss an diverse 

Anpassungen und Gewichtungen wurde eine Unterteilung in Interessengruppen vor-

genommen, was die Beteiligungsintensität jeder Gruppe sichtbar machte. Demnach 

kamen die meisten Antworten von Wirtschaftsprüfern (40,7%), gefolgt von Stan-

dardsettern (35,6%), wissenschaftlich motivierten Autoren (5,9%), Abschlusserstellern 

(5,9%), Aufsichts- und Regulierungsbehörden (5,08%), Finanzinstitutionen (4,2%) und 

Sonstigen (2,5%). Die Wirtschaftsprüfer werden aufgrund ihrer Bedeutung im Hinblick 

auf die Anzahl der eingegangenen Stellungnahmen (45) weiter differenziert: Big-Four-

Wirtschaftsprüfer (3,4%), andere WP-Gesellschaften (9,3%) und Interessenvertreter, 

Organisationen und Verbände (28%). 

Es wurden Stellungnahmen aus 57 unterschiedlichen Jurisdiktionen eingereicht, die 7 

Regionen zugerechnet wurden. Ähnlich wie die bei der quantitativen Auswertung an-

gewendeten Anpassungen und Gewichtungen wurden auch für die geographische Zu-

gehörigkeit Veränderungen vorgenommen, um bereinigte Beteiligungsquoten zu er-

halten. Demnach ist Europa (41,5%) die am stärksten vertretene Region, gefolgt von 

Asien (26,3%), Südamerika (11%), Afrika (8,47%), Nordamerika (7,6%), Ozeanien 

(4,2%) sowie Mittelamerika (0,9%). 

Der Mittelwert der Beteiligung an der Beantwortung der Fragen des IFRS for SMEs 

spezifischen Teils liegt bei 84,3%, beim allgemeinen Teil 63,1%. Insgesamt beträgt die 

Beteiligung durchschnittlich 78,2%. Der Grad der Beteiligung schwankt innerhalb der 

Interessengruppen von 0% bis 100% sowie zwischen den Fragen von 20,3% bis 

90,7%. Dabei fiel die Länge der Antworten sehr unterschiedlich aus. So wurden Ant-

worten zu manchen Fragen teilweise kommentarlos zugeordnet, wohingegen andere 

über mehrere Seiten ausformuliert wurden. Eine 100%-Beteiligung ist bei den Big Four 

(fast alle Fragen) und den Aufsichts- und Regulierungsbehörden (Frage S2) zu ver-

zeichnen. 100% Beteiligungsgrad in Kombination mit 100% Zustimmung kommt nur 

bei Sonstigen (Fragen S10, S12, S14, S15 und S19) vor. Die größte Resonanz ist bei 

den Fragen S2 (90,7%) und S1 (89,8%) zu verzeichnen, wohingegen die Fragen G6.2 

(55,9%), G6.3 und G6.4 (20,3%) das Schlusslicht bilden. Bis auf Teilfragen der letzten 

Frage des allgemeinen Teils können vollständige Enthaltungen nur bei den Finanzin-

stitutionen verzeichnet werden (Fragen S4, S5 bis S8, S10 bis S11, S16 bis S20 sowie 
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G1 bis G4 und G6.2 bis G6.4). Der hohe Beteiligungsgrad bei der Beantwortung der 

Fragen S1 bis S6 sowie S9 und S10 von jeweils deutlich über 85% legt die Vermutung 

nahe, dass es sich bei diesen Fragen um Themen mit erhöhtem Klärungsbedarf han-

delt. Die Fragen, ob börsennotierte Unternehmen zur Anwendung des IFRS for SMEs 

zugelassen werden sollen und wo Regelungen zum Fair Value im Standard positioniert 

werden sollen, polarisieren mit nur 2,5% Unterschied am stärksten. Ersteres wird am 

häufigsten abgelehnt, Letzteres findet den größten Zuspruch. Das könnte als Indikator 

für schon lange schwelende Diskussionen und wohl überlegte Meinungen angesehen 

werden. Die überdurchschnittlichen Beteiligungen bei der Beantwortung der Fragen 

zur Benennung von neuen Themen, die noch nicht vom Standard abgedeckt sind, und 

der Möglichkeit neue Problemfelder einzubringen liegen nur 0,86% auseinander. Deut-

lich weniger als die 40% sind der Meinung, dass der IFRS for SMEs alle relevanten 

Bereiche abdeckt und über 58% bringen Vorschläge zur Weiterentwicklung ein. Damit 

muss festgehalten werden, dass dieses Ergebnis als Entwicklungsauftrag an das IASB 

angesehen werden kann. Die Beteiligung bei der Beantwortung der Frage G4 liegt bei 

fast drei Viertel, wobei die Parteien ihre Entscheidung mit teilweise über 66% innerhalb 

der Interessengruppen nicht kommentieren. Das könnte darauf hindeuten, dass die 

Frage entweder unklar ist und zusätzlicher Erklärung bedarf, die Überarbeitung der 

Bezeichnung Trainingsmaterial zum besseren Verständnis notwendig ist oder die vor-

geschlagenen Antwortmöglichkeiten zu eng gefasst wurden. Zudem sind niedrige 

durchschnittliche Beteiligungsquoten der Abschlussersteller (55%), Aufsichts- und Re-

gulierungsbehörden (42%) und Finanzinstitutionen (11%) festzustellen, welche auf 

sehr spezifische Interessen hindeuten.  

Die drei Fragen zum ersten Abschnitt (S1 bis S3) des IFRS for SMEs wurden am häu-

figsten vollständig beantwortet und gleichzeitig jeweils von mindestens drei Viertel der 

Parteien konservativ beantwortet, was als Übereinstimmung mit dem bisherigen Kurs 

des IASB beim Umgang mit Grundsatzfragen gesehen werden kann. Die Antworten 

auf drei Fragen zum 11. Abschnitt (S5 bis S7) stellen eine einheitliche Meinung dar. 

So weisen die Fragen S5 und S6 eine Zustimmung in Höhe von mehr als der absoluten 

Mehrheit auf. Dies wird in der weiteren Folge sogar noch gesteigert, da die Guidance 

zum Fair Value nach Meinung von mehr als drei Viertel der Stellungnahmen in einen 

separaten Abschnitt ausgelagert werden soll (S7). Das ist ein klares Statement gegen-

über dem IASB. Die Antworten zu zwei Fragen, die den 18. Abschnitt betreffen (S10 
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und S11) fallen exakt gegensätzlich aus. Es ist festzuhalten, dass genauso viele Par-

teien für die verpflichtende Aktivierung von Teilen der Entwicklungskosten und damit 

für eine Veränderung stimmen, wie für die Erhaltung der Nutzungsdauer für immateri-

elle Vermögenswerte von zehn Jahren. Die Fragen zum Abschnitt 29 (S16 bis S18) 

befürworten einerseits die Erhaltung bestehender Bewertungsmethoden für latente Er-

tragsteuern mit am häufigsten, andererseits werden auch Überarbeitungen verlangt 

die eine Annäherung an full IFRS verlangen. Abgesehen von der Frage nach der geo-

graphischen Zugehörigkeit wird der allgemeine Teil des Fragebogens (G2 bis G6.4) 

am seltensten vollständig beantwortet und kommentiert.  

Qualitativ konnte zwischen den Interessengruppen kein wesentlicher Unterschied fest-

gestellt werden. Jedoch wirken insbesondere die Antworten der WP und der Stan-

dardsetter fachlich fundiert und wurden häufig kommentiert, was sich aufgrund der 

Tatsache, dass die überwiegende Mehrheit aller Stellungnahmen zu diesen Interes-

sengruppen zu zählen ist, relativiert. Hervorzuheben ist die sehr engagierte Privatper-

son, die stellenweise als Einzige diskussionswürdige Sachverhalte hinterfragt. In we-

nigen Stellungnahmen offenbart sich bei der Beantwortung der Fragen ein starkes In-

teresse, gemeinnützige Organisationen ausdrücklich im IFRS for SMEs mittels geson-

derter Bestimmungen zu berücksichtigen. Quantitativ ist zwischen den Interessen-

gruppen die größtmögliche Schwankung des Zustimmungsgrads zu beobachten – von 

0% bis zu 100%. 
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308_0/308_1   Kingston Smith LLP 
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353    veb.ch 
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357    Malaysian Accounting Standards Board 

373    Standard & Poor's 
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397    Freudenberg SE 
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421    IACVA 
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428_0/428_1   Association of International Accountants 

                                                            
998 Die Angabe der Stellungnahmen in diesem Verzeichnis erfolgt mit der bereits beschriebenen Iden-

tifikationsnummer, wobei die Nummer dem Dateinamen entnommen ist, und die Organisation, wie 
sie auf archive.ifrs.org erfasst wurde. Wurde eine Organisationsbezeichnung auf Englisch und in 
einer Fremdsprache angegeben, wird hier nur die englische Bezeichnung angeführt. Einige Abkür-
zungen wurden zur besseren Identifizierbarkeit ausgeschrieben. Handelt es sich um eine Einzel-
person, wurde anstelle der Organisation der Name der Person und die derzeitige Stellung ange-
geben. Wurden Stellungnahmen von mehreren Autoren verfasst werden diese mit dem Trennzei-
chen „;“ angeführt. 
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429    International Federation of Accountants 

430    HRG Hansische Revisions-Gesellschaft mbH 

431 Norsk Regnskapsstiftelse (The Norwegian Accounting Stand-

ards Board) 

434    Hong Kong Institute of Certified Public Accountants 

435    Australian Accounting Standards Board (AASB) 

437    The Japanese Institute of Certified Public Accountants (JICPA) 

438    MEDEF 

439    South African Institute of Chartered Accountants (SAICA) 

440_0/440_1   Financial Reporting Standards Council of South Africa 

442    Financial Reporting Council – UK 

443    ICAS 

444    South African Institute of Professional Accountants (SAIPA) 

445 The Institute and Faculty of Actuaries and the Association of 

Consulting Actuaries 

447    Chartered Accountants Ireland 

449    RSM International 

450    PricewaterhouseCoopers LLP 

451    FP Inversiones Planificación y Research 

452    Institute of Certified Public Accountants of Rwanda (ICPAR) 

453    World Council of Credit Unions, Inc. 

454 Comitê de Pronunciamentos Contábeis – CPC (Brazilian Ac-

counting Pronouncements Committee) 

458    DGRV – German Cooperative and Raiffeisen Confederation 

459    Israel Accounting Standards Board 

461    KPMG IFRG Limited 

462    Mazars 

463_0/463_1   Federation of Colleges of Public Accountants of Venezuela 

464    Chartered Institute of Public Finance & Accountancy (CIPFA) 

465    The World Bank, Washington D.C. 

467    Michael White (Retired) 

468 Institute of Chartered Accountants in England and Wales 

(ICAEW)  

469    Estonian Accounting Standards Board 

470    Institute of Certified Public Accountants of Kenya 

471 Universidad Autónoma de Madrid; ETEA Universidad Loyola 

Andalucía 
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472    University of Cape Town 

473    BDO IFR Advisory 

475    University of the Witwatersrand; School of Accountancy 

478    Accounting Standards Council 

483    Institute of Certified Public Accountants in Israel 

484    Universität Bayreith 

485    Zambia Institute of Chartered Accountants (ZICA) 

487    Mayer Hoffman McCann P.C. 

490_0/490_1   Quoted Companies Alliance 

491    CPA Australia Ltd 

492    ICAA – Institute of Chartered Accountants Australia 

494    Institute of Certified Public Accountants of Uganda 

496    AOSSG – Asian-Oceanian Standard Setters Gorup 

497    GLASS-Gourp of Latin American Standard Setters 

498 Argentina Federation of Professional Councils in Economic Sci-

ences (FACPCE) 

499    Institute of Chartered Accountants of Pakistan 

500    American Institute of Certified Public Accountants (AICPA) 

510    Securities and Exchange Board of India (SEBI) 

528    Ernst & Young Global Limited 

589    Vanderlande Industries Holding B.V. 

591    European Financial Reporting Advisory Group 

592    FEE (the Federation of European Accountants) 

19955    European Supervisory Authorities (the ESAs) 

6750_0/6750_1  INSTITUTO SALVADORENO DE CONTADORES PUBI,ICOS 

6772 Consiglio Nazionale dei Dottori Commercialisti e degli Esperti 

Contabili (CNDCEC) [National Council of Economists and Ac-

counting Experts in Italy] 
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Anhang A: Vorgeschlagene Änderungen des ED/2013/09999 

 

                                                            
999 ED/2013/9; Comprehensive Review of the IFRS for SMEs; October 2013, S. 13 ff. 
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Anhang B: Fragebogen des RFI/2012/06 – Teil A1000 

 

 

                                                            
1000 RFI, S. 13-33. 
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Anhang C: Fragebogen des RFI/2012/06 – Teil B1001 

 

                                                            
1001 RFI, S. 34-39. 
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Anhang D: Zusammenfassung 

Der IFRS for SMEs ist ein Rechnungslegungsstandard der IFRS Foundation für kleine 

und mittlere Unternehmen. Der Standard stellt den Versuch dar, die Rechnungslegung 

nicht börsennotierter, kleinerer Unternehmen, international zu homogenisieren. Wie 

auch die full IFRS soll der IFRS for SMEs gemäß Verlautbarung des IASB in regelmä-

ßigen Abständen überprüft und bei Bedarf überarbeitet werden. Die erste Überprüfung 

begann 2012 und wurde mit der Bitte um Einreichung von Informationen, dem 

RFI/2012/06, eingeleitet. Der Überarbeitungsbedarf sollte durch einen in zwei Ab-

schnitte unterteilten Fragebogen, mit dem Umfang von insgesamt 26 Fragen, ermittelt 

werden. Dabei thematisiert der erste Teil spezifische Fragen zum IFRS for SMEs und 

der zweite Teil allgemeine Sachverhalte. Die interessierte Öffentlichkeit wurde zur Be-

antwortung und Kommentierung eingeladen, wobei vorgegebene Antwortmöglichkei-

ten zu wählen oder neutral, in eigenen Worten, zu antworten war. Es wurden Stellung-

nahmen von verschiedenen Interessengruppen – wie zum Beispiel von Wirtschafts-

prüfungsgesellschaften, deren Interessenvertretern und Standardsettern – einge-

reicht. Die Stellungnahmen geben Aufschluss über die Meinungen der Autoren und 

erlauben es, Rückschlüsse über Tendenzen bezüglich Zustimmung oder Ablehnung 

der Vorschläge des IASB innerhalb der Interessengruppen zu ziehen. 

Diese Arbeit behandelt das Projekt der ersten Überprüfung des IFRS for SMEs, gibt 

den Projektablauf chronologisch wieder und beschreibt unter anderem die Rollen der 

Hauptakteure. Im Hauptteil der Arbeit werden die Rückmeldungen auf den RFI ana-

lysiert. Das erfolgt durch die qualitative und die quantitative Auswertung der Stellung-

nahmen nach Interessengruppen. Die Quantifizierung wird in jeder Zusammenfassung 

der analysierten Fragen grafisch veranschaulicht. Dabei werden Ergebnisse von Fra-

gen die direkt um individuellen Input in Form von berücksichtigungswerten Sachver-

halten bitten mit Hilfe zusätzlicher Grafiken erweitert. 

Die Qualität der Stellungnahmen unterscheidet sich zwischen den Interessengruppen 

nur geringfügig. Jedoch sind einerseits Stellungnahmen vertreten die keinen eigenen 

Kommentar abgeben, andererseits werden Meinungen zum Teil sehr ausführlich dar-

gelegt. Insgesamt werden die Fragen überwiegend zustimmend – entsprechend den 

Vorschlägen des IASB – beantwortet. Die Beteiligungsquoten schwanken zwischen 

den Interessengruppen quantitativ um bis zu 100%. Auch einstimmige Ergebnisse sind 

zu verzeichnen. Die Fragen ob börsennotierte Unternehmen zur Anwendung des IFRS 

for SMEs zugelassen werden sollen und wo Regelungen zum Fair Value im Standard 
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positioniert werden sollen polarisieren mit nur 2,5% Unterschied am stärksten. Erstere 

wird am häufigsten abgelehnt, letztere findet den größten Zuspruch. 
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